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Blockaden bei ALSTOM 

Die Gasturbinenfabriken in Mannheim und 
Birr sind von Schließung bedroht. Die IG 
Metall rief zum Aktionstag am 29. April. 
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Schlachtross des Kalten Krieges 

Vernon A. Walters verbuchte auch den 
Zusammenbruch der sozialistischen 
Staaten Europas als seinen Verdienst. 
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Thema der Woche 


40 Jahre Pressefeste 
der UZ 

Die Geburtsstunde der UZ-Pressefeste war 
1974 auf den Rheinwiesen in Düsseldorf. 
Das Pressefest 2014 ist das zehnte, das in 
Dortmund im Revier¬ 
park Wischlingen 
stattfindet. Ein 
kleiner Rück¬ 
blick auf 
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Putschisten treiben Ukraine 
in den Bürgerkrieg 

Zuspitzung der Situation auch durch Protestierer 


N ach Ostern hat das Kiewer Re¬ 
gime seine „Strafaktion“ gegen 
die Protestierer im Südosten 
des Landes fortgesetzt. In Slawjansk 
wurden dabei mehrere Menschen ge¬ 
tötet. Auch an anderen Stellen nahmen 
die Kämpfe zu. 

Wie RIA Novosti unter Berufung 
auf einen Informanten im ukraini¬ 
schen Generalstab berichtete, finden 
die unter Verantwortung des Geheim¬ 
dienstes SBU stattfindenden Einsätze 
auf der Grundlage hochpräziser Land¬ 
karten statt. Diese seien „in Überein¬ 
stimmung mit dem geographischen 
Informationssystem der NATO an¬ 
gefertigt“ worden. Angeblich sollen 
die Amerikaner sie mitgebracht ha¬ 
ben, die zur Vorbereitung des Besu¬ 
ches von US-Vizepräsiden Biden nach 
Kiew gekommen sind. Im Gefolge die¬ 
ses Besuches hat dann bekanntlich die 
„Strafaktion“ begonnen. 

Nach dem Informanten soll vor al¬ 
lem die Nationalgarde mit den spezi¬ 
ell gebildeten Bataillonen „Charkiw“ 
und „Sloboschantschina“ aus Mitglie¬ 
dern des „Rechten Sektors“ zum Ein¬ 
satz kommen. Damit es nicht wieder 
dazu komme, dass Soldaten auf die 
Seite der Selbstverteidigungskräfte 
überlaufen, sollen an „der Offensive 
gegen die Separatisten“ keine Kräfte 
aus den südöstlichen Regionen mehr 
teilnehmen. Unter anderem gehe es 
um die „unzuverlässigen“ mechani¬ 
sierten Brigaden Nr. 92 und Nr. 93, die 
in den Gebieten Charkiw und Donezk 
stationiert seien. Jetzt würden die 17. 
Panzerbrigade und die 24. Mechani¬ 
sierte Brigade aus den Gebieten Kri- 
woi Rog und Lwiw mit insgesamt mehr 
als 4 000 Soldaten eingesetzt. Mit der 
Rückeroberung der staatlichen Ver¬ 
waltungsgebäude seien die Spezialein¬ 
heiten „Bars“, „Omega“ und „Jaguar“ 
beauftragt. Notfalls sollten sie von der 
SBU-Spezialeinheit Alpha unterstützt 
werden. 

Soweit die Information über das 
Bürgerkriegsszenario des Kiewer Put- 
schisten-Regimes. Das russische Au¬ 
ßenministerium hatte zudem schon 
Anfang April darauf hingewiesen, 
dass auch Spezialisten der privaten 
US-Militärorganisation Greystone in 
Stärke von etwa 150 Mann, in Unifor¬ 


men der Sondereinheit Sokol geklei¬ 
det, eingesetzt werden sollen. 

Am Montag teilte nun ein Spre¬ 
cher des russischen Verteidigungsmi¬ 
nisteriums unter Verweis auf Satelli¬ 
tenbilder mit, dass das Putschisten- 


Regime an der ukrainisch-russischen 
Grenze im Raum der Protesthoch¬ 
burg Slawjansk mehr als 15 000 Sol¬ 
daten, rund 160 Kampfpanzer, 230 
Schützenpanzer sowie mindestens 
150 Geschütze und Mehrfachrake¬ 
tenwerfer in Stellung gebracht habe. 
Da stellt sich die Frage, was der Sinn 
dieser enormen Konzentration von 
Soldaten und Kampftechnik sein soll? 
Entweder haben die Kiewer Macht¬ 
haber vor, ein Blutbad in der Südost- 
Ukraine anzurichten oder sie wollen 
Russland zum Eingreifen provozie¬ 
ren. Da die Ukraine in einem Krieg 
mit Russland hoffnungslos unterlegen 
wäre, könnte dies nur dem Zweck die¬ 
nen, die NATO direkt militärisch in 
den Konflikt hineinzuziehen, was die 
Gefahr eines dritten Weltkrieges her¬ 
aufbeschwören könnte. All das unter¬ 
streicht, was für eine gefährliche Ban¬ 
de skrupelloser Abenteurer mit Hilfe 
bewaffneter Faschisten und Unterstüt¬ 


zung des Westens in Kiew die Macht 
ergriffen hat. 

In dieser brandgefährlichen Situ¬ 
ation muss allerdings - bei allem Ver¬ 
ständnis dafür, dass die russischspra¬ 
chigen ukrainischen Bürger der Ost- 


und Südostukraine nicht unter einem 
solchen Regime leben wollen - festge¬ 
stellt werden, dass manche Aktivitäten 
der dortigen Protestierer auch nicht 
zur Entspannung der Lage beitragen. 
So dürfte es wenig hilfreich sein, wenn 
die von Russland vorgebrachte reale 
Forderung nach einer Föderalisierung 
der Ukraine, die von den Protestieren 
unterstützt wird, faktisch durch deren 
Proklamierung unabhängiger „Volks¬ 
republiken“ - wie vor einigen Tagen 
auch in Lugansk geschehen - wieder 
in Frage gestellt wird. 

Angesichts der Tatsache, dass sol¬ 
che Minirepubliken überhaupt nicht 
lebensfähig wären, könnte es in Wirk¬ 
lichkeit letztlich nur um einen An¬ 
schluss an Russland gehen. Das wäre 
aber höchst gefährlich, völkerrecht¬ 
lich sehr problematisch und unter ge¬ 
schichtlichen und anderen Gesichts¬ 
punkten auch nicht mit der Wieder¬ 
vereinigung der Krim mit Russland 


vergleichbar. Dies sollte Russland den 
Protestierern unmissverständlich deut¬ 
lich machen. 

In den letzten Tagen wurde in den 
westlichen Medien viel Aufsehen um 
die Festsetzung „einer Gruppe von 


OSZE-Militärbeobachtern“ in Slaw¬ 
jansk gemacht. Dabei geht es allerdings 
um Etikettenschwindel. Die Gruppe 
gehört nicht zu der offiziellen OSZE- 
Mission. Deshalb spricht auch der 
Schweizer Außenminister als OSZE- 
Chef nur von „Militärbeobachtern aus 
OSZE-Ländern“. 

Die Gruppe besteht aus elf Mili¬ 
tärs, zumeist aus NATO-Staaten. Da¬ 
runter sind vier Bundeswehroffiziere 
einschließlich eines deutschen Obers¬ 
ten als Leiter der Gruppe. Hinzu kom¬ 
men vier ukrainische Militärs als „Be¬ 
gleiter“. Da liegt der Spionageverdacht 
als Grund für die Festnahme durchaus 
nahe. 

Was die deutsche Regierung und 
ihren Protest betrifft, so handelt sich 
dabei um pure Heuchelei. Die offen¬ 
bar auf ihre Initiative zurückgehende 
Entsendung der angeblichen „OSZE- 
Beobachter“ ist eine eindeutige Pro¬ 
vokation. Willi Gerns 



15. April, Donezk: berechtigte Sorge, aber zu kurz gegriffen ... 


Öffentlicher Dienst: 87,3 Prozent Zustimmung 

Bundestarifkommission nimmt nach Mitgliederbefragung Tarifergebnis für Bund und Kommunen an 


Die Bundestarifkommission der Ver¬ 
einten Dienstleistungsgewerkschaft 
(ver.di) für den öffentlichen Dienst 
hat am vergangenem Montag das 
Tarifergebnis für die rund zwei Mil¬ 
lionen Beschäftigten von Bund und 
Kommunen angenommen. Zuvor wa¬ 
ren die ver.di-Mitglieder in Bundes¬ 
verwaltungen, Behörden, kommuna¬ 
len Verwaltungen, Einrichtungen und 
Unternehmen zu ihrer Meinung über 
den Verhandlungsstand vom 1. Ap¬ 
ril 2014 befragt worden und hatten 
diesem Ergebnis im Rahmen der 
Mitgliederbefragung mit deutlichen 


87,3 Prozent zugestimmt. Die Bun¬ 
destarifkommission entschied mit 70 
Ja-Stimmen und zwei Nein-Stimmen. 
Damit sind die Tarifverhandlungen 
endgültig abgeschlossen. 

Die Beschäftigten bei Bund und 
Kommunen erhalten rückwirkend 
zum 1. März 2014 eine Gehaltser¬ 
höhung von 3,0 Prozent, mindestens 
aber 90 Euro mehr Gehalt. Eine wei¬ 
tere Anhebung der Gehälter erfolgt 
zum 1. März 2015 um 2,4 Prozent. Die 
Ausbildungsvergütungen werden zu 
den gleichen Terminen um 40 bzw. 
20 Euro erhöht. Außerdem beträgt 


der Urlaubsanspruch ab 2014 für alle 
Beschäftigten einheitlich 30 Tage, für 
Auszubildende steigt der Urlaubsan¬ 
spruch von 27 auf 28 Tage. Darüber 
hinaus wurde für Auszubildende die 
faktische Übernahmegarantie überall 
dort, wo bedarfsgerecht ausgebildet 
wurde, verlängert. 

Mit diesem Ergebnis, das mit 
5,7 Prozent mehr Geld in zwei Jahren 
in der Spitzengruppe der diesjährigen 
Abschlüsse liegt, konnte das Ziel ei¬ 
ner deutlichen Reallohnsteigerung er¬ 
reicht werden. Des Weiteren wurde die 
Forderung nach einer sozialen Kompo¬ 


nente durchgesetzt, von der vor allem 
untere und mittlere Entgeltgruppen 
profitieren. Da der Mindestbetrag von 
90 Euro bis in mittlere Entgeltgruppen 
die vereinbarte lineare Erhöhung von 
3,0 Prozent übertrifft, summiert sich 
das Volumen der Lohnsteigerung hier 
im ersten Jahr auf 3,3 Prozent. Über¬ 
dies wurden deutliche Verbesserungen 
für die Auszubildenden erzielt. 

ver.di erwartet, dass der Bundesin¬ 
nenminister jetzt rasch seine Ankün¬ 
digung umsetzt und das Tarifergebnis 
zeit- und wirkungsgleich auf die Be¬ 
amtinnen und Beamten überträgt. 


Mit Wecker für 
den Frieden! 

Konstantin Wecker kommt zum 18. 
UZ-Pressefest nach Dortmund (27- 
29. Juni). Er wird am Samstagabend, 
den 28. Juni, gemeinsam mit der 
Auschwitz-Überlebenden Esther Be- 
jarano und den Rappern der Micro- 
phone Mafia aus Köln auf der Haupt¬ 
bühne zu sehen und vor allem zu hö¬ 
ren sein. 

Wir freuen uns auf ihn nicht nur 
als Musiker, sondern auch als politi¬ 
schen Weggefährten. Er war und ist 
mit seinen Liedern bei Blockaden 
gegen Neofaschisten ebenso dabei 
wie bei den jährlichen Protesten ge¬ 
gen die NATO-Sicherheitskonferenz 
in München. Heute guckt er wie vie¬ 
le von uns mit Sorge auf die Ukraine: 
„Was wir zur Zeit in Teilen der Me¬ 
dien erleben, macht mir Angst. Das 
ist Kriegspropaganda - während die 
Entwicklungen rund um die Ukraine 
bedrohliche Schritte zur Eskalation 
sind. Jetzt verstärkt die NATO ihre 
Präsenz in Osteuropa. Die Bundes¬ 
regierung macht natürlich wieder mit 
und schickt Kampfjets: Wenn wir ir¬ 
gendwann eine machtvolle Friedens¬ 
bewegung gebraucht haben, dann ge¬ 
nau jetzt!“ 

Was er nicht mag sind falsche 
Freunde. Und so äußert sich Kons¬ 
tantin Wecker aktuell auch zu den 
Versuchen, die Montagsdemos von 
rechts zu unterwandern. Er fragt: „Ist 
das ein erneuter Versuch, uns zu spal¬ 
ten - wie seinerzeit Joschka Fischers 
infamer Schachzug: ,Nie wieder Au¬ 
schwitz 4 beim Jugoslawien-Krieg, der 
die Friedensbewegung regelrecht zer¬ 
fetzt hat? (...) Es ist klar: wir müssen 
auf die Straße, für den Frieden! Aber 
lasst uns besser genau hinschauen, wer 
da alles mit welchen Parolen mitrennt. 
Für eine machtvolle Friedensbewe¬ 
gung ohne Antisemitismus!“ 

Recht hat er! Wir freuen uns über 
Konstantin Wecker auf unserem 18. 
UZ-Pressefest. 

Lesen Sie weiter auf Seite 8 


UZ-PRESSEFEST 

VOLKSFEST der DKP 

27.-29. Juni 2014 • Dortmund 



Nur noch 
8 Wochen 


bis zum 

18. UZ-Pressefest - 
Volksfest der DKP 

Weiteres siehe Seite 4,8, 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit CE 


Castkolumne von Manfred Dietenberger 


Die Reichen werden 
reicher - die Armen mehr 


Angela Merkel prahlte im Janu¬ 
ar in ihrer Regierungserklärung: 
„Deutschland geht es so gut wie lan¬ 
ge nicht mehr.“ Seither kaut sie - und 
ihre Getreuen gleichsam - bei jeder 
sich bietenden Gelegenheit diesen 
Satz immer wieder. Und in der Tat: 
Im Vergleich zu Resteuropa geht es 
der deutschen Wirtschaft komfor¬ 
tabel und die Unternehmerprofite 
sprudeln heftig. 

Es stimmt auch die rosenkranz¬ 
mäßig wiederholte Halbwahrheit, 
dass hierzulande noch nie zuvor so 
viele Menschen einer sozialversiche¬ 
rungspflichtigen Beschäftigung nach¬ 
gingen. 

Hinter den volkswirtschaftlichen 
Erfolgsbilanzen verbirgt sich (aber) 
eine fortschreitende Spaltung der 
Gesellschaft. „Immer größere Bevöl¬ 
kerungsgruppen werden sozial abge¬ 
hängt, der Trend ist bedrohlich“, so bi¬ 
lanziert Dr. Joachim Rock, Verfasser 
des gerade veröffentlichten Jahres¬ 
gutachtens des Paritätischen Wohl¬ 
fahrtsverbandes. Die Kluft zwischen 
Arm und Reich in Deutschland wird 
immer größer: Die Armutsquote in 
Deutschland steigt ebenso wie die 
Zahl der privaten Schuldner, stellt 
das Gutachten fest und belegt es mit 
alarmierenden Zahlen: Die Armuts¬ 
quote ist von 14 Prozent in 2006 auf 
15,2 Prozent im Jahr 2012 gestiegen. 
Von dieser Quote erfasst wird, wer 
unterhalb der Armutsgrenze lebt. 


Besonders armutsgefährdet sind 
Erwerbslose und Alleinerziehende. 
Und der Bericht stellt fest: „Ganz 
offenbar ist eine große, wachsende 
Zahl von Menschen von der Wohl¬ 
standsentwicklung abgekoppelt.“ 

Konkretisiert in Zahlen liest 
sich das so: Die Zahl der privaten 
Schuldner stieg von 6,2 Millionen 
im Jahr 2009 auf knapp 6,6 Millio¬ 
nen 2013. Jeder zehnte Erwachsene 
ist mittlerweile überschuldet mit im 
Durchschnitt mehr als 30 000 Euro. 
Armes Deutschland? Nein, denn 
noch nie gab es so viel privates Ver¬ 
mögen in diesem unserem Lande 
wie heute. Das Privatvermögen be¬ 
läuft sich auf insgesamt 7,4 Billionen 
Euro, davon sind 5,1 Billionen über¬ 
wiegend Grund- und Immobilien¬ 
besitz. „Noch nie war im vereinigten 
Deutschland die Spanne zwischen 
Arm und Reich größer“, sagte Vorsit¬ 
zende des Paritätischen Wohlfahrts¬ 
verbandes. Dr. Rolf Rosenbrock. 

Die im Gutachten festgestell¬ 
te soziale Ungleichheit ist - und 
um diese Wahrheit drückt man sich 
noch beim Verband - kein Kollate- 
ralschaden bzw. ein unbeabsichtig¬ 
ter Effekt, sondern systemisch. Wie 
heißt es doch in dem alten Arbeiter¬ 
lied richtig: Denn durch Deutsch¬ 
land geht ein tiefer Riss, dafür gibt 
es keinen Kompromiss. Wer von Ar¬ 
mut spricht, darf vom Kapitalismus 
nicht schweigen. 



WÄHLE DKP WEIL 

sie die einzige Partei ist , 
die den Kampf gegen die 
Banken und Konzerne, um 
das Recht auf Arbeit und 
Frieden konsequent verfotgt 
und vor allem auch führt! 


*\ 

IFELIX, 23 AUS LEMGO 
J Mitglied ixt der SDAJ 
I und bei der IG Metall 


„Wir - die arbeitende und lernen¬ 
de Jugend - geraten immer häufiger 
aufs Abstellgleis“, heißt es in einem 
Aufruf der Sozialistischen Deutschen 
Arbeiterjugend. „Schmalspurausbil¬ 
dung, Überstunden, Angst vor Ar¬ 
beitslosigkeit und Hartz IV gehören 
für uns Jugendliche bereits zum All¬ 
tag. Die Kosten für die eigene Aus¬ 
bildung gehen in die Höhe, die Qua¬ 
lität sinkt jedoch in den Keller. Ob in 
Deutschland, Spanien, Griechenland: 
Die anhaltenden Krise verschärft die 
miese Situation der Jugend in Euro¬ 
pa noch einmal massiv.“ 

Letztlich müsse die Jugend ihre 
Zukunft in die eigene Hand neh¬ 
men und ihre Perspektiven selbst er¬ 
kämpfen. Paul Rodermund, Bundes¬ 
vorsitzender der SDAJ, sagte, „Ein 
Schritt dahin ist der Kampf für ein 
verbindliches Ausbildungsgesetz. 
Während der ,Ausbildungspakt 4 , von 
Bundesregierung und Unternehmen 
gefeiert wird, macht der Mangel an 
Ausbildungsplätzen jedes Jahr meh¬ 
reren hunderttausend Jugendlichen 
ein selbstbestimmtes Leben unmög¬ 
lich.“ Ein Ausbildungsgesetz, das je¬ 
dem und jeder Jugendlichen einen 
Ausbildungsplatz und die unbefris¬ 
tete Übernahme im Beruf garantiert, 


wäre ein wirksames Mittel gegen Ju¬ 
gendarbeitslosigkeit. 

„Fünf EU-Gipfel zur Jugendar¬ 
beitslosigkeit im Jahr 2013 haben 
die Situation für Jugendliche in Eu¬ 
ropa um keinen Deut gebessert, im 
Gegenteil: Auf jedem dieser Treffen 
wurde festgestellt, dass sich die miese 
Situation noch mehr verbreitet, dass 
noch mehr Jugendliche ohne Job und 
ohne Zukunft dar stehen.“ 

Jetzt „noch mehr EU“ zu fordern, 
um aus dem Schlamassel herauszu¬ 
kommen, klinge wie ein schlechter 
Witz: Denn „mehr EU“ bedeutet 
mehr aggressive Sparpolitik und da¬ 
mit nur noch mehr Reichtum von 
Banken und Konzernen auf Kosten 
der Jugend. 

Weiter erklärt die SDAJ: „Des¬ 
halb heißt es für uns bei den Euro¬ 
pawahlen am 25. Mai unsere Stim¬ 
me gegen die EU zu erheben und 
die einzig wirkliche Alternative zu 
wählen: Die Deutsche Kommunisti¬ 
sche Partei (DKP) stellt sich kompro¬ 
misslos gegen die Sparpolitik der EU 
und die Umverteilung zugunsten der 
Banken und Konzerne.“ Der Jugend¬ 
verband hat für die EU-Wahl auch 
eine Jungwählerinitiative ins Leben 
gerufen. 


Widerstand bei ALSTOM 

Kolleginnen kämpfen für Beschäftigungs- und Besitzstandsicherung 


S eit Wochen kommen die Beleg¬ 
schaften des Kraftwerksanlagen¬ 
bauers ALSTOM in den deut¬ 
schen Standorten nicht zur Ruhe. Zu¬ 
nächst ging es um die beabsichtigte 
Schließung des Kesselbaustandortes 
Neumark, die Halbierung des Kessel¬ 
ingenieurstandortes Stuttgart, den mas¬ 
siven Personalabbau in den Standorten 


brauch, sich beim Betriebsrat zu infor¬ 
mieren und forderten die Geschäfts¬ 
leitung auf, Stellung zu beziehen. Da 
der Andrang der Kollegen so groß wur¬ 
de, wurde die Information durch den 
Betriebsrat unter freiem Himmel am 
Tor 8 durchgeführt. Dadurch war es 
der Fabrikleitung nicht möglich, erste 
Bauteile zweier großer Gasturbinen, 


Bouygues, über die Übernahme des 
angeschlagenen ALSTOM-Konzerns 
verhandelt. Siemens bietet mit. Sie¬ 
mens will die Kraftwerkssparte von 
ALSTOM übernehmen und dafür die 
eigene ICE- und Lokomotivfertigung 
an ALSTOM abtreten. Die letztere 
Variante wird von den Regierungen 
in Frankreich und Deutschland bevor- 



Bexbach (Schaufelfabrik), Mainz-Kas¬ 
tell (C0 2 -Abscheidungstechnik) und 
des konzerninternen IT-Bereichs so¬ 
wie um den Verkauf der der gesamten 
Sparte Wärmetauscher. 

Vor Ostern verdichteten sich die 
Anzeichen für eine Verlagerung der 
Gasturbinenproduktion aus den Fab¬ 
riken in Birr (Schweiz) und in Mann¬ 
heim nach Chattanooga (Tennessee). 
Aus diesem Grund machten die Kolle¬ 
gen des Mannheimer Standortes vom 
15.-17. April von ihrem Recht Ge- 


deren Fertigung und Endmontage für 
Mannheim zugesagt waren, auswärts 
bearbeiten zu lassen und sie von dort 
zur Endmontage nach Chattanooga zu 
versenden. Die Bauteile wurden von 
Betriebsräten und Vertrauensleuten 
auch über Ostern rund um die Uhr be¬ 
wacht und sind immer noch im Werk. 

Kurz nach Ostern verdichteten sich 
die Anzeichen dafür, dass der welt¬ 
weit größte amerikanische Turbinen¬ 
hersteller General Electric (GE) mit 
dem Hauptaktionär von ALSTOM, 


zugt. Egal welche Variante eintreten 
wird: Die beiden ALSTOM-Gastur¬ 
binenfabriken in Mannheim und Birr 
sind von einer Schließung bedroht, da 
sowohl GE als auch Siemens über eine 
bessere und preisgünstigere Gasturbi¬ 
nenbaureihe und über genügend eige¬ 
ne Fertigungskapazität verfügen. Die 
IGM hat für den 29. April zu einem 
Aktionstag an deutschen ALSTOM- 
Standorten aufgerufen. Da geht es um 
Beschäftigungs- und Besitzstandsiche¬ 
rung und Erhalt der Tarifbindung, -ch 


Gesundheitsreport mit „Geschmäckle“ 

Krankenkasse macht „Krankheitskulturen“ aus 


Im Jahr 2013 lag der Krankenstand 
unter Deutschlands Beschäftigten 
erstmals über vier Prozent. Seit 2006 
sind die erkrankungsbedingten „Fehl¬ 
zeiten“ um 28,1 Prozent gestiegen. Das 
hat jetzt die Techniker-Krankenkasse 
(TK) in ihrem Gesundheitsreport 2014 
auf der Basis der bei ihr eingereichten 
Krankmeldungen auf alle Erwerbstäti¬ 
gen in Deutschland hochgerechnet und 
veröffentlicht. 

Fast hätte ich die vorgegebene 
Sprachweise des Reports übernom¬ 
men. Die TK spricht ständig zum Bei¬ 
spiel von „krankgeschrieben“, „krank 
gemeldet“ „Fehlzeiten“ statt erkrankt 
und Krankheitsdauer oder Krank¬ 
heitstage. Die von der TK benutz¬ 
ten Formulierungen haben ein „Ge¬ 
schmäckle“ und riechen nach Yellow- 
Holiday-Schein- bzw. Gefälligkeits- 
Krankschreibung“. 

An jedem Arbeitstag des Jahres 
2013 waren statistisch rund vier von 
100 Beschäftigten krank. Das sind 
durchschnittliche rund 15 Krankheits¬ 
tage pro Person und Jahr - nicht ganz 
ein halber Tag mehr im Vorjahr. Folgt 
man der tendenziellen Aufbereitung 
der Daten durch die TK, so gibt es an¬ 
scheinend unterschiedliche regionale, 
demographische, geschlechts- und bil¬ 
dungsbasierte „Krankheitskulturen“. 

„Krankheitskulturen“ 

In Bayern und Baden-Württemberg 
waren die Menschen durchschnittlich 
12,5 oder 12,1 Tage krank, in Bremen 
14,4 oder in Hessen 14,5 Tage, in Sach¬ 
sen-Anhalt 17,3 Tage, in Brandenburg 


18,1 Tage und in Mecklenburg-Vor¬ 
pommern gar 18,4 Tage. 

Frauen (16,3 Tage) waren öfter 
krank als Männer (13,2 Tage). Be¬ 
schäftigte ohne Schulabschluss wa¬ 
ren 23 Tage, Beschäftigte mit Abitur 
12,6 Tage krank. Junge Menschen bis 
24 Jahre waren häufiger als die älteren 
Erwerbspersonen krank, allerdings 
kürzer. Mit zunehmendem Alter steigt 
vor allem die Dauer der Erkrankun¬ 
gen. Zwei Drittel aller Erkrankungen 
waren zwischen einem und sieben Ta¬ 
gen lang. 

Dass Krankheit und Beruf was 
miteinander zu tun haben erfährt man 
aber indirekt auch. So sind statistisch 
die Kolleginnen in den Metallberu¬ 
fen (23,1 Tage), in der Baubranche 
(21,4 Tage), der Verkehrs- und Lager¬ 
berufe (22,3 Tage), in den technischen 
Berufen (10,8 Tage) und in der Verwal¬ 
tung (11,3 Tage) krank. 

Glaubt man der TK, dann spielt 
auch das Wetter eine große Rolle. Al¬ 
lein die „Fehlzeiten“ aufgrund von Er¬ 
kältungskrankheiten stiegen im Ver¬ 
gleich zum Vorjahr um 24,3 Prozent, 
meldet die TK. 

Der Höhepunkt der Schnupfenzeit 
war am 21. Februar 2013. An diesem 
Tag „husteten“ die Beschäftigten mal 
besonders heftig auf die ihnen sonst all¬ 
täglich abverlangte, an der Gesundheit 
zehrende, Malocherei: „Der Kranken¬ 
stand lag an diesem Tag insgesamt bei 
rekordverdächtigen 5,81 Prozent“ re¬ 
gistrierte die TK dies verschnupft und 
rechnete vor, dass allein dadurch in den 
Unternehmen an diesem Tag zwei Pro¬ 


zent der Belegschaften aufgrund von 
Atemwegserkrankungen fehlten. Die 
TK weiß auch warum: „ Wenn es be¬ 
sonders häufig und besonders große 
Temperatursprünge gibt, dann gibt es 
einen statistischen Zusammenhang, 
dass auch die Anzahl der Erkältungs¬ 
krankheiten steigt.“ 

Psychische Erkrankungen 

Aber es gibt auch gute Nachrichten: 
Zum ersten Mal seit 2006 kam es zu 
keinem weiteren Anstieg der Fehlzei¬ 
ten aufgrund psychischer Probleme. 
Wie wenig diese überraschende Fest¬ 
stellung wert ist, wird ersichtlich, sobald 
man sich bei anderen Kassen umsieht. 
Die DAK verzeichnete zum Beispiel im 
Jahr 2013 einen Anstieg der Fehlzeiten 
aufgrund psychischer Probleme um 
sage und schreibe fünf Prozent - das 
sieht nicht nach Stagnation aus. 

Übrigens war Anfang März einer 
Pflichtveröffentlichung im Bundes¬ 
anzeiger zu entnehmen: Die Vorstän¬ 
de gesetzlicher Krankenkassen haben 
im vergangenen Jahr teils deutlich hö¬ 
here Bezüge erhalten. Zum Beispiel 
kassierte Jens Baas, Chef der Tech¬ 
niker Krankenkasse, 288 800 Euro - 
rund 12 000 Euro mehr als im Vorjahr. 
Christoph Straub, Vorstandschef der 
Barmer GEK (zur Zeit mit der Durch¬ 
führung eines massiven Stellenabbaus 
von 3 500 Vollzeitstellen beschäftigt), 
sackte 257 800 Euro plus einer Prä¬ 
mie von 25 000 Euro ein. Der Chef der 
DAK Gesundheit, Herbert Rebscher, 
war mit schlappen 246 600 Euro dabei. 

Wilhelm Dörner 
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„Wir lassen die Schaufeln fallen!“ 

IG BAU steigert Aktionen und Aktivitäten auf den Baustellen 



• • 

berall in Deutschland drehen 
sich die Baukräne, neue Gebäu¬ 
de entstehen, Straßen werden 
saniert: Die Bau-Branche boomt. Sie 
ist der Motor unserer Wirtschaft. Doch 
hinter diesen rosigen Wirtschaftsfak¬ 
ten stecken Existenzkämpfe, brutale 
Kämpfe um Aufträge und Lohndum¬ 
ping. Billige Arbeitskräfte aus dem 
Ausland, ausgebeutet von vor Kraft 
strotzenden Bauriesen, seit einiger Zeit 
auch vom aufstrebenden Mittelstand. 

Erste mittelständische Bauunter¬ 
nehmen, die sich nicht an den Schwei¬ 
nereien betreiben, befürchten, dass sie 
schon in Kürze Kurzarbeit anmelden 
müssen - sie bekommen schlicht kei¬ 
ne Aufträge, obwohl die Baubranche 
boomt. Diese Situation nutzen die Ar¬ 
beitgeberverbände in der Bauindustrie 
und im Bauhandwerk in den laufenden 
Tarifverhandlungen schamlos aus. 

Den Forderungen der IG BAU 
nach mehr Einkommen, besseren Re¬ 
gelungen für Auswärtsbeschäftigung 
und Ausbildungskosten, haben die 
Arbeitgeber unverschämte Gegenfor¬ 
derungen entgegengestellt - und das 
nennen sie auch noch „Angebot“: Ne¬ 
ben einer Einkommenserhöhung un¬ 
terhalb der Inflationsrate mit etlichen 
Ausnahmen im Durchschnitt 1,6 Pro¬ 
zent auf 30 Monate, verlangen sie beim 
zusätzlichen Urlaubsgeld eine Redu¬ 
zierung um zehn Prozentpunkte. Das 
würde einen Verlust von 400 Euro 
jährlich bedeuten und beim anteiligen 
13. Monatseinkommen eine Kürzungs¬ 
möglichkeit auf „0“, sowie eine Redu¬ 
zierung der Auslöse und die Möglich¬ 
keit, die Arbeitszeit auf über zehn 
Stunden zu verlängern. 


„Die sollen nicht glauben, dass wir 
nicht reagieren und nicht kämpfen wer¬ 
den“, sagte Regionalleiter Hans-Joa¬ 
chim Rosenbaum am Freitagnachmittag 
auf einer Kundgebung in Fulda. 

Nicht nur in Fulda waren die ab¬ 
hängig Beschäftigten aus den Baufir¬ 
men auf der Straße und in Aktion. In 
der ganzen Republik, von Berlin bis 
Rosenheim, haben die „Bauleute“ mit 
unterschiedlichsten Aktionen Druck 
auf die Arbeitergeberverbände ausge¬ 
übt. In Westfalen probten die Kollegin¬ 
nen und Kollegen bereits den Ernstfall 
und führten Urabstimmungen zur Probe 
auf den Baustellen durch. Das Ergebnis 
zeigte deutlich, wie die Stimmungslage 


im Baugewerbe ist. In Westfalen gibt es 
jetzt bereits ein klares Signal zum Streik. 
Ob beim Flashmob wie in Köln, oder 
beim spontanen Besuch der Arbeitge¬ 
berverbände, die Signale von den Bau¬ 
stellen sind eindeutig. 

Deutliche Worte fand Karl-Otto 
Waas, ehrenamtliches Mitglied der Ta¬ 
rifkommission auf der Kundgebung in 
Fulda: „Wir lassen die Schaufeln fallen!“ 

Diese Worte sind eine klare Ansa¬ 
ge an die Arbeitgeberverbände, end¬ 
lich zur Vernunft zu kommen. Die IG 
BAU will rund um den ersten Mai ihre 
Schlagzahl an Aktionen und Aktivitä¬ 
ten auf den Baustellen erhöhen. Bis¬ 
her haben sich die Aktivitäten noch in 


Grenzen gehalten. Sollte die Blocka¬ 
de in den Köpfen der Arbeitgeber sich 
nicht bis zum 5. Mai zur letzten Ver¬ 
handlungsrunde ändern, „können wir 
auch anders“, so Andreas Goerke, Ge¬ 
werkschaftssekretär. Goerke erinnert 
an den Baustreik 2002, als es zu Behin¬ 
derungen auf Autobahn und Schnell¬ 
straßenbaustellen kam und der Ver¬ 
kehr sich über Kilometer staute. Sollten 
die Arbeitgeber die Signale nicht ver¬ 
stehen, wird es ab Mitte Mai flächen¬ 
deckende Urabstimmungen auf den 
Baustellen geben und ab Juni heißt es 
dann: „Alle Kräne und Bagger stehen 
still, wenn dein starker Arm es will!“ 

-ler 



Anton Schlecker in Insolvenz 

Selbstbedienungsladen? 


Der Hoffnung ehemaliger Beschäftig¬ 
ter von Schlecker auf Bezahlung ih¬ 
rer Forderungen aus dem Sozialplan, 
noch 2011 vorenthaltenen Leistungen 
oder bereits damals wirksam geltend 
gemachten falschen Eingruppierun¬ 
gen hat der Insolvenzverwalter Arndt 
Geiwitz dieser Tage einen gehörigen 
„Dämpfer“ verpasst. Er ließ verlaut¬ 
baren, mit einer Beendigung des Insol¬ 
venzverfahrens könne „in den nächs¬ 
ten Monaten mit Sicherheit nicht ge¬ 
rechnet werden“. Vielmehr werde 
dessen Abwicklung „noch die nächs¬ 
ten fünf bzw. sechs Jahre in Anspruch 
nehmen“. 


„Sämtliche Vermögensgegen¬ 
stände“ des Unternehmens müssten 
in dieser Zeit „verwertet“ werden. 
Dann erst könne „die Verteilung der 
Vermögensmasse“ angegangen wer¬ 
den. Doch schon heute weiß Arndt 
Geiwitz ziemlich genau, wer was be¬ 
kommen wird. 

„Rang 1“ und damit „absoluten 
Vorrang“ bei den Forderungen an 
Schlecker besäßen die „Kosten des 
Verfahrens“. Das ist doch schön für 
ihn, denn dazu gehören neben den 
Gerichtskosten sein Honorar und 
alle seine Auslagen, aber auch die 
Vergütungen für die Mitglieder des 


Gläubigerausschusses. Auf „Rang 2“ 
folgten so genannte Masseverbind¬ 
lichkeiten, also solche Forderungen, 
die nach Eintreten der Insolvenz ent¬ 
standen; hierzu könnte der durch die 
sofortige „Freistellung“ entstandene 
Unterschiedsbetrag zwischen dem 
Arbeitslosengeld und dem früheren 
Nettolohn für die Zeit der in der In¬ 
solvenz auf drei Monate verkürzten 
Kündigungsfrist gehören. Für solche 
Forderungen sagt Arndt Geiwitz vo¬ 
raus, sie könnten „nicht mehr ganz 
oder gar nicht beglichen werden“. Auf 
„Rang 3“ werden jene Forderungen 
plaziert, die zur Insolvenztabelle an¬ 


gemeldet wurden; beispielsweise die 
Abfindungen aus dem Sozialplan von 
2010 oder Lohnforderungen für die 
Zeit bis Ende 2011. In diese Rangstufe 
dürfte der größte Teil der Gesamtsum¬ 
me aller Forderungen der Beschäftig¬ 
ten fallen. Für sie „steht voraussicht¬ 
lich kein Geld zur Verfügung“. Wie es 
aussieht, ist Schlecker auch nach der 
Insolvenz für manche ein „Selbstbe¬ 
dienungsladen „ geblieben, der eini¬ 
ge wenige reicher macht und jene, die 
jahre- oder jahrzehntelang für den 
unsäglichen Anton geschuftet haben, 
leer ausgehen lässt. 

Horst Gobrecht 


Vertane Chancen 

Problematische Situation in der Tarifrunde bei der Telekom 


„Der Tarifkonflikt bei der Deutschen 
Telekom ist beigelegt, 72 000 Beschäf¬ 
tigte erhalten mehr Geld. Arbeitgeber 
und Gewerkschaft ver.di verständigten 
sich am Mittwoch auf eine Anhebung 
der Gehälter in zwei Schritten um ins¬ 
gesamt 4,6 Prozent.“ So zu lesen im 
„Darmstädter Echo“ vom 10.04.14 im 
dortigen Wirtschaftsteil. 

Dies ist allerdings nur die halbe Wahr¬ 
heit. Richtig ist, dass für die Bereiche 
der DTAG, den Servicegesellschaften 
und für die Auszubildenden und du¬ 
alen Studenten die Tarifrunde 2014 
vorbei ist. Die von der Großen Tarif¬ 
kommission gebilligte Einigung sieht 
folgendermaßen aus: Nach zwei Leer¬ 
monaten gibt es dieses Jahr 2,5 Pro¬ 
zent mehr, für die unteren Einkom¬ 
mensgruppen eine Erhöhung um 
2,9 Prozent. Nächstes Jahr für alle Be¬ 
schäftigten nochmals 2,1 Prozent. Der 
Ausschluss betriebsbedingter Been¬ 
digungskündigungen wurde bis zum 
31. Januar 2016 verlängert. 
Begeisterung hat dieses Ergebnis nir¬ 
gends ausgelöst. Viele hatten erwartet, 
dass sich das Ergebnis dem Tarifab¬ 
schluss des öffentlichen Dienstes an¬ 
nähern würde. Auch die lange, 24-mo- 
natige, Laufzeit wird kritisch gesehen. 


Die Bedingungen für einen guten Ta¬ 
rifabschluss wären vorhanden gewe¬ 
sen: Telekom-Vorstandschef Höttges 
verkündete auf der Bilanzpressekon¬ 
ferenz stolz, dass die Finanzziele für 
das Gesamtjahr 2013 erreicht und so¬ 
gar leicht übertroffen wurden. Das be¬ 
reinigte EBITDA (Gewinn vor Zinsen, 
Steuern und Abschreibungen - Red.) 
belief sich auf 17,4 Milliarden Euro. 
Der Umsatz legte im Gesamtjahr um 
3,4 Prozent auf 60,1 Milliarden Euro 
zu. Im vierten Quartal belief sich das 
Umsatzplus gegenüber dem Vorjahr 
sogar auf 6,5 Prozent. Die Aktionäre 
durften sich freuen, sie können wieder 
mit einer Dividende von 50 Cent pro 
Aktie rechnen. 

Die Beteiligung an den Warnstreikak¬ 
tionen war zufriedenstellend - bun¬ 
desweit haben sich alleine am 8. und 
9. April 2014 über 12 000 Telekom- 
Beschäftigte beteiligt. Zu diesem Zeit¬ 
punkt noch gemeinsam mit Beschäftig¬ 
ten von T-Systems. 

T-Systems 

Die Tarifeinigung gilt nicht für die Be¬ 
schäftigten der T-Systems. Im Dezem¬ 
ber wurde in den Wirtschaftsteilen gro¬ 
ßer überregionaler Zeitungen berich¬ 


tet, dass 4 000 bis 6 000 Arbeitsplätze 
bei der Konzerntochter T-Systems ge¬ 
strichen oder verlagert werden sollen. 
Mittlerweile wurden die Abbauzahlen 
konkretisiert, 4 900 Beschäftigte sol¬ 
len gehen. 

Auch nach der dritten Verhandlungs¬ 
runde am 11. April 2014 legten die Te¬ 
lekom-Verantwortlichen nach wie vor 
kein Angebot vor. Sie wollten lieber 
über „sozialverträglichen Personalab¬ 
bau“ reden. Die ver.di -Verhandlungs¬ 
kommission stellte fest, dass „mit Ar¬ 
gumenten bei T-Systems in dieser Ta¬ 
rifrunde nichts zu bewegen ist“. Gerade 
hier liegt aber das Problem. Bei T-Sys¬ 
tems ist der Organisationsgrad von ver. 
di eher bescheiden. Wie viele Kollegin¬ 
nen und Kollegen sich an geplanten 
Warnstreikaktionen Ende April betei¬ 
ligen, ist mehr als offen. Ein Brief des 
Bundesfachbereichsvorsitzenden an 
alle ver.di-Mitglieder soll aufrütteln 
und motivieren. 

Chance vertan 

In der Tarifrunde bei der Telekom ist 
jetzt eine problematische Situation 
eingetreten. Für einen Bereich, gut 
organisiert und in weiten Teilen auch 
durchsetzungsfähig, wurde eine Ei¬ 


nigung erzielt. Für diesen Teil ist die 
Tarifrunde vorbei, nach gültigem Ar¬ 
beitskampfrecht herrscht hier „Frie¬ 
denspflicht“. Der organisationspoli¬ 
tisch schwächere Teil ist jetzt alleine 
in der Auseinandersetzung. 

Im Vorfeld der Tarifrunde war dies 
nicht so vorgesehen. Geplant war eine 
„umfassende Koordinierung“, „einheit¬ 
liche, abgestimmte Positionen“ sollten 
entwickelt und „gemeinsam und kon¬ 
sequent durch- und umgesetzt“ wer¬ 
den. 

Angedacht war auch eine Verzahnung 
der Aktivitäten mit der gleichzeitig 
stattfindenden Tarifrunde ÖD. Umge¬ 
setzt wurde dies nur im geringen Maß - 
zu unterschiedlich waren die Streik¬ 
strategien. Vor Ort war deshalb oftmals 
nur der Austausch von Grußbotschaf¬ 
ten möglich. Gemeinsame Streikaktio¬ 
nen, Besuche von Streikenden des je¬ 
weiligen anderen Bereiches waren die 
Ausnahme und regional begrenzt. 
Diese Chancen wurden vertan. Es wird 
jetzt darauf ankommen, in den restli¬ 
chen Telekom-Betrieben Solidarität zu 
entwickeln. Dabei muss auch das Mit¬ 
tel des Solidaritätsstreiks geprüft und 
verantwortungsvoll angewendet wer¬ 
den. Yvonne Schuld 


Einigung bei Zeitungen 

Nach elf Verhandlungsrunden und zahl¬ 
reichen Streiks hat die Deutsche Jour¬ 
nalistinnen- und Journalisten-Union 
(dju) in ver.di mit dem Bundesverband 
Deutscher Zeitungsverleger (BDZV) 
eine Tarifeinigung für die rund 14 000 
Redakteurinnen und Redakteure so¬ 
wie Freie und Pauschalisten bei Tages¬ 
zeitungen erzielt. Demnach sollen die 
Gehälter rückwirkend zum 1. Mai 2014 
um 2,5 Prozent und zum 1. April 2015 
ein weiteres Mal um 1,5 Prozent erhöht 
werden. Die Honorare für Freie steigen 
zum 1. Juni 2014 und zum 1. Mai 2015 
jeweils um 1,8 Prozent. 

Erstmals ist es auch gelungen, eine 
entsprechende Erhöhung der Pauscha¬ 
len tarifvertraglich durchzusetzen, die¬ 
se allerdings begrenzt auf eine Monats¬ 
pauschale von bis zu 2 000 Euro. Der 
neue Gehaltstarifvertrag läuft bis zum 
31. Dezember 2015. Er gilt ab Oktober 
2014 auch für die Onliner in den Re¬ 
daktionen. 

Immer mehr werden 
abgehängt 

Laut aktuellen Gutachten des Paritäti¬ 
schen Gesamtverbandes hat die soziale 
Spaltung in Deutschland deutlich zuge¬ 
nommen. „Hinter den volkswirtschaftli¬ 
chen Erfolgsbilanzen verbirgt sich eine 
fortschreitende Spaltung der Gesell¬ 
schaft. Immer größere Bevölkerungs¬ 
gruppen werden sozial abgehängt, der 
Trend ist bedrohlich“, so Dr. Joachim 
Rock, Autor des Gutachtens. Noch nie 
habe es so viele Erwerbstätige gegeben, 
aber auch noch nie so viele prekäre Tä¬ 
tigkeiten und Teilzeitbeschäftigungen. 
Die Zahl der Langzeitarbeitslosen stag¬ 
niere trotz guter Wirtschaftslage auf ho¬ 
hem Niveau und auch die Armutsquote 
habe einen Höchststand erreicht. 

Keine Hungersnot 
in Luxemburg 

Jean-Claude Juncker, bei der Europa¬ 
wahl Spitzenkandidat der konservati¬ 
ven Parteien, hat bei der Eröffnung des 
Europawahlkampfs der niedersächsi¬ 
schen CDU in Braunschweig „Gleicher 
Lohn für gleiche Arbeit - Mindestlohn 
überall“ gefordert. Und er verwies auf 
das Beispiel Luxemburg wo seit Mitte 
der 70er-Jahre ein Mindestlohn (derzeit 
11,50 Euro) existiere. Und er beruhigte 
die CDU Basiss; „Das hat nicht dazu ge¬ 
führt, dass in Luxemburg Massenarmut 
und Hungersnot ausgebrochen wären.“ 

Ausbildung: Jeder 
Dritte ging leer aus 

Den jüngst im Bundeskabinett beschlos¬ 
senen Berufsbildungsbericht 2014 kom¬ 
mentierte die stellvertretende DGB- 
Vorsitzende Elke Hannack so: „Der 
Ausbildungsmarkt befindet sich in einer 
handfesten Krise: Trotz einer robusten 
Konjunktur und steigender Schulabgän¬ 
gerzahlen haben wir 2013 einen histori¬ 
schen Tiefstand bei neuen Ausbildungs¬ 
verträgen erreicht. Die Zahl der abge¬ 
schlossenen Verträge sank mit 530 700 
auf den niedrigsten Wert seit 1977 - 
und damals wurden nur die westdeut¬ 
schen Bundesländer gezählt. Nur noch 
gut jeder fünfte Betrieb bildet aus. Von 
816 000 ausbildungsreifen Bewerbern 
haben nur 530 700 einen Ausbildungs¬ 
platz bekommen. Somit ging rund jeder 
dritte Jugendliche bei der Suche nach ei¬ 
nem Ausbildungsplatz leer aus. Gleich¬ 
zeitig konnten 33 500 Ausbildungsplätze 
nicht besetzt werden. 

Junge Gewerkschafter auf Tour 

Sieben junge Mitglieder der Eisenbahn- 
und Verkehrsgewerkschaft (EVG) er¬ 
kunden bis zum 15. Mai europäische 
Metropolen mit dem Zug. Auf ihrer 
Reise treffen sie sich mit Gewerkschaf- 
terlnnen aus unterschiedlichen Län¬ 
dern. Was sie auf ihrer Reise erleben 
und was ihre europäischen Kolleginnen 
über Europa denken, schildern die jun¬ 
gen Eisenbahnerlnnen auf einem Blog. 
Die Reise führt unter anderem über 
Prag, Tallinn, Helsinki, Stockholm, Lon¬ 
don, Brüssel und Amsterdam. Ihre Ein¬ 
drücke halten die Reisenden in einem 
Internet-Tagebuch fest. Neben vielen 
Bildern und Videos berichten die Ge- 
werkschafterlnnen von ihren Treffen 
mit anderen jungen Menschen aus Eu¬ 
ropa. Die Berichte der EVG-Eisenbah- 
ner finden sich im Internet unter www. 
eurorailtour.de. 
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Erfolgsgeschichte Europa? 

Die Unionsparteien präsentieren ihr schönes Europabild 



D ie „europäische Einigung“ ge¬ 
meint ist der Zusammenschluss 
vieler, nicht aller, europäischer 
Staaten in der Europäischen Union - 
„ist eine Erfolgsgeschichte“ Das ist die 
zentrale Botschaft der CDU im begon¬ 
nenen EU-Wahlkampf. Mit dieser Bot¬ 
schaft schickt sie ausgerechnet Jean- 
Claude Juncker, Luxemburgs in einer 
Staatsaffäre verstrickter ehemaliger 
Regierungschef, als Spitzenkandidaten 
für die künftige Ratspräsidentschaft ins 
Gewühl. Und an seiner Seite soll der 
bei der letzten Landtagswahl in Nie¬ 
dersachsen abgewählte David McAlis- 
ter um Stimmen für die Union werben. 
Ein schon erprobtes erfolgreiches Duo. 
Die CDU, die in 15 Bundesländern mit 
Landeslisten antritt - in Bayern hat sie 
die CSU am Hals -, macht in Optimis¬ 
mus. „Damit Europa mehr Arbeit und 


Wachstum schafft“, soll CDU gewählt 
werden. Hat diese Union denn wirk¬ 
lich nichts mit den skandalös hohen 
Arbeitslosenzahlen und vor allem mit 
der Jugendarbeitslosigkeit zu tun? Auf 
einem anderen Großwerbeplakat steht 
„Damit ein stabiler Euro allen hilft“: 
Waren da nicht Finanz- und Bankenkri¬ 
se, die von Ländern der Europäischen 
Union im letzten Jahrzehnt ausgingen, 
und Millionen Menschen in Armut und 
Not stürzten? 

„10 gute Punkte für Europa“ hat 
die CDU für ihr zentrales Wahlkampf¬ 
flugblatt erfunden. Es ist an allen In¬ 
foständen dieser Partei erhältlich, und 
ist über Internet einzusehen. Es strotzt 
nur so im Negieren der wirklichen Sor¬ 
gen vieler Bürgerinnen und Bürger die¬ 
ses Europas. Skepsis und Unbehagen 
kennt der Kanzlerwahlverein nicht. 


Zum Beispiel stehen die vollmundi¬ 
gen Losungen vom „Wir kriegen alles 
in den Griff auf dem sinkenden Schiff“ 
im krassen Widerspruch zu aktuellen 
Meinungsumfragen. Im Gegensatz zur 
CDU meinen 81 Prozent der Befrag¬ 
ten, dass die Krise längst nicht ausge¬ 
standen sei. Unglaubwürdig sind auch 
alle Worte über die wundersame Ge¬ 
nesung des Patienten Griechenland. 
Zuerst wird dieses Land für bankrott 
erklärt, dann platt gewalzt und, wie 
bemerkenswert, wenige Wochen vor 
der EU-Wahl plötzlich über eine wun¬ 
dersame Erholung des Patienten be¬ 
richtet. Selbst in bürgerlichen Medien 
wird mehr Ehrlichkeit gefordert. Zum 
Beispiel dargestellt wird, dass das Leid 
einfacher Bürger unter den Reformen 
verschwiegen wird, oder dass vor allem 
Deutschland seinen Wohlstand vor al¬ 
lem auf Kosten anderer Euro-Länder 
erkauft hat. Für „ein starkes Deutsch¬ 
land“ plädiert die Union in ihrem Wahl¬ 
programm. Ihre Wahlkämpfer werden 
aus dem Konrad-Adenauer-Haus mit 
der aktuellen Argumentation versorgt: 
„Die CDU bekennt sich zu dem einge¬ 
schlagenen Weg der Reformen in den 
Krisenstaaten. Die erzielten Erfolge in 
Spanien und Irland zeigen, dass diese 
Politik richtig ist. Europa braucht kei¬ 
ne neue Richtung. Der eingeschlagene 
Kurs darf nicht verlassen werden.“ 

Im Süden der Republik scheinen 
die Euro-Schönfärbereien aus dem 
Konrad-Adenauer-Haus in Acht und 
Bann zu stehen. Die CSU, die übri¬ 
gens inhaltlich fast völlig mit der Linie 
der großen Schwesterpartei kompati¬ 
bel ist, markierte in ihrem „Europa¬ 


plan“, auf einer Vorstandsklausur am 
Wochenende im Kloster Andechs ver¬ 
abschiedet, aus bestimmten Gründen 
einige Punkte, die dem Leser anders¬ 
artig Vorkommen können. Sie fordert 
darin nicht nur mehr Regionalisierung, 
eine Pkw-Maut für Ausländer, sondern 
zum Beispiel auch die Halbierung der 
Besetzung der EU-Kommission. Man 
fragt sich beim vorherigen und diesem 
Thema zugleich, wer denn in der CDU, 
um Deutschlands Machtanspruch zu 
festigen, dagegen sein sollte? Da wer¬ 
den doch in Wirklichkeit Minenhunde 
auf Strecke geschickt, um das Terrain 
zu sondieren! 

Zudem fordert ausgerechnet die 
CSU Volksentscheide auf EU-Ebene. 
Themen dafür benennt sie nicht. Etwa 
zum Beitritt der Türkei zur EU oder 
etwa zu Militäreinsätzen. Die Fragen 
bleiben wohlweislich offen. Demago¬ 
gisch sagt CSU-Spitzenkandidat Mar¬ 
kus Ferber dazu: „Auch die CDU wird 
irgendwann merken, dass sie gegen den 
Willen der Menschen dauerhaft nicht 
Europapolitik machen kann.“ Und ganz 
hintersinnig und auf bayrische Art fügt 
CSU-Vize Peter Gauweiler hinzu: „Wir 
unterscheiden uns in manchen Punk¬ 
ten von der CDU - und dann wird die 
Wahl zeigen, wer Recht hat.“ 33 Pro¬ 


zent CDU, 8 Prozent CSU - das scheint 
die Lage. 

Bemerkenswerterweise war am 
zweiten Tag der CSU-Klausur die Dis¬ 
kussion mit dem Gast, Siemens-Chef 
Joe Kaeser, der unseren Lesern einen 
Einblick in die Denke der Unterneh¬ 
mer gibt. Dieser äußerte sich beunru¬ 
higt über die Eskalation der Ukraine- 
Krise. Wirtschaftssanktionen gegen 
Russland hätten direkte Auswirkungen 
auf den Siemens-Konzern. Er mahnte 
die Politiker, dem Dialog der Verstän¬ 
digung eine Chance zu geben. Gleich¬ 
zeitig kündigte er an, dass sich Siemens 
strikt an alle verhängten Sanktionen ge¬ 
gen Russland halten wird. „Das Primat 
der Politik gilt. Wir halten uns daran, 
und wir werden auch sehr konsequent 
diese Dinge umsetzen“, sagte Kae¬ 
ser im Kloster Andechs. 

Die Unionsparteien CDU und CSU 
könnten - aktuellen Meinungsumfra¬ 
gen zur Folge - mit rund 40 von 96 
Mandaten, die in Deutschland für das 
EU-Parlament aufzuteilen sind, rech¬ 
nen. Im Nacken sitzt ihnen die AfD, 
die vier bis fünf Mandate - aktuellen 
Meinungsumfragen zur Folge - errin¬ 
gen könnte. 


RolfPriemer 


Wir Kommunistinnen und Kommunisten kandidieren zur Wahl, um unsere po¬ 
litischen Positionen auf die Straße zu tragen und dem Widerstand gegen die 
Abwälzung der Krisenlasten auf die Arbeiterklasse eine Stimme zu geben: 
Gegen Ausbeutung, Nationalismus, Rassismus und Krieg. 

In diesem Sinne ruftdie DKPdazu auf:Wähltdie Kommunistinnen und Kommu¬ 
nisten - wählt den Weg der Solidarität und des Widerstands gegen die Politik 
des Kapitals, gegen das Europa der Banken und Konzerne! 


i.-Mai-Feiern der DKP 

Kurz vor dem i. Mai fanden in vielen Gruppen, Kreisen und Bezirken rote Maifeiern 
statt, aber auch Veranstaltungen zum 40. Jahrestag der Nelkenrevolution. Künstler 
traten auf, die wir auch auf dem Pressefest erleben werden. Uns erreichten unter 
anderem Fotos aus Köln und Essen. 




Nichts ist 



Köln (Foto oben): Tolle Stimmung 
und weitgehend tolles Wetter: Zur 
Roten Maifeier der DKP Köln, in die¬ 
sem Jahr mit Unterstützung des AK 
Betrieb und Gewerkschaft der DKP 
Rheinland-Westfalen vorbereitet 
und durchgeführt, kamen über 
100 Besucher. Die Genossinnen und 
Genossen der Kölner DKP konnten 
sich über drei neue Mitstreiterln- 
nen freuen. (Foto: Die Gruppe Mu- 
sikandes) 


Essen (Foto rechts): 

Vorgeschmack auf das UZ- 
Pressefest: Kai Degenhardt auf 
der Maifeier 
der DKP 
Essen 


Provokation gescheitert: 

Kein Nazimarsch durch Berlin-Kreuzberg 

Faschisten von mehreren Tausend Nazigegnern blockiert 



Großspurig hatte die NPD für den 
26. April einen Aufmarsch durch den 
Berliner Bezirk Kreuzberg angekün¬ 
digt. Damit wollte die neofaschistische 
Partei gegen angebliche „Überfrem¬ 
dung“, Kriminalität und eine „sich ei¬ 
gendynamisch verstärkende Verslu- 
mung“ Kreuzbergs mobil machen, wie 
sie auf ihrer Internetseite ankündig¬ 
te. Doch aus den Plänen wurde nichts. 
Tausende Antifaschisten stoppten den 
Aufzug von etwa 100 Neonazis nach 
nur etwa 300 Metern. 

Ursprünglich wollte die NPD 
an der vor mehreren Monaten von 
Flüchtlingen besetzten Gerhart- 
Hauptmann-Schule, dem bis vor kur¬ 
zem ebenfalls besetzten Oranienplatz 
sowie dem Görlitzer Park und dem 
Kottbusser Tor, welche beide schon 
seit Jahren als Drogenumschlagplätze 
gelten, aufmarschieren. Besagte Route 
wurde den Neofaschisten jedoch von 
den Behörden nicht genehmigt, so 
dass sie sich an der Jannowitzbrücke 
in Mitte versammelten, um Richtung 
Kreuzberg zu marschieren. Eben dies 
wurde jedoch von Nazigegnern ver¬ 
hindert, so dass die NPD-Anhänger 
nicht wie geplant nach Kreuzberg mar¬ 
schieren, sondern erfolglos zu ihrem 
Auftaktort zurückkehren mussten. 

„Unser Blockadekonzept ist auf¬ 
gegangen und es haben sich mehr als 
6 000 Antifaschistinnen und Antifa¬ 
schisten an den erfolgreichen Blocka¬ 
den beteiligt“, konstatierte Kathari¬ 
na Roth, Sprecherin des Bündnisses 
„Berlin Nazifrei“ im Anschluss an die 
Proteste. 

Das Bündnis, das unter anderem 
von verschiedenen antifaschistischen 
Organisationen und Parteigliederun¬ 
gen unterstützt wurde, wies zugleich 
darauf hin, dass aus der Nazidemo he¬ 
raus Journalisten und Gegendemons¬ 
tranten attackiert worden seien. „Das 
führte zu einigen Festnahmen, die Po¬ 
lizei sah hier jedoch trotzdem keinen 
Anlass den offensichtlich gewaltberei¬ 
ten Naziaufmarsch zu stoppen.“ 


„Wir verstehen nicht wieso die Na¬ 
zis überhaupt starten durften. Nach 
den Massenblockaden durch Tausen¬ 
de Menschen und den Naziangriffen 
hätten wir von der Polizei erwartet die 
Nazis direkt wieder in die Züge zu set¬ 
zen. Die Versuche von Nazis und Poli¬ 
zei eine Ausweichroute durchzusetzen 
verurteilen wir entschieden“, kritisier¬ 
te Katharina Roth weiter. 

Zwar marschierten die Faschisten 
am 26. April doch noch - zu einem 
späteren Zeitpunkt und unter dem 
Schutz der Polizei - vom S-Bahnhof 
Adlershof zum S-Bahnhof Spindlers- 
feld, die Provokation in Kreuzberg 
misslang ihnen. 

Im Nachgang der erfolgreichen 
antifaschistischen Proteste wurde in 
nicht wenigen bürgerlichen Medien 
versucht, die Blockierer als Gewalttä¬ 
ter zu diffamieren, da es rund um den 
Köllnischen Park zu einzelnen „Pyro-, 
Flaschen- und Stein würfe“ auf Beamte 
gekommen sei. 

Diese Sicht der Dinge wurde je¬ 
doch unter anderem in einem in der 


taz veröffentlichten Kommentar von 
Deniz Yücel zurückgewiesen. Um 
einen Naziaufmarsch erfolgreich 
zu verhindern, brauche es dreierlei: 
„Eine große Menge friedlicher Blo¬ 
ckierer, die nicht nur symbolisch, son¬ 
dern ganz praktisch alle Verbindungs¬ 
straßen blockieren, ein bisschen Mili- 
tanz zur rechten Zeit und eine Polizei, 
die keine Lust verspürt, den Nazis den 
Weg freizuprügeln (und dafür selber 
Prügel einzustecken)“, schrieb er. 

Tatsächlich waren eben diese drei 
Dinge an besagtem Tage auch zusam¬ 
mengekommen. 

Auch die NPD selbst dürfte den 
Verlauf ihrer rassistischen Protes¬ 
te letztlich kaum als Erfolg für sich 
verbucht haben. Kurz vor UZ-Re- 
daktionsschluss wurde bekannt, dass 
die neofaschistische Partei einen ur¬ 
sprünglich für den 1. Mai vorgesehe¬ 
nen weiteren Aufmarsch vor einer 
Flüchtlingsunterkunft im Kreuzber¬ 
ger Nachbarbezirk Neukölln abge¬ 
sagt hat. 

Markus Bernhardt 
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Die Kinder spüren es am meisten 

Der Graben zwischen Arm und Reich ist tiefer geworden 


A ls arm gilt heute in Europa, wer 
maximal 60 Prozent des Durch¬ 
schnittslohns zur Verfügung 
hat. Die „Armutsgefährdungsschwel¬ 
le“ liegt in Deutschland nach Zahlen 
des Statistischen Bundesamtes bei 
952 Euro im Monat. 

Macht man 60 Prozent des Durch¬ 
schnittsverdienstes zum Maßstab, sind 
2012 in Deutschland 15,2 Prozent der 
Bevölkerung arm, in den alten Bun¬ 
desländern 14,0 Prozent, in den Neu¬ 
en Bundesländern 19,7 Prozent, fast 
jeder Fünfte! Die ärmsten Städte sind 
Dortmund, Leipzig und Duisburg, wo 
jede/r Vierte, und Berlin, Bremen, Es¬ 
sen, Hannover und Dresden, wo jede/r 
Fünfte arm ist. 

Das mit Abstand größte Armutsrisiko 
tragen Erwerbslose und damit deren 
Kinder: 2012 sind von ihnen 59,3 Pro¬ 
zent arm. Die Zahl der Hartz-IV- 
Kinder unter 15 Jahren lag 2012 bei 
1,63 Millionen. Das zweitgrößte Ar¬ 
mutsrisiko tragen Alleinerziehende. 
Von ihnen sind 41 Prozent arm oder 
von Armut bedroht. Die drittgrößte 
Gruppe sind die im Niedriglohnsek¬ 
tor Tätigen: 30,8 Prozent der erwerbs¬ 
tätigen Frauen und 16,7 Prozent der 
Männer in Deutschland arbeiten für 
Niedriglohn, also einem Lohn unter¬ 
halb von 9,15 Euro pro Stunde. Mit 
einem Mindestlohn von 8,50 Euro er¬ 
reicht die Bundesregierung nicht ein¬ 
mal, die Menschen aus der Armut zu 
befördern. 

★ 

Die Kinderarmut in Europa ist in den 
letzten Jahren auf durchschnittlich 
21,4 Prozent gestiegen, wobei die Kin¬ 
derarmut in Spanien 2013 fast 30 Pro¬ 
zent betrug. Die schlechtesten Ergeb¬ 
nisse im Euroraum zeigen die Länder, 
denen wegen sogenannter Rettungs¬ 
maßnahmen die Programme der Troi¬ 
ka aufgezwungen wurden: Neben 
Spanien sind es Griechenland, Irland 
und Portugal. Und die deutsche Bun¬ 
deskanzlerin Merkel ist die treibende 
Kraft. 

In Deutschland sind es 
2 446 000 Kinder, die arm sind (2005 


waren es noch 1,5 Millionen unter 
18 Jahren). Das heißt: 18,9 Prozent der 
Kinder in Deutschland müssen ver¬ 
zichten. Ein Drittel der Kinder in Bre¬ 
men und Mecklenburg-Vorpommern 
sind arm. Die Quote in NRW liegt bei 
21,8 Prozent, also deutlich über dem 


Kinder in der „Arche“ in Berlin-Hellersdorf 


Bundesdurchschnitt. Im Ruhrgebiet 
sind 27,9 Prozent der unter Dreijähri¬ 
gen auf „Hartz IV“ angewiesen, also 
jedes dritte bis vierte Kind. 15,2 Pro¬ 
zent aller Menschen im Ruhrgebiet 
beziehen Hartz-IV-Leistungen, also 
ist die Quote bei Kindern unter drei 
Jahren nahezu doppelt so hoch wie in 
der Gesamtbevölkerung des Ruhrge¬ 


biets. Dazu kommen die Kinder, deren 
Eltern im Niedriglohnsektor tätig sind. 

Arme Kinder können nur stark ein¬ 
geschränkt an Bildung, Sport, Gesund¬ 
heit oder Kultur teilhaben. Das heißt 
z.B.: verzichten auf warme Winterklei¬ 
dung oder ein eigenes Zimmer oder 


auf neue Möbel, vor allem aber auf so¬ 
ziale Aktivitäten wie Sporttreiben im 
Sportverein, Urlaub, Kino oder darauf, 
Freunde zum gemeinsamen Essen ein¬ 
zuladen, oder ins Restaurant essen zu 
gehen. 

Video und DVD-Player sowie Com¬ 
puter und Internet gibt es bei 15 bis 
20 Prozent der armen Kinder nicht. 


Schon in den Grundschulen wird heu¬ 
te mit Computern gearbeitet. Wie sol¬ 
len Kinder ohne häuslichen Computer 
mithalten? 

Die offene Ganztagsschule mit 
Schularbeiten-Betreuung ist für diese 
Kinder nicht selbstverständlich, es kos¬ 


tet ja alles Geld, was die Eltern nicht 
haben. 

Hungrige Kinder gibt es in Deutsch¬ 
land auch. Sie kommen ohne Frühstück 
und ohne Pausenbrot in die Schule und 
können das Mittagessen nicht bezah¬ 
len. 

Die armen Kinder und Jugendlichen 
kennen nur die wenigen Straßen und 


Häuser der Nachbarschaft. Ihre Neu¬ 
gier auf die Welt erstirbt. Viele ziehen 
sich zurück, sind benachteiligt, trauen 
sich nichts zu. Sie haben Lernschwie¬ 
rigkeiten, niedrige Schulabschlüsse, 
kriegen keine Lehrstelle, sind verhal¬ 
tensauffällig und sogar kriminell. Von 
Teilhabe am gesellschaftlichen Leben 
kann keine Rede sein. 

★ 

Der Staat, der helfen sollte, ist är¬ 
mer geworden. Sein Nettovermögen 
schrumpfte zwischen Anfang 1992 und 
Anfang 2012 um über 800 Milliarden 
Euro, während es sich bei den priva¬ 
ten Haushalten um gut fünf Billionen 
Euro mehr als verdoppelte. Die Durch¬ 
setzung der Profitinteressen deutscher 
Banken und Konzerne ging auf Kos¬ 
ten massiver sozialer Kürzungen: Mit 
verschärften Zumutbarkeitsregeln und 
Kürzungen für Arbeitslose ist das all¬ 
gemeine Lohnniveau gesunken. Die 
„Schuldenbremse“ nimmt Kommunen 
und Länder in die Zange. Der Graben 
zwischen Arm und Reich ist tiefer ge¬ 
worden. Auf die vermögensstärksten 
zehn Prozent der Haushalte entfielen 
53 Prozent (Stand: 2008, neuere Zah¬ 
len liegen nicht vor) des gesamten 
Nettovermögens. 1998 lag die Quote 
bei 45 Prozent. Die untere Hälfte der 
Haushalte besaß zuletzt nur gut 1 Pro¬ 
zent des Netto Vermögens. 2003 waren 
es drei Prozent. 

Um die Armut zu besiegen brau¬ 
chen wir: Das Verbot von Leih- und 
Zeitarbeit! Gleichen Lohn für gleiche 
Arbeit! Einen gesetzlichen Mindest¬ 
lohn von 10 Euro! Die Rücknahme 
der Hartz-IV-Gesetze! Die Einfüh¬ 
rung einer 30-Stunden-Woche bei vol¬ 
lem Lohn- und Personalausgleich! 

Höhere Steuern für die Superrei¬ 
chen! 

Für arme Kinder: Ausbau der Kin¬ 
dertageseinrichtungen mit qualifizier¬ 
tem Personal! Kostenlose Aufnahme 
in die KiTas, sowie kostenloses Es¬ 
sen! Kostenlosen Besuch der Offenen 
Ganztagsschule mit kostenlosem Mit¬ 
tagessen! Förderung der Berufsausbil¬ 
dung durch die Ausbildungsbetriebe! 

Erika Abczynski 



Wie kommen wir weiter? 

Das hessische Sozialforum tagte am 26. April 2014 in Frankfurt am Main 


I n seiner knackig-kurzen Begrü¬ 
ßungsrede fragte der DGB-Ver- 
treter von Hessen/Thüringen: Was 
hat die schwarz-grüne Koalitionsre¬ 
gierung Hessens nach 100 Tagen ge¬ 
tan für die Menschen in Hessen? Was 
gibt auch nur der Koalitionsvertrag 
her, der so mager und allgemein ver¬ 
fasst ist, dass man den Willen dieser 
gewählten Parteien zum Nichtstun ge¬ 
radezu körperlich spürt? 

Der Kalauer: „Was habt Ihr denn, 
die tun doch nichts!“ bekommt hier 
noch eine ganz andere Bedeutung, 
denn es ist ja gerade das, was Wut 
macht. Diese Koalition dient den ganz 
Großen - und nur ihnen! 

Stattdessen müsse der Niedrig¬ 
lohnsektor (in Hessen ist er beson¬ 
ders groß) ausgetrocknet werden, die 
öffentliche Vergabe von Aufträgen an 
Bedingungen geknüpft werden, Woh¬ 
nungen endlich auch gebaut werden. 

Christoph Butterwegge fügte da¬ 
nach in seinem Referat hinzu: Der 
wie auch immer unzureichende So¬ 
zialstaat wird seit Längerem radikal 
abgebaut. Mittlerweile ist der „Sozial¬ 
staat“, den es mal gab, zum Kriminal¬ 
staat geworden! Denn der neoliberale 
Kapitalismus kennt nur noch den Pro¬ 
fit, mehr als in allen seinen Varianten 
zuvor. Das Soziale wird dem Ökono¬ 
mischen in nie dagewesenem Maße 
untergeordnet, die Krise voll und ganz 
auf die Bevölkerung abgewälzt. Das 
macht sich bei den Arbeitsbedingun¬ 
gen, im Gesundheitswesen, in der Ta¬ 
rifpolitik, beim immer härteren Vor¬ 
gehen gegen Arbeitslose bemerkbar. 


Hartz V steht vor der Tür - und wird 
allemal schlimmer als Hartz IV aus- 
sehen! 

Es gelten, so Butterwegge, nur 
noch die Marktprinzipien, der Mensch 
ist nur dann interessant, wenn er zu 
den Gewinnen der ganz Großen bei¬ 
tragen kann. 

Bei diesem kompetenten und en¬ 
gagierten Vortrag konnte man ein 
seltenes Beispiel dafür erleben, dass 
Referate trotz Länge interessant sein 
können, gespickt mit wichtigen Infor¬ 
mationen. Man hört solchen Referaten 
konzentriert und auch etwas atemlos 
zu - atemlos, weil die Ungeheuerlich¬ 
keit der Angriffe auf die Menschen 
gekoppelt ist mit maßloser Ungeniert- 
heit von oben. Aber auch, weil die Ge¬ 
genwehr noch so schwach ist. 

Nachdem ein ver.di-Jugendvertre¬ 
ter und eine Vertreterin von Blockupy 
über die Situation in Südeuropa und 
die anstehenden Aktionstage im Mai 
gesprochen hatten, begann der „aktive“ 
Teil: Der fliegende Wechsel von Tisch 
zu Tisch. Die Tische waren als Arbeits¬ 
und Diskussionskreise für die Themen 
Arbeit, Gesundheit, Bildung, ökolo¬ 
gische Regionalentwicklung, Wohnen 
und Flüchtlingspolitik gestaltet. Man 
konnte im Wechsel an maximal drei 
Tischen bzw. Gesprächsrunden teil¬ 
nehmen. 

Am Ende wurden die wichtigsten 
Forderungen, die aus allen Diskussio¬ 
nen hervorgegangen waren, dem Ple¬ 
num vorgetragen, nämlich: 

★ Der Niedriglohnsektor muss ausge¬ 
trocknet werden, die öffentlichen Auf¬ 


träge an Tarife und ökologische Bedin¬ 
gungen geknüpft werden. 

★ Regionale Produktion und Vermark¬ 
tung sowie der Ausbau des öffentlichen 
Nahverkehrs müssen gefördert werden. 

★ Gegen die Ökonomisierung von 
Schulen: Eine Schule für alle muss her, 
mit längeren gemeinsamen Lernzeiten! 

★ Ein Gesundheitsfonds muss einge¬ 
richtet werden, der eine Krankenver¬ 
sorgung für Flüchtlinge und andere Mi¬ 
granten beinhaltet. Unterbringungen 
für Migranten und Flüchtlinge müssen 
bereitgestellt werden. 

★ Die ungerechten Strukturen im Ge¬ 
sundheitswesen müssen abgeschafft 
werden. Personalaufstockung in Kran¬ 
kenhäusern! 

★ Die Mittel für einen sozialen Woh¬ 
nungsbau müssen endlich adäquat 
aufgestockt und zur Verfügung gestellt 
werden. 

Diese Forderungen werden jetzt von 
den teilnehmenden Gewerkschaften, 
Kirchen, Sozialverbänden, linken Par¬ 
teien und Organisationen in ihren in¬ 
ternen Diskussionen konkretisiert, um 
dann gemeinsame Schritte zur Durch¬ 
setzung zu entwickeln. Natürlich wird 
dieser Prozess veröffentlicht werden, 
damit die Beteiligung noch breiter 
werden kann. 

Die ca. 100 Teilnehmer der Konfe¬ 
renz haben einen arbeitsreichen aber 
auch ermutigenden Samstag erlebt 
und in solidarischer Diskussion die 
Gemeinsamkeiten, ohne die gar kein 
Erfolg möglich ist, herausgearbeitet. 
Auf dieser Basis können wir weiterma¬ 
chen! Bettina Mandellaub 


„Einspruch“ gegen Militär 

Für den 30. April 2014 luden die Stif¬ 
tung Frauenkirche und die Bundeswehr 
zu einem gemeinsamen Gottesdienst. 
Gegen die Verquickung von Kirche und 
Bundeswehr hat sich Protest erhoben. 
In einem Einspruch beantworten die 
Kritiker die grundsätzliche Frage, „ob 
in einer so symbolträchtigen Kirche wie 
der Frauenkirche die Bundeswehr, die 


an völkerrechtlich umstrittenen Militä¬ 
reinsätzen u.a. auf dem Balkan und in 
Afghanistan beteiligt war und ist“, im 
dienstlichen Auftrag mit klingendem 
Spiel als Mitveranstalter eines Got¬ 
tesdienstes auftreten darf, mit einem 
klaren Nein. - Inzwischen haben über 
800 Menschen diesen Einspruch unter¬ 
schrieben. 

siehe: www.musiker-gegen-militaermusik.de 


25. Mai: Wahlen zum 
Europäischen Parlament 

Jungwählerinneninitiative der SDAJ 



WÄHLE DKP 

ich auch nach der Wahl 
wissen will was mit meiner 
Stimme geschieht. Für mich 
steht die DKP für konsequen¬ 
te Politik für alle & m/t allen. 
Unsere Zukunft können wir 
nur selber gestalten. 

.• ^ JT ßttjßM 

* * * 

, aktiv ixt der lokalen Bür-f £ r y \ 

gerinitiative Barendelle . * * 
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1 Vorbereitungen zur 
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Fast 2 ooo Flüchtlinge 
vor Sizilien 

Italiens Marine und Küstenwache ha¬ 
ben innerhalb weniger Stunden mehr als 
1 500 Flüchtlinge auf dem Mittelmeer in 
Sicherheit gebracht. Auf fast 2 000 wird 
damit die Zahl der Migranten geschätzt, 
die insgesamt am vergangenen Freitag 
auf dem Weg nach Sizilien waren. Wie 
die Marine mitteilte, brachte ein erstes 
Schiff 395 Flüchtlinge auf die Insel. Zwei 
weitere Marine-Schiffe mit Migranten 
an Bord kamen am Samstag in den Hä¬ 
fen Augusta und Porto Empedocle an. 
Die Flüchtlinge, überwiegend Syrer, hat¬ 
ten in sieben überfüllten und schlecht 
ausgerüsteten Booten die Überfahrt 
von Nordafrika begonnen. Seit Jahres¬ 
beginn sind nach Regierungsangaben 
bereits weit mehr als 20 000 Flüchtlinge 
nach Italien gekommen. 

Brahimi vor Rücktritt 

Diplomaten am Genfer UNO-Sitz 
rechnen mit einem baldigen Rücktritt 
des Syrien-Vermittlers Lakhdar Brahi¬ 
mi. Weil die Bemühungen um eine Ver¬ 
handlungslösung für den Bürgerkrieg in 
Syrien stagnierten, sehe Brahimi keine 
andere Möglichkeit, sagten Diploma¬ 
ten, die namentlich nicht genannt wer¬ 
den wollten. Im UNO-Pressebüro hieß 
es hingegen: „Die Gerüchte sind falsch.“ 
„Man rechnet damit, dass Brahimi seine 
Entscheidung im Mai öffentlich bekannt 
gibt“, erklärte ein hochrangiger Diplo¬ 
mat den Nachrichtenagenturen. Dem 
Vernehmen nach hat der 80-jährige Son¬ 
dergesandte der UNO und der Arabi¬ 
schen Liga den UNO-Generalsekretär 
Ban Ki Moon über seine Absicht infor¬ 
miert. Aus Loyalität bleibe er im Amt, 
bis ein Nachfolger gefunden sei, hieß es. 

Truppenverlegung nach 
Polen und ins Baltikum 

Mit der Ankunft von etwa 150 US-Sol- 
daten in Estland wurde am Montag die 
Verlegung von US-Truppen ins Balti¬ 
kum und nach Polen zunächst abge¬ 
schlossen. Sie sollen in den kommen¬ 
den Monaten an Militärübungen teil¬ 
nehmen. Der Einsatz der USA-Soldaten 
ist zunächst bis Jahresende vorgesehen. 
Doch Politiker in Warschau und den 
baltischen Hauptstädten setzen sich für 
eine Verlängerung ein. Eine dauerhafte 
Stationierung von USA-Truppen sei ein 
erklärtes Ziel, sagte Polens Kriegsminis¬ 
ter Tomasz Siemoniak am Montag. Die 
Ankunft der USA-Soldaten sei „ein Si¬ 
gnal, um klar zu zeigen, dass die NATO 
bereit ist, Lettland falls notwendig zu 
verteidigen“, sagte der Befehlshaber der 
lettischen Streitkräfte, Generalleutnant 
Raimonds Graube, im lettischen Fernse¬ 
hen. Die USA entsenden insgesamt rund 
600 Soldaten in die vier Länder. Gleich¬ 
zeitig hat die britische Royal Air Force 
„wegen der Ukraine-Krise“ vier Kampf¬ 
flugzeuge ins Baltikum geschickt. Sie 
werden den NATO-Einsatz zur Über¬ 
wachung des Luftraums über Estland, 
Lettland und Litauen unterstützen, hieß 
es. „Großbritannien muss sich weiterhin 
daran beteiligen, den Handlungen Russ¬ 
lands die Stirn zu bieten, Russland zu ei¬ 
ner Kursänderung zu bewegen und dem 
ukrainischen Volk in der Stunde der Not 
beizustehen“, tönte der britische Kriegs¬ 
minister Philip Hammond. 

Gewalt vor 

Parlamentswahl im Irak 

Vor der irakischen Parlamentswahl 
am vergangenen Mittwoch sind bei ei¬ 
ner Serie von Anschlägen mindestens 
23 Menschen getötet worden. In meh¬ 
reren Städten explodierten am Montag 
Bomben vor Wahllokalen, in denen Poli¬ 
zisten und Soldaten vorab ihre Stimmen 
für die Parlamentswahl abgaben. Dut¬ 
zende Menschen wurden dabei verletzt. 
Zum 1. Mai waren die Iraker aufgerufen, 
bei der ersten Parlamentswahl seit Ab¬ 
zug der USA-Streitkräfte über ihre Ver¬ 
treter abzustimmen. Allein in Bagdad 
kamen bei zwei Selbstmordanschlägen 
neun Polizisten ums Leben, 23 wurden 
verletzt. Sechs Polizisten und ein Soldat 
wurden in der nördlichen Stadt Kirkuk 
getötet, vier weitere Sicherheitsbeamte 
in der Stadt Tikrit. Rund 21 Millionen 
Iraker sind wahlberechtigt. Insgesamt 
bewerben sich mehr als 9 000 Kandi¬ 
daten um 328 Mandate. Die Gewalt im 
Irak hat allein 2013 nach UNO-Anga¬ 
ben 8 868 Menschen das Leben gekostet. 


Wie weiter im Friedensprozess? 

Versöhnung zwischen PLO und Hamas kann neue Bedingungen für die Anerkennung Palästinas schaffen 


„Herr Netanjahu und seine Regierung 
haben die Spaltung der Palästinenser 
als Ausrede benutzt, um keinen Lrie- 
den zu machen. Jetzt möchten sie die 
Versöhnung der Palästinenser zum 
gleichen Zweck als Ausrede benut¬ 
zen. Das ist äußerst absurd. Die einzi¬ 
ge logische Schlussfolgerung ist, dass 
Netanjahus Regierung keinen Lrieden 
will“. Mit diesen Worten bewertete der 
palästinensische Chefunterhändler Dr. 
Saeb Erekat, Mitglied des Exekutiv¬ 
komitees der PLO, die Reaktion der 
israelischen Rechtsregierung auf das 
am 23. April überraschend bekannt 
gegebene Versöhnungsabkommen 
zwischen PLO und Hamas. Er verwies 
damit auf den Kern der Schwierigkei¬ 
ten, der einen erfolgreichen Verlauf 
der Verhandlungen zwischen Israel 
und Palästina blockierte. 

Es ist derzeit nicht abzusehen, wie 
es mit dem Nahost-Lriedensprozess 
überhaupt weitergehen wird, nachdem 
am vergangenen Dienstag (29. April) 
die seit Juli letzten Jahres wieder auf¬ 
genommenen Direktverhandlungen 
zwischen Israel und Palästina entspre¬ 
chend der bei Beginn vereinbarten 
Lrist ausgelaufen sind, ohne dass auch 
nur der Ansatz einer einvernehmli¬ 
chen Regelung erkennbar geworden 
wäre. 

Das Abkommen zwischen der im 
Westjordanland regierenden PLO und 
der im Gaza-Streifen die Macht aus¬ 
übenden Hamas war für die Netanja¬ 
hu-Regierung offensichtlich nur ein 
weiterer Vorwand, eine Friedensrege- 
lung auf der Basis einer Zwei-Staaten- 
Lösung zu sabotieren. Netanjahu be¬ 
schuldigte Abbas, statt des Lriedens 
den Pakt mit der Hamas gewählt zu 
haben und erklärte, mit einer palästi¬ 
nensischen Regierung, der die Hamas 
angehöre, die er als „mörderische ter¬ 
roristische Organisation“ bezeichne- 


te, werde er niemals verhandeln. Zu¬ 
gleich drohte er den Palästinensern 
weitere „Strafmaßnahmen“ an. 

In Wahrheit hatte Netanjahu die 
Friedensverhandlungen schon Ende 
März platzen lassen, als er sich weiger¬ 
te, die vereinbarte Lreilassung von 26 
langjährigen palästinensischen Häft¬ 
lingen tatsächlich zu vollziehen (s. UZ 
v. 11.4.). Während der ganzen neun¬ 
monatigen Verhandlungen war keine 
Aussicht auf ein Abkommen zu 
erreichen gewesen, weil 
die israelische Sei¬ 
te dies mit für 
die Palästi¬ 
nenser un¬ 
annehm¬ 
baren 
Bedin¬ 
gungen 
und mit 
der Po¬ 
litik der 
vollende¬ 
ten Tatsachen durch den immer wei¬ 
ter vorangetriebenen Siedlungsbau 
verhinderte. Dr. Erekat berichtete aus 
seinen Verhandlungserfahrungen, dass 
sich die Netanjahu-Regierung gewei¬ 
gert hat, eine Karte vorzulegen, aus der 
der von Israel geforderte Verlauf der 
Grenze des Staates Israels ersichtlich 
gewesen wäre. Ebenso weigerte sich 
Netanjahu, eine formelle Anerken¬ 
nung des Existenzrechtes eines Staates 
Palästina auf der Grundlage der Gren¬ 
zen von 1967 auszusprechen. 

Das neue Versöhnungsabkommen 
zwischen PLO und Hamas könnte, 
wenn es tatsächlich umgesetzt wird, die 
Voraussetzungen für den Friedenspro¬ 
zess im Nahen Osten erheblich verän¬ 
dern. Innerhalb von fünf Wochen soll 
unter dem Vorsitz von Präsident Ab¬ 
bas und einem hochrangigen Vertreter 
der Hamas eine „Regierung des nati¬ 


onalen Konsenses“ aus unabhängigen 
Fachleuten gebildet werden, die inner¬ 
halb von sechs Monaten Neuwahlen 
zum „Palästinensischen Legislativrat“, 
dem Parlament der palästinensischen 
Autonomiegebiete vorbereiten und 
abhalten soll. 

Gleichzeitig verstän- 
sich beide Seiten - was 
der internationalen 
Medienberichterstat¬ 
tung weitgehend un¬ 
terbelichtet blieb - auf 
eine gemeinsame po¬ 
litische Grundlage für 
ihr weiteres Vorgehen. 
Die für beide Seiten 
verbindliche Grundlage 
sollen die Prinzipien der 
nationalen Aussöhnung 
sein, die schon 2011 und 
2012 in den damals ver¬ 
einbarten, aber nicht 
verwirklichten Versöh¬ 
nungsabkommen von 
Kairo und Doha festge¬ 
legt worden waren. Die¬ 
se sehen unter anderem 
^ ausdrücklich die 
Anerkennung al- 
B\ 1er bisher von der 
Iffv Palästinensischen 
B Autonomiebehör- 
S de abgeschlosse- 
jEvi nen Abkommen 
mit Israel vor, die 
von der Hamas bis- 
> her abgelehnt worden 
1 sind. Faktisch wird da¬ 
mit der Behauptung, 
die Hamas lehne jede 
Vereinbarung mit Isra¬ 
el ab, weil ihr Ziel die Zerstörung des 
Staates Israel sei, der Boden entzogen. 
Dies war von den USA und der EU 
bisher als Begründung für ihre Einstu¬ 
fung der Hamas als „terroristische Or¬ 


ganisation“ benutzt worden. Die Aner¬ 
kennung aller bisherigen Abkommen 
der Palästinenserbehörde mit Israel 
bedeutet eine De-facto-Akzeptierung 
der Existenz Israels auch durch die Ha¬ 
mas. 

Zugleich betonten PLO und Ha¬ 
mas in ihrer Vereinbarung aber auch, 
dass keine der beiden Seiten eine Wie¬ 
deraufnahme der jetzt ausgelaufenen 
Verhandlungen mit Israel akzeptieren 
wird, wenn nicht vorher klare Vorga¬ 
ben oder Leitlinien dafür erreicht wor¬ 
den sind, die eine endlose Fortsetzung 
der Gespräche bis zum Sankt-Nimmer¬ 
leins-Tag ohne konkrete Ergebnisse 
verhindern, wie sie die Netanjahu-Re¬ 
gierung offensichtlich anstrebt. 

Die Versöhnungsvereinbarung zwi¬ 
schen PLO und Hamas kann also, wen 
sie umgesetzt wird, nicht nur der seit 
2007 vorhandenen Spaltung der Paläs¬ 
tinenser in das PLO-regierte Westjor¬ 
danland und den Hamas-regierten Ga¬ 
zastreifen ein Ende machen. Auch ein 
Hindernis, das bisher einer weiteren in¬ 
ternationalen Anerkennung Palästinas 
als eigenständiger souveräner Staat im 
Weg stand, nämlich das Fehlen eines 
einheitlichen palästinensischen Staa¬ 
tes, könnte damit ausgeräumt werden. 
Eine vermehrte internationale Aner¬ 
kennung Palästinas durch mehr ande¬ 
re Staaten als bisher könnte wieder¬ 
um dazu beitragen, auch in Israel die 
Einsicht zu fördern, dass die Sicherheit 
und die Zukunft des Staates Israels 
nicht durch die Ausweitung des israe¬ 
lischen Siedlungshaus und die Verewi¬ 
gung des Besatzungsregimes gewähr¬ 
leistet werden kann, sondern nur durch 
eine Vereinbarung über das friedliche 
Nebeneinander von zwei souveränen 
Staaten Israel und Palästina auf der 
Grundlage der in den UNO-Resoluti- 
onen fixierten internationalen Rechts¬ 
grundlagen. Dirk Grobe 


digten 



Rana Plaza: Ein Jahr danach 

Nach der Katastrophe in der Textilfabrik in Bangladesch spielen die Verantwortlichen auf Zeit 


Zu Beginn des Jahres erhöhte sich die 
Opferzahl der Rana-Plaza-Tragödie 
um einen weiteren Menschen. Anders 
als über 1 100 ihrer Kolleginnen und 
Kollegen hatte die 27-jährige Näherin 
Salma den Zusammenbruch der Textil¬ 
fabrik am 24. April 2013 überlebt. Im 
Gegensatz zu über 1 500 anderen trug 
sie keine bleibenden körperlichen Schä¬ 
den davon. Doch war ihr Weltvertrauen 
aufgezehrt: Sie hatte, wie man so sagt, 
den Boden unter den Füßen verloren, 
fürchtete fortwährend, dass der sie um¬ 
gebende Raum Zusammenstürzen wür¬ 
de. Ihr Mann Babu, ein Rikschafahrer, 
erzählte Aktivisten des medico-Part- 
ners RISE, dass sich Salma Tag für Tag 
mit Schuhen oder einem großen Holz¬ 
löffel auf den Kopf schlug, unaufhörlich 
schluchzend, manchmal laut aufschrei¬ 
end. In der Nacht zum 31. Januar 2014 
setzte sie dem Schrecken ein Ende und 
erhängte sich. 

Unzureichende Entschädigung 

Das Schicksal der Näherin erinnert auf 
drastische Weise daran, dass den Op¬ 
fern des Unglücks weder Anerkennung 
noch die benötigte Unterstützung ge¬ 
währt wurde. Es fehlt an materieller, an 
medizinischer, an psychosozialer Hilfe. 
Auch die Verhandlungen um die Ent¬ 
schädigung der Opfer der drei großen 
Industriekatastrophen der letzten zwei 
Jahre stehen noch immer am Anfang. 
Zwar haben die Überlebenden der 
Brände bei Ali Enterprises (Karatschi/ 
Pakistan) und Tazreen Fashion (As- 
hulia/Bangladesch) sowie des Zusam¬ 
menbruchs des Rana-Plaza-Gebäudes 
(Savar/Bangladesch) von verschiede¬ 
nen Seiten Zahlungen erhalten. Doch 
die Summen reichen für nichts und nie¬ 
manden aus. Der deutsche Discounter 
KiK trägt in allen drei Fällen Mitver¬ 
antwortung, ist aber nur in Karatschi 
verhandlungswillig, weil er dort der 
einzige Auftraggeber war. Wie fast alle 
anderen internationalen Unternehmen 


medico international unterstützt pa¬ 
kistanische und bangladeschische 
Organisationen im Kampf um Ent¬ 
schädigung. Darunter die erwähnte 
Organisation RISE, die Ansprüche der 
Überlebenden und Angehörigen der 
Opfer dokumentiert sowie den Kon¬ 
takt zu den Betroffenen hält. 


spielt auch KiK auf Zeit - und könnte 
damit durchkommen. 

Tatsächlich haben die Vertreter der 
Opfer wenig Einfluss auf die Gesprä¬ 
che. Pakistans und Bangladeschs Zu¬ 
gänge zum Weltmarkt hängen an der 
Textilindustrie, was die Regierungen 
beider Länder und ihre Unternehmer¬ 
verbände wissen. Um die gnadenlose 
Abhängigkeit von Aufträgen aus den 
USA, der EU und damit auch Deutsch¬ 
land wissen aber auch die Arbeiterin¬ 
nen und Arbeiter: die hart umkämpfte 
Chance, einen neuen Job zu bekommen, 
ist ihnen allemal überlebenswichtiger 
als der wenig aussichtsreiche Kampf 
um Gerechtigkeit. Deshalb wird dieser 
Kampf an ihrer Statt von wenig mit¬ 
gliederstarken Gewerkschaften und 
ein paar NGOs geführt: in Pakistan 
von den medico-Partnern NTUF und 
PILER, einer Gewerkschaftsfördera¬ 
tion und einer Arbeitsrechts-NGO, in 
Bangladesch von einer Allianz von Ge¬ 
werkschaften, deren stärkste Kraft der 
medico-Partner NGWF ist. Unterstützt 
werden sie außerdem vom internatio¬ 
nalen Gewerkschaftsdachverband In- 
dustriALL und von der Clean Clothes 
Campaign. Ausreichend ist das bei wei¬ 
tem nicht. Der Organisierungsgrad im 
Textilsektor Pakistans und Banglade¬ 
schs liegt bei nur einem Prozent. 

Wie sollen lokale Gewerkschaftsführer 
die amerikanischen oder europäischen 
Konzerndirektoren zu Zahlungen zwin¬ 
gen, die über das hinausgehen, was die¬ 
se ohnehin einkalkuliert haben? Wie 
sollen sie ihre „Verhandlungspartner“ 


dazu bringen, die Entschädigungszah¬ 
lungen in Anerkennung ihrer Verant¬ 
wortung und nicht als freiwillige Gabe 
zu erbringen? 

Rechtliche Fortschritte 
in Bangladesch? 

Man könnte auf den „Bangladesh Ac- 
cord“ verweisen, dem mittlerweile 150 
internationale Unternehmen beigetre¬ 
ten sind. Diesem zufolge soll alles bes¬ 
ser werden in Sachen Brandschutz und 
Gebäudesicherheit, und wo dies nicht 
geschieht, haben die Arbeiterinnen und 
Arbeiter jetzt das Recht, die Arbeit zu 
verweigern. So steht es geschrieben, so 
wurde es unterzeichnet. Während des 
ganzen Jahres 2014 wird es Inspektio¬ 
nen geben, in immerhin 2 000 der ge¬ 
schätzt 6. 000 Textilfabriken Banglade¬ 
schs. Man wird Untersuchungsausschüs¬ 
se bilden und Arbeiter schulen, an ihnen 
teilzunehmen. Ihre Einsprüche werden 
rechtsverbindlich sein, beanstandete 
Mängel sollen umgehend beseitigt wer¬ 
den. Die Fabrikbesitzer werden also 
Umbauten vornehmen, werden Flucht¬ 
treppen und Notausgänge einrichten. 
Befragt vom medico-Partner RISE ge¬ 
ben viele allerdings an, dass Preiserhö¬ 
hungen, die sie zum Ausgleich für ge¬ 
plante Umbauten einfordern, von den 
Auftraggebern abgelehnt oder nur zu ei¬ 
nem Bruchteil anerkannt wurden. Für 
nicht wenige Unternehmer bedeutet das 
schlicht das Aus: Ihnen fehlt das Kapital 
zum Umbau ihrer Anlagen. In den meis¬ 
ten Fällen wird das zu „Kompromissen“ 
führen, deren Lasten die Arbeiter tra¬ 
gen werden. Das Recht zur Verweige¬ 
rung der Arbeit aber - politisch der 
weitreichendste Artikel des „ Accord“ - 
wird ein bloß papiernes Recht bleiben: 
Das Risiko, acht Wochen später aus vor¬ 
geschobenem Anlass gefeuert zu wer¬ 
den, wird fast niemand eingehen. Sicher: 
Das Abkommen sieht das so nicht vor. 

Doch wer, das ist die entscheidende 
Frage, wird auf der Umsetzung der ge¬ 


troffenen Vereinbarungen bestehen, wer 
hat die Kraft, sie durchzusetzen? Wenn 
nicht die Regierungen, Unternehmer¬ 
verbände und Gewerkschaften, dann 
vielleicht die Internationale Arbeitsor¬ 
ganisation (ILO), die den Prozess mode¬ 
riert? In Europa und den USA hat sie 
die Schließung der Textilfabriken und 
den Wegzug des Kapitals nach Südasien 
nicht verhindern können. Wie gering die 
Chancen des Widerstand sind, war am 
11. März der Frankfurter Rundschau zu 
entnehmen. Auf zwei Seiten wurde do¬ 
kumentiert, dass sich die gnadenlosen 
Jäger des Wettbewerbsvorteils längst in 
Bewegung gesetzt haben. 

Erst nach Kambodscha und Viet¬ 
nam, dann nach Myanmar. Zugleich 
boomen Textilfabriken in Afrika: für 
den Discounthandel in Äthiopien, für 
gehobene Ansprüche in Tunesien. Für 
den pakistanischen Gewerkschafter 
Nasir Mansoor, dessen Organisation 
den Kampf um die Arbeiterrechte und 
Entschädigung unterstützt, ist all das 
kein Grund zur Resignation. „Noch 
fehlt uns die Kraft zu einer weltweit 
wirksamen, gegenseitigen Solidarität. 
Doch solange wir unsere Arbeit tun, 
wird ihr wenigstens der Platz freige¬ 
halten, den sie braucht, um zu wach¬ 
sen.“ Mit diesen Worten beschloss Na¬ 
sir seinen Beitrag zur medico-Kon- 
ferenz Beyond Aid, in einem Forum, 
das die Möglichkeit erkundete, KiK in 
Deutschland für das zu verklagen, was 
der Discounter in Südasien anrichtet. 
Globale Gleichzeitigkeit: Parallel zur 
Konferenz in Frankfurt fand in Nepal 
ein Strategietreffen von Gewerkschaf¬ 
ten aus ganz Südasien statt. Auch hier 
wurde die Möglichkeit einer Klage in 
Deutschland diskutiert. Für die Nähe¬ 
rin Salma, von eigener Hand gestor¬ 
ben im Slum Bamnartek in Dhaka, 
wird diese Solidarität unwiderruflich 
zu spät gekommen sein. 

medico international (aus: Rundschreiben 1 / 2014 ) 
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Die Werte der Revolution bewahren 



D ie Feierlichkeiten zum 40. Jahrestag der Nelkenre¬ 
volution wurden in Portugal mit Protesten gegen die 
Kürzungspolitik überschattet. Sowohl die linke Op¬ 
position im Parlament unter Führung der Kommunisten als 
auch die Helden des Militäraufstandes gegen die faschisti¬ 
sche Diktatur kritisierten die Mitte-Rechts-Koalition von 
Ministerpräsident Pedro Passos Coelho in heftiger Form. 
Während einer Festsitzung des Parlaments zum 40. Jahres¬ 
tag der Nelkenrevolution prangerte der Generalsekretär 


der Portugiesischen Kommunistischen Partei, Jerönimo de 
Sousa, die Pläne zur weiteren Zerstörung der Errungen¬ 
schaften der Revolution und zur Weiterführung der Austeri- 
tätspolitik an. „Die Werte des April bleiben für immer gültig 
und aktuell“ betonte er. Die PCP tritt ein für einen Bruch 
mit der gegenwärtigen Politik und ruft die Schaffenden, die 
Jugend, alle Demokraten und Patrioten auf, gemeinsam für 
die Bewahrung des Erbes des 25. April zu kämpfen. 


Berlusconi diffamiert wieder 

„Repubblica“: Hasserfüllte Attacke gegen Martin Schulz 


Italiens Ex-Premier Silvio Berlusconi, 
Chef der faschistoiden Partei Forza Ita- 
lia (FI), schwimmen die Felle davon. In 
dieser Woche muss er seine aus Alters¬ 
gründen (er ist 77 Jahre) auf ein Jahr he¬ 
rabgesetzte vierjährige Haftstrafe wegen 
Steuerbetrugs als Sozialdienst antreten. 
Er ist aus dem Senat ausgeschlossen 
worden, darf keine öffentlichen Ämter 
ausüben und auch nicht zu den EU- 
Wahlen am 25. Mai kandidieren. 2009 
hatte seine FI, die damals Partei des Vol¬ 
kes der Freiheit (PdL) hieß, für Straß¬ 
burg unter den italienischen Wählern 
mit 40 Prozent noch den ersten Platz 
weit vor der sozialdemokratisch ausge¬ 
richteten Demokratischen Partei (PD) 
belegt, die rund 29 Prozent erreichte. 
Diesmal besagen Umfragen umgekehrt 
40 Prozent für die PD und der FI ein Ab¬ 
sinken auf 16 bis 20 Prozent. 

Mit Angriffen gegen die Linke, de¬ 
ren Wahlsieg man in der EU verhindern 
müsse, versucht der Medientycoon ab¬ 
zulenken und Schlagzeilen in den Medi¬ 
en zu machen. Am Wochenende hat er 
in Mailand den EU-Wahlkampf seiner 
FI, wie „La Repubblica“ hervorhob, mit 
hasserfüllten Attacken, gegen den EU- 
Parlamentspräsidenten und Spitzenkan¬ 
didaten der europäischen Sozialdemo¬ 
kraten (SPE), Martin Schulz (SPD), er¬ 
öffnet. „Da gibt es einen Mann, genannt 
Schulz, der Berlusconi oder Italien nicht 
leiden kann“, so der Fl-Chef. „Schulz zu 
wählen, bedeutet, die Linke zu wählen“. 
Die Linken aber sind für Berlusconi 
„alles Kommunisten“, von denen er, wie 


er einst verkündete, Italien „befreien“ 
wollte. 

Der Hass des Ex-Premiers auf den 
Sozialdemokraten Schulz geht weiter 
zurück. Als der mit den AN-Faschisten 
regierende Berlusconi, erklärtermaßen 
selbst ein Bewunderer Hitlers und Mus¬ 
solinis, im Sommer 2003 als italienischer 
Ministerpräsident ohne auf Widerspruch 
zu stoßen die halbjährige Ratspräsident¬ 
schaft der EU antrat, gab es erstmals 
Kritik an dessen kriminellen Machen¬ 
schaften und zwar von Martin Schulz, 
dem Vorsitzenden der sozialdemokrati¬ 
schen Fraktion im EU-Parlament. Schulz 
nahm die vom italienischen Premier ver¬ 
abschiedete „Lex Berlusconi“, die Ge¬ 
setze, mit denen der Regierungschef, 
gegen den ein Dutzend Ermittlungen 
anhängig waren, eine Strafverfolgung 
gegen sich verhinderte, zum Anlass ei¬ 
ner scharfen Kritik an dieser Manipulie¬ 
rung der Justiz. Berlusconi entgegnete, 
Schulz sei in den Dreharbeiten zu einem 
italienischen Film über Konzentrations¬ 
lager die ideale Besetzung der Rolle des 
„Kapo“. Die Äußerungen lösten damals 
einen Proteststurm über Straßburg hin¬ 
aus aus. Die großbürgerliche „Stampa“ 
schrieb, der italienische Regierungschef 
sei „nicht berechtigt, Europa zu reprä¬ 
sentieren“. 

Befremden über 
Merkels Schweigen 

Der rachsüchtige Berlusconi hat die¬ 
se Abfuhr nicht vergessen. In seiner 
Wahlkampfrede erinnerte er nicht nur 


daran, sondern diffamierte, „für die 
Deutschen haben Konzentrationsla¬ 
ger nie existiert“, womit er, wie in den 
meisten italienischen Zeitungen fest¬ 
gehalten wird, „die Deutschen indirekt 
als Volk von Holocaustleugnern“ auf 
übelste Weise beschimpfte. Die linke 
„Unita“ verweist auf den Wahlslogan 
der FI „Piu Italia, meno Germania“ 
(Mehr Italien, weniger Deutschland), 
mit der Berlusconi mit der antideut¬ 
schen Karte punkten wolle. Die meis¬ 
ten italienischen Medien verurteilten 
die „unverschämten“ Ausfälle Berlus¬ 
conis („La Repubblica“) entschieden. 
Die Nachrichtenagentur ANSA gab 
den Vize der SPD, Ralf Stegner, mit 
der Forderung an die Spitzen der Eu¬ 
ropäischen Volkspartei (EVP), deren 
Mitglied Berlusconis FI ist, wieder, die 
„untragbaren Entgleisungen Berlusco¬ 
nis“, zurückzuweisen. „La Repubblica“ 
zitierte den PSE-Vorsitzenden, Sergej 
Stanischew, der Berlusconis „zynische 
Äußerung“ eine „Beleidigung“ nicht 
nur seines Parteifreundes Schulz, son¬ 
dern des „gesamten deutschen Volks“ 
nannte und forderte, der EVP-Kan- 
didat für den Posten des Präsidenten 
der EU-Kommisssion, Jean-Claude 
Juncker, solle Berlusconis Äußerun¬ 
gen verurteilen. 

Mit Befremden wird in Rom aber 
auch vermerkt, dass Bundeskanzlerin 
Merkel sich zu dem Eklat bisher in 
Schweigen hüllt 

Gerhard Feldbauer 


Russische Oligarchen noch reicher 

Diebstahl von Volkseigentum zahlt sich aus 


Während die Gold- und Geldreserven 
der Russischen Föderation - auch im 
Ergebnis der aktuellen Entwicklungen 
in der und um die Ukraine - deutlich 
zurückgegangen sind, die russische Re¬ 
gierung ihre Erwartungen in das Wachs¬ 
tum der Wirtschaft zurückschrauben 
mussten und immer größere Teile der 
Bevölkerung weiter verarmen, kön¬ 
nen die reichsten Oligarchen wachsen¬ 
den Reichtum vermelden. Russische 
Dollar-Milliardäre, deren persönlicher 
Wohlstand auf dem Diebstahl früheren 
Volkseigentums und auf der gnadenlo¬ 
sen Ausbeutung von Arbeitskräften und 
natürlichen Ressourcen beruht, konnten 
auch in Zeiten der kapitalistischen Kri¬ 
se deutliche Zuwächse bei ihren Kon¬ 


toständen registrieren. Alischer Usma- 
now dessen Vermögen sich laut dem 
„Forbes“-Magazin seit dem vorigen Jahr 
um eine Milliarde US-Dollar vergrößert 
hat und nun 18,6 Milliarden beträgt, gilt 
als der reichste Unternehmer Russlands. 

Auf Platz zwei der aktualisierten 
„Forbes“-Liste rangiert Michail Frid- 
man, Vorsitzender des Aufsichtsrates 
von Alpha-Group. Sein Vermögen hat 
sich um 1,1 Milliarden auf 17,6 Milliar¬ 
den US-Dollar erhöht. An dritter Stelle 
liegt der Vorsitzende des Aufsichtsra¬ 
tes der Gruppe Renova, Wiktor Wek- 
selberg, der im zurückliegenden Jahr 2,1 
Milliarden US-Dollar dazu „verdient“ 
hat und nun 17,2 Milliarden US-Dol¬ 
lar besitzt. Der Chef des Aufsichtsra¬ 


tes des Metallurgiekombinats Nowo- 
lipezk, Wladimir Lissin, schob sich mit 
16,6 Milliarden US-Dollar um vier Rän¬ 
ge auf Platz vier vor. 

Leonid Michelson, Vorstandsvorsit- 
zender von Novatek, ist um zwei Ränge 
auf Platz fünf gefallen. Sein Vermögen 
wird jetzt auf 15,6 Milliarden US-Dollar 
geschätzt. Gennadi Timtschenko, Mit¬ 
glied des Aufsichtsrates von Novatek, 
ist um drei Plätze auf Rang sechs ge¬ 
stiegen. Auf den Plätzen sieben bis zehn 
rangieren Lukoil-Präsident Wagit Alek- 
perow (13,6 Milliarden US-Dollar), der 
Generaldirektor von Norilsk Nickel, 
Wladimir Potanin (12,6 Milliarden US- 
Dollar), der Vorsitzende des Aufsichts¬ 
rates von EuroChim, Andrej Melnit- 
schenko (11,4 Milliarden US-Dollar) 
und der Miteigentümer des Konsorti¬ 
ums Alpha Group German Hahn (11,3 
Milliarden US-Dollar). ZLV 


Mai-Nueng Kuntee ermordet 

Thailands Rothemden trauern um ihren Dichter 


Das fortschrittliche Thailand hat einen 
schrecklichen Verlust erlitten. Kamol 
Duangphasuk, bekannt unter seinem 
Dichternamen Mai-Nueng Kuntee, 
wurde in der vorigen Woche von ei¬ 
nem gedungenen Mörder in Bangkok 
erschossen. Unmittelbar nach dem 
Attentat behauptete die Polizei, dass 
die Ursachen des Attentats völlig im 
Dunkeln liegen. Das ist eine schamlo¬ 
se Lüge. Jeder weiß in Thailand, dass 
Mai-Nueng den reaktionären Kräf¬ 
ten besonders verhasst war. Er war 
der Dichter der Rothemden, jener 
Millionen Arbeiter und Kleinbauern, 
die seit über acht Jahren in den Au¬ 
gen der Bangkoker Eliten immer wie¬ 
der „falsch“ gewählt hatten. Seit dem 
Militärputsch von 2006 gegen die mit 
Mehrheit gewählte Regierung von 
Thaksin Shinawatra, die Reformen 
für die armen Bauern versprochen 
hatte, bis zu den Parlamentswahlen 
im Februar dieses Jahres, die von der 
regierungsfeindlichen Richterschaft 
annulliert worden war, zieht sich ein 
aufopferungsvoller Kampf der pro¬ 
demokratischen Rothemden-Bewe- 
gung. Mai-Nueng war ständig dabei. 
„Die Freiheit wird sich ausbreiten wie 
Bakterien. Lange genug war Buddhas 
Weisheit in diesem Land verhindert 
worden“, beginnt Mai-Nueng einen 
seiner Verse. Das war eine Sprache, 
die von den Volksmassen verstanden 
wurde. Besonders bekämpfte er die 



Der Dichter der Rothemden 


drakonischen „Gesetze gegen Majes¬ 
tätsbeleidigung“. In Thailand werden 
Menschen, die den Eliten gefährlich 
erscheinen, auf Grundlage dieser Ge¬ 
setze häufig denunziert und dann jah¬ 
relang inhaftiert. Nachdem seit eini¬ 
gen Wochen im Internet aufgerufen 
wurde, Mai-Nueng und den anderen 
„Müll“ zu beseitigen, fielen die tödli¬ 
chen Schüsse. 

Die ultraroyalistischen Verfasser 
und Hintermänner des menschenver¬ 
achtenden Aufrufs sind bekannt. Ob sie 
zur Rechenschaft gezogen werden oder 
ob man ihnen lächelnd auf die Schulter 
klopft, wird von der Kampfkraft der de¬ 
mokratischen Kräfte abhängen. 

Gunter Willing 


Sezessionen in Europa 

IK informierte sich zu Unabhängigkeitsreferenden 


Am vergangenen Sonntag befasste 
sich die Internationale Kommission 
des Parteivorstands der DKP mit dem 
inzwischen immer brisanter werden¬ 
den Thema der Sezessionsbestrebun¬ 
gen in Europa. Dazu waren Kataloni¬ 
en und Schottland ausgesucht worden, 
weil diese beiden Regionen sich per 
Referendum aus ihrem Staatsverband 
in Spanien bzw. Großbritannien her¬ 
ausbegeben wollen. 

Andre Scheer stellte dabei anhand 
der Regierungs- und Oppositionsposi¬ 
tionen in der autonomen Region Kata¬ 
lonien heraus, dass es einen links- und 
einen rechtsgerichteten Zugang zu ei¬ 
ner Eigenständigkeit gibt. Allgemeine 
Grundlage ist die dreihundertjährige 
Unterdrückung durch die Spanische 
Krone, sodass die Eigenständigkeit 
zunächst eine antimonarchistische 
Haltung ist. Derzeit ist die CiU-Re- 
gierungskoalition aus CDC und UDC 
der konservativen Nationalisten unter 
Regierungschef Arturo Mas durchaus 
nicht einig, wie an das Referendum am 
9. November herangegangen werden 
soll: Ein Teil sagt ja zur völligen Un¬ 
abhängigkeit, während ein anderer 
Teil dabei vorsichtiger ist. Die Fragen 
des Referendums lauten: „Soll Kata¬ 
lonien ein Staat werden?“ und „Soll 
dieser Staat Katalonien unabhängig 
sein?“, womit durchaus eine gewisse 
Integration in den Spanischen Staat 
erhalten bleiben könnte. Die linke 
Haltung in der Frage ist noch weniger 
einheitlich: die Republikanische Linke 
(ERC) steht dabei noch am Klarsten 
für eine Eigenständigkeit Kataloniens. 
Dagegen ist das Bündnis „Initiative 
für Katalonien/Vereinte und Alterna¬ 
tive Linke“ (ICV-EUiA) für mehr Au¬ 
tonomie innerhalb des Staates Spani¬ 
en, so wie es auch die Haltung der KP 
Spaniens bzw der Vereinten Linken 
(Izquierda Unida) im Gebiet außer¬ 
halb Kataloniens ist: Beide nehmen 
eine föderalistische Haltung ein. Die 
Kommunistischen Parteien Kataloni¬ 
ens, PCC und PSUC viu, äußern sich 
nicht prononciert, weil sie in der Frage 
unterschiedlicher Haltung sind, ande¬ 
rerseits sich aber in einer guten Phase 
einer Annäherung für eine Parteien¬ 
vereinigung befinden. Die CUP, eine 
marxistisch orientierte linksradikale 
Gruppierung, steht für eine Lostren¬ 
nung vom Spanischen Staat. 


Natürlich spielt auch die wirtschaft¬ 
lich starke Position Kataloniens und die 
damit verbundene Mitfinanzierung der 
ärmeren Regionen Spaniens eine Rol¬ 
le. Die großen Parteien PP und PSOE 
haben im Madrider Parlament gegen 
das Autonomiereferendum gestimmt, 
die oppositionelle Izquierda Unida 
aus prinzipiellen Gründen für dieses 
Grundrecht, obwohl IU eine Abtren¬ 
nung ablehnt. Interessant dürfte nach 
einem (erfolgreichen) Referendum die 
Frage der Europäischen Union sein: 
Fast alle katalanischen Parteien wür¬ 
den gern in der EU verbleiben. Aller¬ 
dings wächst der Anteil derjenigen, die 
Katalonien auch von der EU und der 
NATO unabhängig machen wollen. Die 
Staatsbürgerschaft würde pragmatisch 
gelöst werden, so Andre Scheers Ana¬ 
lyse - „Katalane ist jeder, der in Kata¬ 
lonien lebt“ ist die Losung, womit auch 
nichtspanische Mitmenschen ausdrück¬ 
lich eingeschlossen sind. 

Manfred Idler führte in das Thema 
Schottland ein. Er verwies darauf, dass 
in der Regel partikulare Interessen ei¬ 
nes Teils der gesamtnationalen Bour¬ 
geoisie hinter der Abspaltung eines 
Gebietsteils eines Staates und der Bil¬ 
dung eines neuen oder dem Anschluss 
an einen anderen bestehenden Staat 
stecken. Ideologisch werden sie dann 
meist verbrämt mit der Propagierung 
einer eigenen nationalen und kulturel¬ 
len und historischen Identität, um brei¬ 
tere Massen hinter der Forderung nach 
Sezession zu vereinen. Im Falle Schott¬ 
lands geht es in erster Linie darum, die 
Rente aus dem Nordseeöl nicht mit den 
anderen Teilen Britanniens teilen zu 
müssen. Der Bevölkerung Schottlands 
werden einige soziale Verbesserungen 
versprochen, die Herrschaft der Kon¬ 
zerne soll aber trotz einiger radikalerer 
Worthülsen unangetastet bleiben. 

In den interessanten Debatten der 
IK-Mitglieder zeigten sich Unterschie¬ 
de und Parallelen zwischen beiden Pro¬ 
zessen. Keine Überraschung war, dass 
auch die Krimabtrennung von der Uk¬ 
raine thematisiert wurde, wenn auch 
der Fall natürlich anders gelagert ist. 
Klar ist, dass die Positionen der DKP 
sich entlang einer Haltung bewegen, 
wonach die nationalistischen Bestre¬ 
bungen überall in der Welt jeweils un¬ 
terschiedlich sind und es grundsätzlich 
auf die Klassenfrage ankommt. G.P./M.I. 
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Gastkolumne von Cornelia Kerth, Bundesvorsitzende der VVN-BdA 

8. Mai 1945 - 
Tag der Befreiung 


Genau 40 Jahre hat es gedauert, bis 
ein Bundespräsident an einem 8. Mai 
von Befreiung gesprochen und damit 
einen Perspektivenwechsel eingelei¬ 
tet hat. Bis dahin hatte die Sicht der 
Nazis, der Deutsch-Nationalen, der 
„Frontkämpfer“, der Profiteure und 
Mitläufer das offizielle Vokabular ge¬ 
prägt: Zusammenbruch, Kapitulati¬ 
on, Besatzer. Mit Weizsäckers Rede 
wurde die Perspektive der Verfolg¬ 
ten des Nazi-Regimes „gesellschafts¬ 
fähig“, der 8. Mai wurde im bundes¬ 
deutschen Geschichtsdiskurs zum Tag 
der Befreiung. Und wo es Befreiung 
gibt, gibt es auch Befreier. Nach der 
„Wehrmachtsausstellung“ war dann 
auch klar, dass jeder Tag, an dem die 
Ostfront hielt, den Betrieb der Kre¬ 
matorien in Auschwitz verlängerte. 

Inzwischen hatte allerdings der 
Planungsstab der Bundeswehr in den 
„Verteidigungspolitischen Richtlini¬ 
en“ die „Aufrechterhaltung des frei¬ 
en Welthandels und des ungehinder¬ 
ten Zugangs zu Märkten und Roh¬ 
stoffen in aller Welt“ zum Auftrag 
der Bundeswehr erklärt. Seit 1998 ist 
Deutschland wieder ein Krieg führen¬ 
des Land und ein kriegsbereiter Bun¬ 
despräsident denunziert „jene (...), 
die Deutschlands historische Schuld 
benutzen, um dahinter Weitabge¬ 
wandtheit oder Bequemlichkeit (...) 
verstecken.“ 

Der Versuch, mithilfe der Totali¬ 
tarismustheorie im Wesen Verschie¬ 
denes gleichzusetzen, wie es Anfang 
der 1990er Jahre bspw. in den Gedenk¬ 
stätten Sachsenhausen, Ravensbrück 
und Buchenwald versucht wurde, war 
damals noch auf scharfen Protest im 
Europa-Parlament gestoßen. Mit der 
EU-Osterweiterung kommen von dort 
die heftigsten Vorstöße für ein „neues 
europäisches GeschichtsVerständnis“, 
gipfelnd im Beschluss, den 23. August 
zum europäischen Gedenktag an die 
„Opfer von Faschismus und Stalinis¬ 
mus“ zu machen. 


ln Kiew, wo die EU-Osterweiterung 
an Oligarchen und Parlament schei¬ 
terte, zeigt sich Außenminister Stein¬ 
meier Seit 4 an Seit 4 mit dem Anführer 
der Partei Swoboda, die sich auf den 
ukrainischen Nazi-Kollaborateur und 
Massenmörder Stepan Bandera beruft. 
Kurz darauf erkennt die Bundesregie- 


/ 



rung eine Regierung an, in der neben 
Swoboda auch der militant-faschisti¬ 
sche „Rechte Sektor“ eine Rolle spielt. 
Im folgenden Konflikt zwischen der 
„neuen“ Ukraine und Russland ist das 
Feindbild klar: Der Russe ist es. 

Und schon ergreift das „größte 
Drecksblatt der westlichen Welt“ (H. 
Gremlitza) zusammen mit der Berliner 
Schwester aus dem Hause Springer die 
Initiative für eine Petition: „Die russi¬ 
schen Panzer am Berliner Tiergarten 
sollen entfernt werden.“ Noch dümpelt 
die Kampagne dahin, aber das kann 
sich ändern. Der 8. Mai 1945 ist be¬ 
reits zum „Tag der Befreiung der Kon¬ 
zentrationslager und des Kriegsendes“ 
geschrumpft. Wenn die letzten über¬ 
lebenden Häftlinge gestorben sind, 
bleibt vermutlich nur das „Kriegsen¬ 
de“. Keine Befreiung - keine Befreier. 

Lassen wir es nicht so weit kom¬ 
men! Nutzen wir den 8. Mai zur öf¬ 
fentlichen Erinnerung an die Befrei¬ 
ung, an die Kämpfe und die Kämpfe¬ 
rinnen, denen wir sie verdanken. Und 
erinnern wir an das Vermächtnis der 
befreiten Häftlinge von Buchenwald. 


Zu den neurechten 
Friedensdemos 

Ein Statement von Konstantin Wecker 


Seit nunmehr acht Wochen finden in 
mehreren bundesdeutschen Städten 
wieder Montagsdemonstrationen statt- 
teils mit großem Zuspruch. Am Oster¬ 
montag sollen es in Berlin nach Polizei¬ 
angaben mehr als 1000 Demonstranten 
gewesen sein, die „gegen die da oben “ 
„für den Frieden und gegen die tödli¬ 
che Politik der Federal Reserve“ auf 
der Straße waren. Die US-Notenbank 
als „Krebsgeschwür des Planeten “ 
der Unterschied zwischen „rechts und 
links “ nicht mehr so wichtig. Der Lie¬ 
dermacher Konstantin Wecker stellte zu 
diesem Versuch, die Friedensbewegung 
von rechts zu unterwandern, folgendes 
Statement aufseine Facebook-Seite: 

(...) Leider scheint die taz (...) 
Recht zu haben, dass sich in der Frie¬ 
densbewegung mitunter Menschen mit 
Gesinnungen breitmachen, gegen die 
ich mich mein Leben lang ausgespro¬ 
chen habe. Das gilt selbstverständlich 
nicht für alle, die jetzt auf die Straße 
gehen. Im Gegenteil: Es ist völlig rich¬ 
tig, wir müssen jetzt raus auf die Straße 
und den Militaristen klarmachen, dass 
wir keinen neuen Krieg wollen! Aber 
anscheinend muss ich auch immer wie¬ 
der klarstellen: Ich will mit Nationa¬ 
listen („an allem ist Amerika schuld, 
Deutschland ist das Opfer ...“) und 
Antisemiten („an allem sind die Roth¬ 
schilds schuld, die neuerdings Federal 
Reserve Bank heißen ...“) keine, auch 
keine einzige Sache gemeinsam haben 
und machen. 

Was Verschwörungstheorien an¬ 
geht, sage ich: Seit Edward Snowden 
muss jeder wissen, dass die Geheim¬ 
dienste komplett aus dem Ruder gelau¬ 


fen sind. (...) Ich bin da also keineswegs 
naiv, und es sollte meines Erachtens 
auch erlaubt sein, zum 11. September 
kritische Fragen zu stellen. Aber dieses 
Geschichtsbild, wonach eine winzige 
Geheimgesellschaft seit Jahrhunder¬ 
ten alles plant und lenkt, wo es keine 
Widersprüche mehr gibt, sondern nur 
noch einen großen, geheimen Master¬ 
plan, bei dem am Ende auch noch die 
Schuld am Hitlerfaschismus plötzlich 
nicht mehr bei Deutschen, sondern 
bei amerikanischen und vor allem jü¬ 
dischen Illuminaten zu liegen kommt - 
das ist mir alles zu abgedreht und zu¬ 
wider, und das ist Geschichtsklitterung 
von rechts, egal wie angeblich antikapi¬ 
talistisch das daherkommt. 

Und ja - ich hab’s von vielen schon 
gehört und bin gewarnt worden: Die 
Montagsdemos werden unterwan¬ 
dert. Damit sage ich nicht, dass alle, 
die sich dort engagieren, Nazis sei¬ 
en, Rechtspopulisten oder Verschwö¬ 
rungstheoretiker. Aber man muss auf¬ 
passen. Und ich habe hier auf meiner 
FB-Seite kürzlich erlebt, wie ein Shit- 
storm aus dieser Ecke aussieht. Da 
dringen dann 50,60 Profile in eine Dis¬ 
kussion ein wie eine Horde Naziskin¬ 
heads, beschimpfen und diffamieren 
alle, die ihnen widersprechen, liken 
sich gegenseitig und spielen sich die 
Bälle zu - und das sind erkennbar or¬ 
ganisierte Manöver! Und kurz kam ich 
auf den schrecklichen Gedanken, ob 
das alles nicht vielleicht ein gesteuer¬ 
ter Vorgang gewisser Kreise sein könn¬ 
te, denen schon immer Pazifismus und 
die Friedensbewegung ein Dorn im 
Auge waren? (...) 
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.. .und wasder Lügen sonst noch sind. 


Karikatur: Bernd Bücking 


Am 17. Mai auf die Straße! 

Gastbeitrag von Mischa Aschmoneit, Interventionistische Linke 


D er Kampf dagegen, dass die Kos¬ 
ten der Krise des Kapitalismus 
auf die Mehrheit der Bevölke¬ 
rungen abgewälzt wird, ist in vielen 
Ländern deutlich weiter entwickelt 
als in Deutschland. Und doch werden 
vor der EU-Wahl unter dem verbin¬ 
denden Motto „Mai der Solidarität“ 
nicht nur in Brüssel, Madrid, Rom, 
Thessaloniki und vielen anderen euro¬ 
päischen Städten, sondern auch hier¬ 
zulande vielfältige Protestaktionen 
stattfinden. Am 17.5. wird es zudem in 
Berlin (für Ostdeutschland), Düssel¬ 
dorf (für Westdeutschland), Hamburg 
(für Norddeutschland) und Stuttgart 
(für Süddeutschland) zentrale De¬ 
monstrationen und Aktionen des zi¬ 
vilen Ungehorsams geben, organisiert 
vom Blockupy-Bündnis. 

Blockupy ist ein aktionsorientier¬ 
ter Zusammenschluss mehrerer Grup¬ 
pen und Organisationen, an dem sich 
unter anderem attac, die DKP, die 
Linkspartei, die Interventionistische 
Linke und viele andere Initiativen aus 
Deutschland sowie aus vierzehn weite¬ 
ren europäischen Ländern beteiligen. 

Der Name des Bündnisses leitet 
sich von der Aktionsidee ab: Blockie¬ 
ren (englisch: to block) und Besetzen 
(englisch: to occupy). Bereits 2012 und 
2013 organisierte das Bündnis Akti¬ 
onstage mit dem (trotz massiver Poli¬ 
zeigewalt) weitgehend erreichten Ziel, 
das Tagesgeschäft der Europäischen 
Zentralbank (EZB) in Frankfurt am 
Main zu stören und damit gegen die 
kapitalistische Krisenpolitik zu pro¬ 
testieren. Die Mittel der Aktion wa¬ 
ren die Besetzung öffentlicher Plätze 
und die Blockade der Zufahrtswege 
zur EZB. 

Für 2014 hat die von vielen hundert 
Delegierten besuchte Internationale 
Aktionskonferenz des Bündnisses be¬ 
schlossen, die geplante Eröffnungsfei¬ 
er (unter Beteiligung der Wirtschafts¬ 
und Politprominenz der Euro-Länder) 
des Neubaus der Europäischen Zent¬ 
ralbank im Herbst/Winter mit Aktio¬ 
nen zu begleiten. Auch dabei wird es 
ein vielfältiges Mitmach-Angebot ge¬ 
ben, aus dem sich jeder Mensch das für 
ihn passende aussuchen kann: Inhaltli¬ 
che Veranstaltungen zum Seiber-Klü¬ 
ger-Werden und zum Mitdiskutieren, 
Demonstrationen für alle, die ihren 
Protest zeigen wollen - und Aktio¬ 
nen des massenhaften zivilen Unge¬ 
horsams für alle, die den Schritt vom 
Protest zum Widerstand gehen wollen. 

Blockupy bietet eine Handlungs¬ 
möglichkeit für alle, die es ernst mei¬ 
nen mit einer Alternative zum in 
weiten Kreisen der deutschen Ge¬ 
sellschaft vorherrschenden bornier¬ 
ten Standortdenken. Die Aktivitäten 
werden von einem organisations- und 
länderübergreifenden Kreis vorbe¬ 
reitet und haben einen internationa¬ 
listischen Charakter, sie thematisie¬ 
ren die Sozialraubpolitik hierzulan¬ 



de (Hartz IV etc.) und verbinden sie 
mit der Troika-Politik gegen den eu¬ 
ropäischen Süden (Kürzungsdikate 
etc.), aber auch mit der Abschottung 
der Festung Europa gegen Flüchtlin¬ 
ge aus anderen Teilen der Welt. Das 
Bündnis benennt Verursacher und 
Profiteure der Krise und orientiert 
auf die Überwindung des Kapitalis¬ 
mus. Die Ausplünderungspolitik ge¬ 
gen den europäischen Süden wird 
von der deutschen Regierung im Inter¬ 
esse ihrer Auftraggeber aus den Kon¬ 
zernetagen vorangetrieben. Diese Po¬ 
litik sorgt für eine humanitäre, sozia¬ 
le und politische Katastrophe: Mitten 
im reichen Europa stehen Kinder mor¬ 
gens hungrig auf und gehen abends 
hungrig ins Bett, steigt die Selbstmord¬ 
rate, ist medizinische Versorgung eine 
Frage des Geldbeutels, werden Fami¬ 
lien aus ihren Wohnungen vertrieben, 
wird jungen Menschen die Ausbildung 
verwehrt, werden Flüchtlinge verfolgt 
und abgeschoben. Wer es also ernst 
meint mit gelebtem Internationalis¬ 
mus wird die derzeit einzigen größe¬ 
ren internationalistischen Aktionen in 
Deutschland, die Krise und Kapitalis¬ 
mus thematisieren, als Chance für sein 
eigenes Handeln wahrnehmen. 

Zugleich ist Blockupy auch eine 
Herausforderung für das eigene Han¬ 
deln und das Argumentieren im eige¬ 
nen Umfeld. Dabei treten zwei hem¬ 
mende Faktoren auf: Korruption & 
Angst sowie Trägheit & Angst. 

Korruption und Angst gehen in 
Deutschland Hand in Hand. Wäh¬ 
rend ein gutes Drittel der hierzulande 
lebenden Menschen selber Armuts¬ 
erfahrungen macht, ausgegrenzt ist 
und als überflüssig betrachtet wird, 
können sich die anderen zwei Drittel 
über (teils bescheidene, teils üppige) 
Einkommenssteigerungen freuen. Ob¬ 
wohl beispielsweise der arbeitslose Er¬ 
zieher und die Facharbeiterin bei VW 
zur gleichen Klasse der ausgebeuteten 
Lohnabhängigen gehören, liegen sinn¬ 
lich erfahrbare Welten zwischen ihren 
Einkommen: Der Hartz-IV-Regelsatz 
liegt bei 4 700 Euro im Jahr und damit 
deutlich unter der jedem VW-Beschäf- 
tigten in 2013 zusätzlich zum Lohn/ 
Gehalt gezahlten Erfolgsprämie von 


6 200 Euro. Das Kapital korrumpiert 
so einen Teil der abhängig Beschäf¬ 
tigten, erkauft ihr Wohlverhalten und 
droht zugleich mit dem Absturz ins 
Elend. Ohne die mühevolle Arbeit zur 
Herstellung von Klassenbewusstsein 
hierzulande sowie zur Herstellung von 
Solidarität innerhalb der Klasse auch 
über Ländergrenzen hinweg, wird es 
keine realistische Perspektive auf den 
Bruch mit dem Kapitalismus geben. 
Dies bedarf der alltäglichen Kleinar¬ 
beit, aber auch einiger Kristallisations- 
punkte derselben. Blockupy ist ein sol¬ 
cher Kristallisationspunkt. 

Trägheit und Angst sind als hem¬ 
mende Faktoren auch bei vielen Lin¬ 
ken verbreitet. Das Erkennen der 
derzeitigen Schwäche des eigenen 
Lagers macht träge, die scheinbare 
und reale Stärke des Gegners macht 
Angst. Viele beschließen deshalb in¬ 
dividuell nichts zu riskieren, sondern 
mal lieber die Kritik in Theoriezirkeln 
oder am Tresen zu formulieren - dort 
aber dann ganz radikal. Andere er¬ 
schöpfen ihre Kapitalismusgegner¬ 
schaft in zumeist ebenso harmlosen 
wie folgenlosen Handlungen für ei¬ 
nen linken Wahlkampfverein oder 
der trägen Teilnahme an wirkungslo¬ 
sen Versammlungen, Kundgebungen 
und Demonstrationen. Die Blockade 
der EZB-Eröffnungsfeier ist hinge¬ 
gen die Überwindung des kapitalis¬ 
musunschädlichen rituellen Protestes, 
ist die Ermutigung zum kollektiven 
Übertreten der Gesetze des kapita¬ 
listischen Staates, ist das Lernen in 
der Aktion. Ohne die Handlungsbe¬ 
reitschaft und den Mut der vielen ein¬ 
zelnen Menschen, die perspektivisch 
als Klasse und Masse zielgerichtet ge¬ 
meinsam handeln, wird es keine sozia¬ 
listische Alternative zum Kapitalismus 
geben. Blockupy ist eine Möglichkeit 
der Selbstermutigung, der Ermutigung 
anderer und des Gewinnens von kol¬ 
lektiver Handlungsfähigkeit. 

Die Aktionen gegen die EZB- 
Neueröffnung werden im Herbst/ 
Winter in Frankfurt stattfinden. Am 
17. Mai laufen wir uns bei den zent¬ 
ralen Aktionen in Berlin, Düsseldorf, 
Hamburg und Stuttgart schon mal 
warm. Mach mit! 
www.Blockupy.org 

Michael Aschmoneit wird auf dem UZ- 
Pressefest unter anderem an der zen¬ 
tralen Diskussionsrunde „Faschismus 
und »Rechtspopulismus' 


in Deutschland 
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40 Jahre 
Pressefeste 
der UZ 

Die Geburtsstunde der UZ-Pressefeste war 1974 auf den Rhein¬ 
wiesen in Düsseldorf. Auch 1975 wurde das Fest am gleichen Platz 
ausgerichtet. Weitere Stationen waren Recklinghausen (1977), Es¬ 
sen (1979), 1982,1984 und 1987 im Duisburger Wedaustadion und 
1993 in Bottrop. Die folgenden neun Feste (1995,1997,1999,2001, 
2003,2005,2007,2009 und 2011) fanden wie in diesem Jahr im Re¬ 
vierpark Wischlingen in Dortmund statt. 

Die Fotos auf dieser Seite entstanden in Dortmund. 
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Theorie und Geschichte 


unsere zeit m 


Auftrag: Dem Sozialismus den Todesstoß versetzen 

Vor 25 Jahren schickte US-Präsident Bush sen. Vernon A. Walters, das „Schlachtross des Kalten Krieges“, nach Bonn 


W ährend der damalige KPdSU-Gene- 
ralsekretär Michael Gorbatschow zu 
Beginn des schicksalsschweren Jah¬ 
res 1989 noch vom „gemeinsamen europäischen 
Haus“ schwafelte, in dem auch die USA Platz fin¬ 
den sollten, heckte man in Washington bereits den 
Plan aus, dem Sozialismus auf dem Kontinent den 
Todesstoß zu versetzen. 

Aufmerksam registrierte das Führungsteam von 
Präsident George W.H. Bush sen. neue Akzente 
in den Erklärungen Gorbatschows und seiner Ge¬ 
folgschaft über das Selbstbestimmungsrecht aller 
Völker. Sie kamen zu der Erkenntnis, dass der 
Kreml-Chef nicht mehr bereit war, um die weitere 
Existenz der Staaten des Ostblocks zu kämpfen 
und schlussfolgerten, dass die Breshnew-Doktrin 
nicht mehr gültig war. 


Anfang 1989 saßen im Oval Office des Weißen 
Hauses der Hausherr Bush sen., früher selbst 
einmal CIA-Direktor, und der legendenumwo- 
bene Geheimdienststratege, Drei-Sterne-General 
Vernon A. Walters, zusammen und berieten über 
das weitere Vorgehen gegen die UdSSR und ih¬ 
ren wichtigsten Verbündeten, die DDR. Es ging 
um den Einsatz des bereits pensionierten Walters 
unter der Tarnung des Botschafters der USA in 
Bonn. Wie Walters in seinem Buch „Die Verei¬ 
nigung war voraussehbar“ (Siedler-Verlag 1994) 
festhielt, habe Bush ihm gesagt, bei diesem Ein¬ 
satz ginge es „ums Ganze“. Die Anfang 1953 von 
US-Präsident Dwight D. Eisenhower und Au¬ 
ßenminister Foster Dulles verkündete Doktrin 
des „roll back“ des Sozialismus sollte endlich 
durchgesetzt werden. Walters selbst deutete - 
noch bevor er in Bonn am 24. April 1989 sein 
Beglaubigungsschreiben überreichte - gegenüber 
der „Frankfurter Allgemeinen Zeitung“ (FAZ) 
am 10. Januar 1989 an, er werde nicht geschickt, 
wenn ein Erfolg wahrscheinlich ist, sondern um 
ihn zu garantieren. Eine seiner Hauptaufgaben 
sei, „die letzte Ölung zu geben, kurz bevor der 
Patient stirbt“. Der Patient war die DDR. Gegen 
sie wurde der Hauptstoß geführt, um, so Walters, 
„dem sowjetischen Sicherheitssystem das Herz 
herauszureißen“. 

Bonn war für Washington die östlichste und 
im kalten Krieg erprobteste Basis für Geheim¬ 
dienstoperationen nach Osten. In der Frontstadt 
Westberlin befand sich, mit Stützpunkten in Ost- 
berlin und der DDR, das Headquarter Germany 
der CIA. Hier wurden die Informationen über die 
wachsenden Probleme in den sozialistischen Län¬ 
dern, so auch die Entwicklung einer „Bürgerbe¬ 
wegung“ in der DDR, gesammelt und auf sie - im 
Zusammenwirken mit den verschiedenen Stellen 
der Bundesrepublik - Einfluss genommen. 


Mit Walters kam ein in 40 Jahren Fronteinsatz 
in 142 Ländern erfahrener hochintelligenter Ge- 
heimdienstspezialist, der sieben Sprachen (darun¬ 
ter Deutsch und Russisch) perfekt beherrschte, an 
den Rhein.Während seiner Karriere, die die Ge¬ 
heimdienstexperten der DDR Klaus Eichner und 
Ernst Langrock in „Der Drahtzieher“ (Kai Ho- 
milius Verlag 2005) bis hin zum Abschluss in der 
Bundesrepublik ausführlich darlegten, inszenier¬ 


te Walter zahlreiche Militärputsche, half unlieb¬ 
same Präsidenten, Premiers, hohe Politiker oder 
Militärs zu beseitigen, wobei er sich mit Vorliebe 
alter und neuer Faschisten bediente. Darunter 
fielen der Sturz Mossadeghs 1953 in Iran, die Er¬ 
mordung Allendes 1973 in Chile, die des christ¬ 
demokratischen Parteiführers Aldo Moro 1978 
in Rom, die Mobilisierung der Contras ab 1981 in 


delegierter der USA bei der UNO, wo er - wie er 
in seinen Memoiren „Silent Missions“(Deutsch 
„In vertraulicher Mission“, Bechtle-Verlag 1990), 
einmal zugab - die Aufgabe hatte, „so viele Län¬ 
der wie möglich dazu zu bringen, mit uns zu stim¬ 
men“, oder „einen Meinungsumschwung in den 
afrikanischen und arabischen Ländern herbei¬ 
zuführen“. Über die Methoden hüllte er sich in 



Mission erfüllt: Abschiedsbesuch des scheidenden US-Botschafters Walters beim damaligen Bundes¬ 
innenminister Schäuble am 7. August 1991 


Nikaragua, die persönliche Beratung Papst Wojty- 
las bei der Inszenierung der konterrevolutionären 
Rolle der Solidarnosc ab 1980 in Polen, zu deren 
Unterstützung der CIA-Agent Corrado Simioni, 
der vorher verdeckt den mörderischen Terror der 
manipulierten Brigate Rosse in Italien gelenkt 
hatte, geschickt wurde. 

Unter Walters maßgeblicher Federführung 
wurde das Konzept der „Spannungsstrategie“ aus¬ 
gearbeitet (wenn man heute die Entwicklung in 
der Ukraine verfolgt, ein noch immer praktizier¬ 
tes Vorgehen). Diese Strategie erlebte 1967 mit 
dem Putsch der „schwarzen Obristen“ und der 
Installation der Athener Militärjunta und 1973 
mit dem Staatsstreich General Pinochets in der 
Variante „Centauro-Plan“ ihre Generalprobe. 

In Rom forderte Walters bereits 1963 als Mi¬ 
litärattache gegen den Eintritt der Sozialisten in 
die Regierung eine „sofortige militärische Inter¬ 
vention“ und versuchte mit faschistischen Militärs 
einen Staatsstreich auszulösen. Im Rahmen die¬ 
ser Operation begann auch der Aufbau der von 
der CIA geführten geheimen NATO-Truppe stay 
behind, die in Italien Gladio (Kurzschwert) hieß. 
Während der Agentenführer in der USA-Presse 
„the lone wolf“ hieß, nannten Diplomaten ihn we¬ 
gen seines in der Öffentlichkeit immer korrekten 
Auftretens den „Mann mit dem gebürsteten Na¬ 
delstreifenanzug“. Mehr als zwei Jahrzehnte galt 
er als Schlüsselfigur der militärischen Aufklärung 
(Defense Intelligence Agency), bevor er unter 
Präsident Nixon stellvertretender CIA-Direktor 
wurde. Von 1985 bis zu seiner Berufung als Bot¬ 
schafter nach Bonn war er im Ministerrang Chef¬ 


Schweigen. Charakteristisch für Walters war auch 
eine Äußerung zum Vietnamkrieg der USA, des¬ 
sen Augenzeuge er vor Ort einige Zeit war: Die 
fast 20-jährige barbarische Interventionspolitik, 
die in Südvietnam drei Millionen Tote forder¬ 
te, fast ganz Nordvietnam in Trümmer legte und 
58 000 Gis das Leben kostete, sei „einer der no¬ 
belsten und selbstlosesten Kriege, an denen die 
Vereinigten Staaten je teilgenommen haben“ ge- 


Ausgehend von diesen Erfahrungen in Umsturz¬ 
strategien wurde Walters, ein „Schlachtross des 
Kalten Krieges“, wie ihn Egon Bahr nannte, nach 
Bonn geschickt. 

Die CIA erwartete nach den Ereignissen im 
Herbst 1989 binnen weniger Monate eine völli¬ 
ge Umgestaltung in Ostdeutschland, die zu einer 
nichtkommunistischen Regierung und zu einer 
Entwicklung in Richtung Wiedervereinigung füh¬ 
ren werde. US-Außen¬ 


ring Group“ unter Leitung von Vize-Sicherheits- 
chef Robert Gates an. Wie dem Buch des dama¬ 
ligen Beraters im State Department, Prof. Phillip 
Zelikow, und Condolezza Rice, Beraterin des US- 
Präsidenten und bezeichnenderweise dem Ölkon¬ 
zern Chevron Coperation nahe stehend (später 
stieg sie in dessen Direktorium auf) zu entneh¬ 
men ist, wurde festlegt, „dem DDR-Regime jede 
wirtschaftliche Unterstützung zu verweigern, bis 
tiefgreifende politische Reformen eingeleitet“ 
seien. 

In Kohl fand Walters, wie er in seinen Erin¬ 
nerungen an seinen Einsatz in Bonn mehrfach 
betonte, einen zuverlässigen Partner, der seinen 
Ideen und Vorschlägen das größtmögliche Ver¬ 
ständnis entgegen gebracht habe. Während der 
Bundeskanzler jedoch von den Ereignissen im 
Herbst 1989 völlig überrascht wurde, hatte man in 
Washington längst registriert, dass der „Verkauf“ 
der DDR durch Gorbatschow an die BRD be¬ 
schlossene Sache wurde. Die „International He- 
rald Tribune“berichtete, die Öffnung der“Mauer“ 
am 9. November habe Walters nicht besonders 
überrascht. Der USA-Botschafter organisierte am 
nächsten Morgen ein Flugzeug für den Bundes¬ 
kanzler, damit dieser sich nach Berlin begeben 
konnte, wo Walters selbst vor Ort war und die 
Lage von einem Hubschrauber aus beobachte¬ 
te. Als Walters im Interview mit „Die Welt“ vom 
7. Oktober 1990 erklärte, „dass Deutschland nun 
in seine volle Verantwortung in der Gemeinschaft 
der Nationen eintreten werde“, hatten die USA 
bereits klare Vorstellungen über die Rolle, die 
das größer gewordene Deutschland im von den 
USA vorangetriebenen Prozess der Sicherung ih¬ 
rer Weltherrschaft spielen sollte, wobei sie sicher 
noch nicht damit rechneten, dass ihnen diese Rol¬ 
le schon bald durch das selbst eine Großmachtrol¬ 
le fordernde Berlin streitig gemacht würde. 


Der Übergang Gorbatschows auf sozialdemokra¬ 
tische Positionen und sein Verrat am Sozialismus 
und den Verbündeten wirkten sich verheerend 
aus, darunter auf die DDR als engstem Verbün¬ 
deten. 

Schon am 3. März 1990 konnte Vernon Wal¬ 
ters im Interview für „Die Welt“ über die „schwe¬ 
re Niederlage“ des Sozialismus frohlocken. Als 
das „Schlachtross des Kalten Krieges“ im Juni 
1991 seinen Einsatz mit der Rückkehr in den Ru¬ 
hestand beendete, konnte er seinem Präsidenten 
Vollzug des „roll back“ des Sozialismus auch in 
der DDR melden. Walters verstarb im Februar 
2002 im Alter von 85 Jahren. 

Gerhard Feldbauer 


minister Baker zog da¬ 
raus den Schluss, dass 
der Schlüssel für die 
weitere Entwicklung 
des Ostblocks in der 
DDR hege. 

Ausgerichtet auf 
Walters Arbeit in 
Bonn ordnete Präsi¬ 
dent Bush die Bildung 
einer speziellen „Eu¬ 
ropean Strategy Stee- 
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Vorgestellt: 

Bilanz 2013 - Ausblick 2014 

isw-wirtschaftsinfo 48/April 2014,46 Seiten, 4 Euro zzgl. Versand 

In diesem Frühjahr legt das isw seine fünfzehnte Bilanz der wirtschaftlichen und sozialen Lage in Deutschland vor. 

Den einzelnen Kapiteln vorangestellt ist ein kurzer Konjunkturausblick für das Jahr 2014. 

In 17 Kapiteln von Arbeitslosigkeit bis Vorstandsbezüge werden markante Entwicklungen in den jeweiligen Bereichen aufgezeigt. So 
beim Stichwort „Außenhandel“ die Rolle Deutschlands als Störenfried in der Weltwirtschaft aufgrund seiner hohen Leistungsbilanz¬ 
überschüsse. Im Kapitel „Löhne“ wird u.a. nachgewiesen, dass die Real löhne 2013 noch immer niedriger waren als im Jahr 2000. Bei 
„Steuern“ zeigen wir auf, dass Deutschland im internationalen Vergleich ein Steuerparadies ist. Im Abschnitt „Staatsverschuldung“ 
werden die Kosten der Bankenrettung quantifiziert. Die wachsende Kluft zwischen Arm und Reich durch neue Reichtumsrekorde 
einerseits und wachsende Armutsgefährdung andererseits, ist Gegenstand der entsprechenden Stichwörter. Im Kapitel „Beschäfti¬ 
gung“ wird das sogenannte Jobwunder entzaubert.„Mogelpackung Rentenpaket“ lautet die Überschrift beim Stichwort Renten (...) 
Insgesamt gibt das wirtschaftsinfo 48 eine Fülle von Fakten & Argumenten für die betriebliche, gewerkschaftliche Arbeit und für 
die Diskussion in sozialen Bewegungen. 

Die Grafiken aus wirtschaftsinfo 48 sind als Powerpoint-Präsentation auf CD erhältlich (5,- Euro zzgl. Versand) - 

Autor: Dr. Fred. Schmid 

Widerstand - Kapitalismus oder Demokratie 
isw-report 96/März 2014 
40 Seiten, 3,50 Euro zzgl. Versand 

Kapitalismus und Demokratie streben immer weiter auseinander. Die„Märkte“ erzwingen eine Politik, die sich „nach den Wünschen 
der Anleger“ richtet, so der damalige Chef der Deutschen Bank, Rolf Breuer. Bundeskanzlerin Merkel hat das so übersetzt, dass die 
Politik„marktkonform“ zu geschehen hat. Die Imperative von US-Präsident Lincoln von 1863: Demokratie sei „Regierung des Volkes, 
durch das Volk,fürdas Volk“,gelten längst nicht mehr. Aus der„Volksherrschaft“ wurde ein Regel n-Verfahren, in dem die Eliten von 
Kapital und Politik, von Medien und Kultur die Regeln für Politik und Ökonomie vorgeben. Frank Schirrmacher, Mit-Herausgeber der 
„Frankfurter Allgemeinen Zeitung“, spricht von einem „Kurssturz des Republikanischen“. Der britische Soziologe Colin Crouch von 
„Postdemokratie“, wo „sich politische Verfahren und die Regierungen zunehmend in eine Richtung zurückentwickeln, die typisch 
war für vordemokratische Zeiten: der Einfluss privilegierter Eliten nimmt zu, in der Folge ist das egalitäre Projekt zunehmend mit 
der eigenen Ohnmacht konfrontiert“. Die Alternative zu dieser Entwicklung - Kapitalismus ohne Demokratie - wäre und muss 
sein: Demokratie ohne Kapitalismus. - Autor: Conrad Schuhler 
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Ulrich Schneider: Antifaschismus 
Basiswissen Politik / Geschichte / Ökonomie 

Zunächst stark durch die Arbeiterbewegung geprägt, repräsen¬ 
tierte Antifaschismus nach 1933 und in der Anti-Hitler-Koalition 
ein breiteres Spektrum. Heute heißt Antifaschismus Einsatz 
gegen soziale Ausgrenzung, Rassismus und gegen Krieg, für 
demokratische und soziale Rechte - ist er analytische Kategorie, 
aber vor allem auch Praxis. 

135 Seiten - 9,90 Euro 

Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik: 
MEMORANDUM 2014 

Kein Aufbruch - Wirtschaftspolitik auf alten Pfaden 

Das Memo, wichtigste Replik auf das Gutachten der »Fünf Wei¬ 
sen«, zeigt, was wirklich wirksam wäre: Ein sozial-ökologischer 
Umbau mit massiver Umverteilung von oben nach unten. 
Analysiert wird die zunehmende gesellschaftliche Ungleichheit, 
skizziert wird eine alternative Finanzpolitik. 

287 Seiten - 17,90 Euro 

Heinz-J. Bontrup: 

Krisenkapitalismus und EU-Verfall 

Mit breitem empirischen Material bestimmt Heinz-J. Bontrup in 
diesem Leitfaden einer wirtschaftspolitischen Alphabetisierung, 
Charakter und grundsätzliche Mechanismen der gegenwärtigen 
Krise. Und er leitet ab: Eine Wirtschaftspolitik, die an den Glau¬ 
benssätzen des Neoliberalismus festhält, eröffnet keinen Ausweg 
aus der Krise, sondern verschärft sie noch. 

231 Seiten - 15,90 Euro 
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Unbequeme Wahrheiten 

Ryan Cooglers erstaunliches Regiedebüt „Fruitvale Station“ 



I n der Silvesternacht 2008 wurde in 
San Franciscos Bay Area der 22-jäh- 
rige Schwarze Oscar Grant auf einem 
U-Bahnsteig von einem übernervösen 
weißen Polizisten nach einer offenbar 
rassistisch motivierten Auseinanderset¬ 
zung erschossen, obwohl er unbewaff¬ 
net war und bereits zu Boden gewor¬ 
fen war. Die Bilder, von Passanten per 
Handy gefilmt, standen wenig später 
schon im Internet, die darauf folgen¬ 
den heftigen Unruhen machten welt¬ 
weit Schlagzeilen. Der damalige USC- 
Filmstudent Ryan Coogler stammt aus 
der gleichen Gegend und erlebte die 
Ereignisse jener Tage unmittelbar mit. 
Die verwackelten, amateurhaften Han- 
dybilder, die im späteren Prozess um 
die Vorfälle in der U-Bahn ein wichti¬ 
ges Beweismittel waren und nun sein 
Spielfilmdebüt „Fruitvale Station“ ein¬ 
leiten, scheinen wie der äußere Aus¬ 
druck seiner Erschütterung. 

Doch bei Erschütterung blieb 
Coogler nicht stehen. Unterstützt 
durch Hollywoodstar Forest Whitaker 
als Produzent, schrieb er ein Drehbuch, 
das die letzten 24 Stunden im Leben 
Oscar Grants nachzeichnet, nüchtern 
und ohne Beschönigung und mit dem 


M it diesem Band wird eines 
der umfangreichsten litera¬ 
rischen Vorhaben der deut¬ 
schen Literatur, das umfangreichste 
in der Gegenwart, beendet. Es ist die 
Geschichte des Aufbaus des Sozialis¬ 
mus in der DDR, mit den Schwierig¬ 
keiten, Widersprüchen und auch jenen 
Vorgängen, die das Ende der DDR 
1989 mit verursachten. Insofern wird 
dieser Zyklus ein bleibendes Doku¬ 
ment eines großen historischen Vor¬ 
ganges sein, der immer wieder Auf¬ 
merksamkeit und Leser finden wird. 
Nicht wie von Erik Neutsch 1970 ge¬ 
plant beschließt den Zyklus ein 6. 
Buch unter dem Titel „Jahre der ruhi¬ 
gen Sonne“ sondern ein „fünftes und 
letztes Buch“ „Friede im Osten“ mit 
dem Titel „Plebejers Unzeit oder Spiel 
zu dritt“Das ist symptomatisch: Da in 
diesem letzten Buch ein Kapitel fehlt - 
die Aussprache zwischen der Haupt¬ 
gestalt Achim Steinhauer und Matthi¬ 
as Münz alias Horst Sindermann über 
Kunst für das Volk und Probleme der 
Wirtschafts- und Kulturpolitik - und 
das abschließende Buch nicht einmal 
in Umrissen existiert, wird dieser Zy¬ 
klus zum Dokument einer unvollendet 
gebliebenen Gesellschaft. 

Der Plan zu diesem Werk hat den 
Beginn von Neutschs Schaffen beglei¬ 
tet, das 5. Buch steht am Ende. Mit der 
Niederschrift des Zyklus hatte er um 
1970 begonnen, an ihm schrieb er bis 
zum Mittag des 20. August 2013, sei¬ 
nem Todestag. Andere Werke Erik 
Neutschs erscheinen wie Standortbe¬ 
schreibungen in zugespitzten Situatio¬ 
nen während der Arbeit an diesem Zy¬ 
klus. Der 4. Band führte bis 1968, der 
letzte setzt dort ein und führt in die 
siebziger Jahre, aber das Wissen um 
das Ende der DDR war vorhanden. 
Doch ist das letzte Buch nicht wirklich 
ein Ende: So wie Neutsch sein Vorha¬ 
ben fortsetzte und die Geschichte ei¬ 
nes friedlichen Landes schrieb, so wird 
dieser geistige Entwurf einer Gesell¬ 
schaft von Gleichheit und ihre soziale 
Utopie unabhängig von Verzerrungen 
bei der Umsetzung in der DDR vor¬ 
handen bleiben. Den utopisch-idealen 
Anspruch im Bewusstsein zu halten - 
Neutsch plädierte statt des realen So¬ 
zialismus in der DDR für einen idealen 
Sozialismus - und das Wissen um Er¬ 
reichtes und Gescheitertes als Erfah¬ 
rung weiterzugeben und daraus histori¬ 
sche Lehren zu ziehen ist das Verdienst 
des Zyklus, für den der Autor unseren 
Respekt verdient. 

Im letzten Viertel des 5. Bandes 
dient für die Gegenüberstellung der po¬ 


Wissen um zahlreiche ähnliche Todes¬ 
fälle, deren Täter oft straflos blieben, 
weil es keine beweiskräftigen Bilder 
gab und in der fragwürdigen Gerichts¬ 
arithmetik der US-Justiz die Aussagen 
von Weißen mehr Gewicht haben als 
die von Farbigen. Wir erleben Oscar als 
hilfsbereiten Charmeur, als liebevollen 
Partner und Vater, der es mit der Treue 
nicht so genau nimmt, als kleinen, aber 
reuigen Dealer mit Knastvergangen¬ 
heit und als verzweifelten Jobsucher, 
dessen gute Vorsätze zum Jahresbe¬ 
ginn schon scheitern, bevor er daran 
gehen kann, sie umzusetzen. Der Streit, 
an dessen Ende Oscar stirbt, entsteht 
aus einer belanglosen Rauferei auf 
dem Weg zum Silvester-Feuerwerk. 

Ein Glücksgriff ist auch die Beset¬ 
zung. Cooglers Nähe zur Szene und 
dem Umfeld von Oscar Grant mach¬ 
te es ihm möglich, viele Nebenrollen 
mit ehemaligen Freunden des Opfers 
zu besetzen. Für die Hauptrollen setzte 
er wegen der kurzen Drehzeit auf pro¬ 
fessionelle Darsteller. Als jugendlicher 
Drogendealer, Footballspieler und 
ehemaliger Alkoholiker hatte Michael 
B. Jordan in populären TV-Serien wie 
„The Wire“ oder „Friday Night Lights“ 


litischen und gesellschaftlichen Syste¬ 
me eine Lesereise Achims in den „Wes¬ 
ten“. In solchen Szenen sucht Neutsch 
Klarheit durch fast schablonenhaf¬ 
te Vereinfachungen, die immer einen 
sachlichen Hintergrund haben. Der Be¬ 
such in Hamburg wird zum Aufenthalt 
„im kapitalistischen Ausland, und auch 
wenn es Deutschland hieß“ (S. 352). Er 
konfrontiert die Literatur der DDR mit 
der aus dem Westen; Josef Vantenbelt 
und Florian Heister tragen Züge Max 
von der Grüns und Christian Geißlers, 
auf die Gruppe 61 wird hingewiesen. 
Eine Lesung in Gießen wird von An¬ 
dre Hillsheimer-Ratski („Sohn einer 
jüdischen Juristenfamilie“, S. 384) mo¬ 
deriert, der Ähnlichkeiten mit Daniel 
Cohn-Bendit hat usw. In diesen Be¬ 
gegnungen verglich Neutsch seine po¬ 
litischen Vorstellungen und Ziele mit 
Positionen aus dem linken Spektrum. 
Zwei Grundhaltungen Steinhauers wir¬ 
ken sich aus: Er ist kein Dogmatiker, 
sondern bleibt einer historischen Dia¬ 
lektik treu, die ihn immer wieder auf 
Georg Büchner zurückverweisen lässt. 
Und gleich gar nicht ist dieser Stein¬ 
hauer ein Stalinist, wie ein Rezensent 
der „Freien Presse“ unterstellt, sondern 
viel mehr ein Sozialist mit anarchischen 
Anwandlungen. Verbündete sieht er 
bei seiner Reise in den Genossen der 
DKP, gelobt wird „Unsere Zeit“. Stein¬ 
hauer ist jedoch auch überzeugt, dass 
die Zersplitterung der Linken im Wes¬ 
ten (S. 350) ein Fehler ist. 

Die Eröffnung des letzten Bandes 
bestätigt die von Neutsch gewählten li¬ 
terarischen Traditionen. Es reicht von 
J. M. R. Lenz über Georg Förster bis 
zu Georg Büchner, der in allen Bänden 
des Zyklus genannt, fast angerufen und 
zuletzt als „seelenverwandt“ (S. 390) 
mit Achim erklärt wird. Büchners Wer¬ 
ke werden im 5. Band behandelt, fast 
interpretiert und vor verfälschenden 
Regieeinfällen bewahrt. Das Ensem¬ 
ble der Bezugspersonen wird ergänzt 
durch Romain Rolland und Ferdinand 
Freiligrath, es tangiert Zeitgenossen 
wie Christa Wolf. Oft werden die Be¬ 
züge zu diesen Autoren durch mon¬ 
tierte Zitate („auf eine höhere Warte“, 
S. 9; „als hätte sich der Himmel geteilt“, 
S. 18) hergestellt. Eine solche Namens¬ 
reihung, die zudem für den gesamten 
Zyklus ein Zitat Paul Flemings verwen¬ 
det, wird zum widerspruchsvollen Pro¬ 
gramm einer sozialkritischen und re¬ 
volutionären Literatur, für die der Zy¬ 
klus gleichzeitig eine singuläre Leis¬ 
tung bedeutet. 

Das Erzählprinzip des Zyklus ent¬ 
wickelt stets zwei Handlungen und 


seine Qualitäten als Schauspieler ent¬ 
wickelt; die Rolle des Oscar Grant war 
ihm also wie auf den Leib geschrieben. 
Melonie Diaz als Oscars Lebenspart¬ 
nerin Sophina und vor allem Octavia 
Spencer als seine resolute Großmut¬ 
ter Wanda sorgen dafür, dass der aus 
Familienserien unrühmlich bekannte 
Edelkitsch erst gar nicht aufkommt, 


verknüpft sie durch die Personen mit¬ 
einander: Dabei gehört eine zu den in¬ 
dustriellen Entwicklungen und eine zu 
den Bildungs Vorgängen. Um 1970 geht 
es um den polytechnischen Unterricht 
als Pflichtfach (Ulrike) und um mi¬ 
krobiologische genetische Forschun¬ 
gen (Achim). Mit Achim verbindet sich 
auch die widersprüchliche Geschichte 
seines Films „Der Grimm“, gemeint ist 
der Film „Spur der Steine“. Der Leser 
wird Zeuge einer Auseinandersetzung 
zwischen erstarrter Kulturpolitik und 
lebendiger Kunst; er bekommt Materi¬ 
al aus dem Streit bis hin zu Ausschnit¬ 
ten aus dem Drehbuch angeboten. Er 
nimmt an der schwierigen Produkti¬ 
on des Films teil, an der umjubelten 
Voraufführung und an dem von der 
Parteiführung inszenierten Protest, 
der zur Absetzung des Films bei der 
Premiere führt. Mit dem Bericht über 
die Premieren in Bezirksstädten endet 
das 5. Buch, endet der Zyklus. Es blei¬ 
ben Fragen unbeantwortet, Probleme 
ungelöst. 

Achim durchlebt zudem eine Ehe¬ 
krise mit den damit verbundenen Er¬ 
schütterungen; dieser Teil der Hand¬ 
lung spart nicht an erotischen Szenen, 
vermeidet aber Triviales nicht: „Er 
spürte das Blut in seine Lenden stei¬ 
gen. Nein, er konnte ihr nicht wider¬ 
stehen.“ (S. 349) Hier wären größere 
Kürzungen sinnvoll gewesen. Solche 
Themen entsprechen nicht Neutschs 
schriftstellerischen Fähigkeiten. 

Die politischen Veränderungen 
1989 hatten Auswirkungen auf den 
Zyklus: Sie wurden erstens dem Band 
eingeschrieben, obwohl seine Binnen¬ 
handlung nicht bis 1989 reicht, son¬ 
dern um 1972 handelt. Der Erzähler 
spricht im „Vorwort an meine Leser“ 
von „Irrtümern“. Dazu kommt die Be¬ 
schreibung von Mängeln wie niedrige 
Renten, fehlende Handwerker und 
Ersatzteile, Lücken in der Versorgung 
und notwendige Beziehungen, um die 
Lücken zu schließen, Schwierigkeiten 
beim Oberschulbesuch, unzureichen¬ 
de finanzielle Ausstattung bei Dienst¬ 
reisen ins Ausland usw. Diese Erschei¬ 
nungen fanden sich in den früheren 
Bänden des Zyklus nur zurückhaltend. 
Stärker als in den früheren Büchern 
nimmt der Autor seine Möglichkei¬ 
ten als Erzähler wahr und gestattet 
sich, „der Phantasie Räume zu öffnen 
und Platz für unsere Erinnerungen zu 
schaffen“ (S. 43). Zweitens umreißt 
dieser abschließende Band das in den 
anderen Bänden schon detailliert er¬ 
fasste Leben Achim Steinhauers, der 
ein Alter Ego des Autors ist. Der Zy¬ 


und die junge Ariana Neal ist in der 
Rolle von Oscars Töchterchen Tatiana 
eine wahre Entdeckung. 

Cooglers nüchterner, oft fast plau¬ 
dernder Erzählstil steht in starkem 
Kontrast zur Dramatik der Ereignis¬ 
se, die mit fataler Unaufhaltsamkeit 
abzurollen scheinen. Gerade die Nor¬ 
malität im Tagesablauf von Oscar und 


klus wird dadurch autobiografisch ge¬ 
färbt; sein Figurenensemble geht auf 
authentische Personen zurück. Die 
früheren Bücher werden erinnert, der 
an das eigene Schaffen gestellte An¬ 
spruch wird nochmals erklärt, das Er¬ 
reichte wird für die Nachwelt fixiert 
und so den verfälschenden Verallge¬ 
meinerungen von Einzelschicksalen, 
wie es in der offiziell musealen Be¬ 
schäftigung mit der DDR der Fall ist, 
entzogen. Drittens wird das Buch zu 
einem Dokument, das Konflikte mit¬ 
teilt: Parteiausschlüsse wegen wissen¬ 
schaftlicher Standfestigkeit, der Ein¬ 
fluss von Pseudowissenschaftlichkeit, 
der Verlust von Erkenntnissen durch 
doktrinäre Beschlüsse usw. Es wird 
zu einem Zeitzeugnis und Dokument 
der DDR-Geschichte und dadurch der 
deutschen Geschichte. Dazu gehören 
authentisch beschriebene Vorgän¬ 
gen wie Walter Ulbrichts Treffen mit 
Künstlern vor dem VIII. Parteitag der 
SED 1971 und dem Parteitag selbst; 
es erscheint aber auch in alltäglichen 
Vorgängen wie Druckgenehmigungs¬ 
verfahren usw. Hier hat Erik Neutsch 
den sprachlichen Duktus der politi¬ 
schen Sprache verwendet, den er mit 
seinem sonst üblichen, holzschnittartig 
gestalteten Stil konfrontiert. 

Durchgängig geht Neutsch im 5. 
Buch einem bevorzugten Thema nach, 
das 1989 eine große Rolle spielte: dem 
Verständnis von Freiheit. Beim Zu¬ 
sammentreffen mit linken Gruppen 
in Westdeutschland erläutert er seine 
Vorstellungen, die mit der Praxis der 
DDR in mancher Hinsicht divergie¬ 
ren, denn, so Achim, „auch der Sozi¬ 
alismus schützt vor Dummheit nicht.“ 
(S. 387) Es sind diese Aussagen Ach¬ 
ims, die an Neutschs oft anarchisch 
wirkende Zuspitzungen erinnern, mit 
denen er auffiel, die den Unwillen von 
Politikern erregten und Widerspruch 
auslösten. - Achim Steinhauer be¬ 
zeichnet Freiheit, „nach meinem Ver¬ 
ständnis“ als eine „höchst konkrete, 
eine soziale Daseinsform“ (S. 385). Als 
Kronzeugen für diese Ansicht nennt 
er wiederum Georg Büchner, könnte 
aber natürlich bis zu Immanuel Kants 
kategorischem Imperativ zurückge¬ 
hen. Im Begriff der „sozialen Da¬ 
seinsform“ steckt nicht das Freiheits- 
gesabbere, das staatsoffiziell zu hören 
ist, auch nicht die journalistisch ver¬ 
wendete populistische Vorstellung von 
Freiheit - hinter der sich dann meist 
nur kleinkariertes Besitz- und Erleb¬ 
nisdenken verbirgt -, sondern ein Be¬ 
ziehungsgeflecht der gegenseitigen 
Anerkennung, Rücksichtnahme und 


seiner Familie macht umso deutlicher, 
welch einen Einschnitt der Schuss in 
der U-Bahnstation für sie alle bedeu¬ 
tet. Bevor der abschließende Rolltitel 
über die Fakten und den Prozess ge¬ 
gen den schießwütigen Polizisten in¬ 
formiert, gelingt Coogler eine beson¬ 
ders bewegende Einstellung: Da fragt 
ein paar Tage nach Oscars Beerdigung 
seine Tochter Tatiana unter der Du¬ 
sche ihre Mutter: „Mama, wo ist Dad¬ 
dy?“, doch deren Antwort erfahren wir 
nicht mehr. Was die Kleine nicht fassen 
kann, ist wohl auch den Demonstran¬ 
ten unfassbar, die Coogler noch kurz 
vor Fertigstellung seines Films 2012 bei 
einem Gedenkmarsch für Oscar Grant 
gefilmt hat. Bilder, die in ihrer Sprö¬ 
digkeit wie Fremdkörper wirken in 
einem durchweg temporeichen, span¬ 
nenden Doku-Spielfilm, der das Eti¬ 
kett „nach einer wahren Begebenheit“ 
einmal nicht zum Lügen missbraucht, 
denn „Fruitvale Station“ ist eine stum¬ 
me Anklage gegen eine Gesellschaft, 
in der die rassistische Arroganz ihrer 
Gründerväter noch immer manchen 
Polizeiknüppel in Aktion versetzt. 

Hans-Günther Dicks 


Toleranz. Steinhauer fächert die Frei¬ 
heit in ihre Alltagserscheinungen auf, 
die von der „Abschaffung des über¬ 
kommenen Autoritätsverhältnisses“ 
bis zu „gleichem Lohn für gleiche Ar¬ 
beit“ (S. 386) reichen. 

★ 

Vor der Vollendung des 5. Bandes 
starb Erik Neutsch am 20. August 
2013. Im April 2013 hatte er Eber¬ 
hard Panitz vom fast vollendeten 
Manuskript berichtet. Im Wissen um 
Neutschs Pläne redigierte er das Ma¬ 
nuskript im Auftrag der Witwe und 
des Verlages. Über die konzeptionel¬ 
len Anlagen und ihre Veränderungen, 
besonders die durch 1989 ausgelösten, 
informiert ein dem 5. Buch angehäng¬ 
ter Auszug aus dem Buch von Klaus 
Walther über Erik Neutsch (2010) 
(vgl. „ Unsere Zeit“ vom 4. Februar 
2011, S. 13); den Schluss bildet Panitz 4 
Gedenkrede bei Erik Neutsch Beer- 
digung. 

Ohne den Zyklus beenden zu kön¬ 
nen hat Erik Neutsch ein großes Werk 
geschaffen; es zeichnet sich dadurch 
aus, dass er seiner sozialistischen Hal¬ 
tung, seinen gesellschaftlichen Vorstel¬ 
lungen trotz aller Anfechtungen von 
Seiten seiner Genossen und den An¬ 
feindungen von Seiten seiner Gegner 
treu geblieben ist. Das wäre aber ein 
zu geringer Wert für ein groß ange¬ 
legtes Werk. Wichtiger und von grö¬ 
ßerer Wirkungsmöglichkeit ist das, 
was Neutsch seinen Lesern als Erfah¬ 
rungen, Eingeständnissen und Lehren 
vermittelt. Sie zu beherzigen ist sein 
Vermächtnis: In die Widmung zum 3. 
Buch schrieb er mir: „... nimm es so, 
wie es ist und wie ich glaube: als nichts 
Unbedeutendes“. Rüdiger Bernhardt 

Erik Neutsch: Der Friede im Osten. Fünf¬ 
tes und letztes Buch: Plebejers Unzeit 
oder Spiel zu dritt. Berlin: Das Neue Ber¬ 
lin, 2014,480 S., 24,99 Euro 


Erik Neutsch 
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Der Entwurf einer sozialistischen Gesellschaft 

Zum letzten Band von Erik Neutschs Zyklus „Der Friede im Osten“ 
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Erdgas als geopolitische Waffe 

Teil I: Importabhängigkeit und US-amerikanische Seifenblase 


D er polnische Ministerpräsident 
Donald Tusk hat sich innerhalb 
kurzer Zeit ein zweites Mal mit 
einem Vorschlag zur europäischen 
Energieversorgung zu Wort gemeldet. 
Mitte März hatte er die deutsche Ener¬ 
giepolitik kritisiert. Sie sei der Grund, 
weshalb die Europäische Union nicht 
beherzt auf den russischen Griff nach 
der Krim habe reagieren können. Die 
EU solle ihre „überzogenen“ Klimazie¬ 
le überdenken, forderte er, weil sie Eu¬ 
ropa noch stärker von russischen Gas¬ 
importen abhängig machen würden. 
Am 21. April veröffentlichte er dann in 
der englischen Wirtschaftszeitung Fi¬ 
nancial Times seine Vorstellungen über 
eine europäische Energieunion. 

Ziel der Energieunion sei eine grö¬ 
ßere Unabhängigkeit von russischen 
Gasimporten, vor allem solle sich die 
Verhandlungsposition der europäi¬ 
schen Länder gegenüber Gazprom ver¬ 
bessern. Die EU-Kommission solle in 
Zukunft für die 28 EU-Mitgliedsstaa- 
ten die Verhandlungen für alle neuen 
Gasverträge übernehmen. Außerdem 
müsse innerhalb der EU ein Transport- 
und Speichersystem für Erdgas geschaf¬ 
fen werden, um Versorgungsengpässe 
in Zukunft verhindern zu können. Zu¬ 
sätzlich dazu sollen die einheimischen 
Ressourcen wie Kohle und Schiefergas 
stärker genutzt werden. Europa sollte 
auch auf seine Partner außerhalb Eu¬ 
ropas schauen: Erdgas könne aus den 
USA und Australien importiert wer¬ 
den, was die Versorgungssicherheit in 
Europa erhöhen würde. 

Kühle Reaktion 

Die Bundesregierung hat bisher nur 
wenig Interesse an Tusks Vorschlägen 
gezeigt. Zwar wolle sie die Vorschlä¬ 
ge „ernsthaft prüfen“, erklärte Regie¬ 
rungssprecher Steffen Seibert, doch sei 
allerdings auch klar, „dass alle Maßnah¬ 
men und Lösungen im Rahmen unserer 
marktwirtschaftlichen Ordnung statt¬ 
finden müssen“. Die primäre Verant¬ 
wortung für die Gasversorgung liege 
bei der Gasbranche, teilte das Bundes¬ 
wirtschaftsministerium mit. „Unsere 
marktwirtschaftliche Wirtschaftsord¬ 
nung ist auf den Wettbewerb zwischen 
Wirtschaftsakteuren ausgerichtet“, sag¬ 
te ein Ministeriumssprecher. Eine eu¬ 
ropaweite Einkaufsgemeinschaft laufe 
hingegen auf „ein anderes Modell“ hin¬ 
aus. Die EU-Kommission sei außerdem 
selbst dabei, Vorschläge auszuarbeiten, 
wie die Abhängigkeit verringert werden 
kann. Bis Juni sollen diese ausgearbei¬ 
tet sein, hat EU-Ratspräsident Herman 
van Rompuy am 21. März angekündigt. 

Diese eher kühle Reaktion der Bun¬ 
desregierung verwundert nicht sonder¬ 
lich. Tusks Vorschläge sind weder neu 
noch originell. Seit einige Länder Ost¬ 
europas in den Jahren 2006 und 2009 
durch den Lieferstopp russischen Gases 
an die Ukraine stark in Mitleidenschaft 
gezogen wurden, wird darüber disku¬ 
tiert, welche Maßnahmen zu ergreifen 
sind, um die Versorgungssicherheit zu 
verbessern. Die EU-Kommission hat 
die Mitgliedsstaaten schon vor Jahren 
aufgerufen, sich sowohl neue Quellen 
im Ausland als auch im eigenen Land 
zu erschließen. Ein Verbundnetz an 
Gasleitungen zu schaffen, um das Erd¬ 
gas von Ost nach West, von Nord nach 
Süd und in die umgekehrten Richtun¬ 
gen transportieren zu können, ist eben¬ 
so lange in der Diskussion. Doch bisher 
sind notwendige Investitionen an un¬ 
klaren Rahmenbedingungen geschei¬ 
tert, sagt Rune Bjprnson, Vizechef des 
norwegischen Konzerns Statoil, Euro¬ 
pas zweitgrößtem Gasproduzenten. Zu 
diesen Rahmenbedingungen zählen für 
ihn auch klare Klimaziele für die Zeit 
nach 2020, die aber von der polnischen 
Regierung bislang verhindert werden. 

Europäische 
Regierungen beim 
Klimaschutz nicht einig 

Die beiden Mitarbeiter der Stiftung 
Wissenschaft und Politik (SWP), Oli¬ 
ver Geden und Severin Fischer, schrei¬ 
ben in einer Stellungnahme, dass der 


letzte EU-Gipfel der Staats- und Re¬ 
gierungschefs im März keine weitrei¬ 
chenden Beschlüsse gebracht habe. Auf 
diesem wurde über die neuen Klima¬ 
schutzziele für die Jahre 2020 bis 2030 
gesprochen. Geden und Fischer stellen 
fest, dass sich die europäischen Regie¬ 
rungen in der Frage des Klimaschutzes 
nicht einig seien. Während nord- und 
westeuropäische Staaten sich für einen 
ambitionierten Klimaschutz stark ma¬ 
chen würden, wolle man in Osteuropa 
davon gar nicht mehr reden. So hatte 
die polnische Regierung unter Do¬ 
nald Tusk schon vor zwei Jahren ihr 
Veto gegen höhere Vorgaben im Kli¬ 
maschutz eingelegt. Außerdem ver¬ 
weise die polnische Regierung immer 
wieder darauf, dass sie keine rein eu¬ 


ropäischen Verpflichtungen eingehen 
wolle. Nur wenn sich beim mutmaß¬ 
lich entscheidenden Weltklimagipfel 
in Paris 2015 alle Industrieländer auf 
dieselben Ziele verpflichten würden, 
wolle die polnische Regierung auch 
höheren Vorgaben zustimmen. Dass 
es dazu kommen werde, könne schon 
jetzt ausgeschlossen werden, schreiben 
Geden und Fischer. 

Erdöl und -gas decken den europä¬ 
ischen Energiebedarf zu etwa 60 Pro¬ 
zent. Der Bedarf an Erdöl muss dabei 
zu 86 Prozent durch Importe gedeckt 
werden und das Erdgas zu 66 Pro¬ 
zent-Tendenz steigend. Zu jeweils ei¬ 
nem Drittel werden die Rohstoffe aus 
Russland bezogen. Vor dem EU-Gip- 
fel im März hatte die EU-Kommission 
noch einmal darauf hingewiesen, dass 
Klimaschutz und die Abhängigkeit 
von Energieimporten Zusammenhän¬ 
gen. Die Kommission hatte verschiede¬ 
ne Szenarien durchrechnen lassen, wie 
sich unterschiedliche Klimaschutzziele 
auf die Importabhängigkeit auswirken. 

Sollten sich Staats- und Regie¬ 
rungschefs der EU auf keine neuen 
Ziele für die Zeit nach 2020 einigen 
können, müssten den Berechnungen 
zufolge im Jahr 2030 fünf Prozent mehr 
Erdgas importiert werden als im Refe¬ 
renzjahr 2010. Können sie sich nur dar¬ 
auf einigen, den Kohlendioxid-Ausstoß 
um 40 Prozent gegenüber 1990 zu sen¬ 
ken, würden die Importe leicht sinken. 
Nur wenn der C0 2 -Ausstoß noch deut¬ 
licher gesenkt werde, die erneuerbaren 
Energien stärker ausgebaut würden 
und mehr in Energieeffizienz investiert 
werde, könne die Importabhängigkeit 
beim Erdgas deutlich (28 Prozent) ge¬ 
senkt werden. 

Doch Polen steht mit seiner Kritik an 
der Klimaschutzpolitik der EU nicht 
allein. Auch die traditionellen Ener¬ 
gieanbieter wehren sich gegen solche 
ehrgeizigen Ziele im Klimaschutz. So 
haben die Chefs der zwölf großen eu¬ 
ropäischen Energiekonzerne, darunter 
RWE und E.on dafür gekämpft, dass 
sich die EU nur noch dem einen Ziel 
der Senkung des C0 2 -Ausstoßes ver¬ 
schreibt. Sie fürchten um Marktanteile. 
In der europäischen Energiepolitik 
hätten sich folglich zwei gegensätzli¬ 


che Positionen herausgebildet, schrei¬ 
ben Geden und Fischer weiter. Wäh¬ 
rend die einen den Energieverbrauch 
verringern und die erneuerbaren Ener¬ 
gien ausbauen wollen, setzen die ande¬ 
ren darauf, Russland durch andere Gas- 
und Öllieferanten zu ersetzen und die 
Nutzung heimischer Rohstoffe voran¬ 
zutreiben. 

USA will zum größten Energie¬ 
exporteur der Welt werden 

Letztere Position wird von den USA 
unterstützt. Bei seinem jüngsten Eu¬ 
ropabesuch hatte US-Präsident Barack 
Obama die Europäer aufgefordert, 
ihre heimischen Ressourcen stärker zu 
nutzen und sich neue Energiequellen 
zu erschließen. So sagte auch Obamas 


ehemaliger Sicherheitsberater, Ge¬ 
neral James L. Jones, in einem Inter¬ 
view: „Europas Abhängigkeit von rus¬ 
sischem Gas und Öl könnte auf Dauer 
enorme geopolitische Konsequenzen 
haben.“ In den nächsten Jahren könn¬ 
ten die USA zum größten Energieex¬ 
porteur der Welt werden und so wür¬ 
den „unsere europäischen Freunde 
und Verbündeten weniger von russi¬ 
scher Energie abhängen und weniger 
verwundbar sein für Putins Erpressun¬ 
gen“. 

Hinter diesen Worten steht der 
Glaube, die USA könnten dank des 
Fracking-Booms den weltweiten Öl- 
und Gasmarkt gezielt beeinflussen. 
Energie und wie wir sie in Zukunft 
nutzen werden, sei genauso wichtig wie 
Kriegsschiffe, Divisionen oder Jagd¬ 
bomber, sagte Jones weiter. Die beiden 
ehemaligen Mitglieder des Nationalen 
Sicherheitsrates der USA unter George 
W. Bush, Robert D. Blackwill und Meg- 
han L. 0‘Sullivan, haben diese Ansicht 
erst kürzlich in der US-amerikanischen 
Zeitschrift Foreign Affairs vertieft. Sie 
sehen die Möglichkeit, den Ölpreis auf 
dem Weltmarkt um bis zu 20 Prozent 
zu senken, was für die OPEC-Staaten, 
Venezuela und Russland gravierende 
Folgen haben soll. Putin könne so ge¬ 
stürzt werden, meinen sie. 

Obwohl es zweifelhaft ist, dass die 
USA in absehbarer Zeit mit den Lie¬ 
ferungen von verflüssigtem Erdgas 
(LNG) nach Europa beginnen werden 
beziehungsweise Schiefergas in Europa 
wirtschaftlich gefördert werden kann, 
werden Donald Tusk und andere Poli¬ 
tiker nicht müde, genau das in Aussicht 
zu stellen. So erklärte Bundeskanzle¬ 
rin Angela Merkel (CDU) nach einem 
Treffen mit dem kanadischen Premier¬ 
minister Stephen Harper, es werde eine 
Neubetrachtung der gesamten Ener¬ 
giepolitik geben. 

Erst Ende letzten Jahres hat die US- 
Energiebehörde (EIA) ihre Prognose 
für die Energieversorgung für 2014 und 
danach veröffentlicht. Sie kommt zu 
dem Schluss, dass bereits 2016 der Hö¬ 
hepunkt der Ölproduk-tion durch Fra- 
cking erreicht sein werde. Ab 2020 wer¬ 
de die Produktion von konventionel¬ 
lem und unkonventionellem Öl wieder 


sinken. Der ehemalige Bundestagsab¬ 
geordnete der Grünen, Hans-Josef Fell, 
rechnet in einer kürzlich veröffentlich¬ 
ten Studie damit, dass die Fördermen¬ 
gen in den USA eher zurückgehen wer¬ 
den. Fell geht davon aus, dass dies auch 
auf den Gassektor zutreffen wird. Die 
Zunahme der Schiefergasproduktion 
durch die umstrittene Fracking-Tech- 
nologie werde in den nächsten Jahren 
den Rückgang in der konventionellen 
Erdgasförderung nicht kompensieren 
können. 

Der Export von Rohöl und Erdgas 
ist in den USA weitgehend verboten. 
Die Regierung ist verpflichtet zu prü¬ 
fen, ob der Export im strategischen In¬ 
teresse der USA liegt. Ausgenommen 
von der Prüfung sind nur die Länder, 
mit denen die USA ein Freihandels¬ 
abkommen geschlossen haben. Das 
schreiben der Energy Policy and Con- 
servatation Act von 1975 und der Ex¬ 
port Administration Act von 1979 vor. 
Derzeit sind es vor allem die Energie¬ 
konzerne und Politiker aus den öl- und 
gasreichen Bundesstaaten, die auf eine 
Aufhebung der Gesetze drängen. Denn 
das Ausfuhrverbot hat zu einem Über¬ 
angebot vor allem von Gas auf dem 
US-Markt geführt, mit entsprechend 
niedrigen Preisen. Der Marktpreis für 
Erdgas liegt teilweise unter den Geste¬ 
hungskosten. 

Die US-Republikaner haben im 
Zuge der Krim-Krise Gesetzesent¬ 
würfe eingebracht, die den sofortigen 
Export von Gas ermöglichen sollen. 
„Freunde“ und „Verbündete“ sollen 
aber nicht speziell unterstützt werden. 
Stattdessen soll das Gas auf dem Welt¬ 
markt verkauft werden. Aller Wahr¬ 
scheinlichkeit nach wird es dann aber 
gleich von asiatischen Ländern auf¬ 
gekauft, die viel höhere Preise zah¬ 
len als die Europäer. Lag der Preis in 
den USA bei drei US-Dollar pro einer 
Million British termal units, der gän¬ 
gigen Handelseinheit, lag der Preis in 
Deutschland bei elf Dollar und in Ja¬ 
pan bei 17 Dollar. 

Erschwert wird der Exportdrang 
auch dadurch, dass eine einflussrei¬ 
che Industrielobby fürchtet, dass dann 
die Preise in den USA wieder steigen 
könnten. Erschwert würde dadurch, 
dass die US-Wirtschaft wieder er¬ 
starke, argumentiert der Chemieriese 
Dow Chemical. Auch der deutsche Sie¬ 
mens-Chef Joe Kaeser mahnte, dass die 
niedrigen Energiekosten ein wichtiger 
Standortfaktor seien. 

Erst kürzlich hat Naomi Klein im 
Guardian geschrieben, dass der Öffent¬ 
lichkeit nicht bekannt sei, dass die für 
einen Export im großen Ausmaß not¬ 
wendige Infrastruktur nicht vorhanden 
sei und erst geschaffen werden müsse. 
Viele Jahre würden für Zulassung und 
Aufbau benötigt. Ein einziges Terminal, 
das Erdgas verflüssigt, könne bis zu sie¬ 
ben Milliarden Dollar kosten und sei 
abhängig von einem riesigen Netz von 
Pipelines und Kompressorstationen. 
Jedes Terminal brauche ein eigenes 
Kraftwerk, um die notwendige Ener¬ 
gie bereitzustellen. 

Keine Strategie für eine 
europäische „Energieunion“ 

EU-Energiekommissar Günter Oettin- 
ger beschwört die EU-Mitgliedsstaa- 
ten, mehr Anlagen zu bauen, die ver¬ 


flüssigtes Gas (LNG) regasifizieren. 
Hans-Josef Fell widerspricht ihm und 
weist darauf hin, dass es bereits genü¬ 
gend Anlagen gibt. Derzeit werden in 
der EU 21 entsprechende Terminals 
betrieben. Sie wurden vor allem in 
Spanien, Italien und Holland gebaut. 
Sieben weitere sind im Bau und es 
gibt Planungen für weitere Anlagen 
im Mittelmeer- und Ostseeraum. Die 
bestehenden Terminals haben eine 
Jahreskapazität von 190 Milliarden 
Kubikmetern, wovon allerdings nur 
46 Milliarden genutzt werden. 

In Europa gebe es zwar genügend 
LNG-Kapazitäten, aber das weltweit 
freie Angebot sei mit 5 Milliarden Ku¬ 
bikmetern im Monat äußerst knapp, 
schreibt Kirsten Westphal, Mitarbei¬ 
terin der Stiftung Wissenschaft und 
Politik, in einer Studie. Diese Menge 
sei geringer als die, welche kompen¬ 
siert werden müsste, wenn die Ukrai¬ 
ne als Transitland ausfallen sollte. Erst 
ab 2020 sei damit zu rechnen, dass die¬ 
ser relative Lieferengpass überwunden 
sein dürfte. 

Sollen aber mehr LNG-Terminals 
in Europa gebaut werden, sei eine 
europäische Strategie nötig, mahnt 
Paolo Scaroni, Chef des italienischen 
Öl- und Gaskonzerns ENI. Diese sei 
aber bisher nicht zu erkennen. Die 
Gasnetze der einzelnen EU-Staaten 
müssten miteinander so verbunden 
werden, dass das Gas in beide Rich¬ 
tungen fließen könne. Historisch ge¬ 
sehen habe bisher jedes Land sei¬ 
ne eigene Gasversorgung aufgebaut 
und deshalb lasse sich das Gas nicht 
einfach über die europäischen Gren¬ 
zen dorthin liefern, wo es gebraucht 
werde. Leitungen, die Gas aus dem 
Norden nach Italien bringen, würden 
meist nicht in der umgekehrten Rich¬ 
tung funktionieren. 

Nur zwischen einigen wenigen 
Ländern ist dies bereits jetzt möglich. 
Durch Schubumkehr lassen sich eine 
Handvoll Länder Osteuropas über 
Deutschland, Österreich oder Italien 
mit Gas versorgen. So ist es bereits 
möglich, die Tschechische Republik, 
die Slowakei und Polen von Deutsch¬ 
land aus, Ungarn, Slowenien und Ru¬ 
mänien von Österreich aus und Slo¬ 
wenien und Kroatien von Italien aus 
mit Erdgas zu versorgen. Das Balti¬ 
kum, Bulgarien und Finnland sind 
EU-intern noch gar nicht in ein ge¬ 
meinsames Netz integriert. Seit dem 
letzten Gasstreit zwischen Russland 
und der Ukraine habe sich zwar viel 
getan, aber man sei noch weit entfernt 
von einem grenzüberschreitenden 
Gasmarkt innerhalb der EU, schreibt 
Klaus Stratmann im Handelsblatt. 

★ 

Während es Europa auch in Zukunft 
schwer fallen wird, auf russisches Öl 
und Gas zu verzichten, hat Russland 
nun angekündigt, seinerseits die Lie¬ 
ferungen nach Europa zu reduzieren. 
Russische Großunternehmen würden 
jetzt die Umstellung ihrer Lieferun¬ 
gen in den Osten - vor allem Chi¬ 
na - vorbereiten, sagte der russische 
Finanzminister Anton Siluanow ge¬ 
genüber der Nachrichtenagentur RIA 
Novosti. Ab 2020 werde Russland die 
Lieferungen nach Europa verringern. 

Bernd Müller 



Pipeline im Bau: Die Gasnetze der einzelnen EU-Staaten müssten im Falle einer 
„Energieunion“ ersteinmal miteinander verbunden werden ... 



Nicht neu: Am 21. April veröffentlichte Polens Ministerpräsident Tusk in der 
englischen Wirtschaftszeitung „Financial Times“ seine Vorstellungen über eine 
europäische Energieunion. 
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Sieg und doch kein Frieden 

Vor 6o Jahren siegte die vietnamesische Volksarmee bei Dien Bien Phu • Von Hellmut Kapfenberger 


A ls am 7. Mai 1954 ein Kämpfer 
der vietnamesischen Volksar¬ 
mee auf dem Befehlsbunker von 
Oberst de Castries stolz die rote Fah¬ 
ne mit dem goldenen Stern schwenkte, 
war nicht nur eine vermutlich einzig¬ 
artige und deshalb zu Recht in die Mi- 
litärgeschichte eingegangene Schlacht 
geschlagen. Mit der Erstürmung der 
gewaltigen Stützpunkt-Festung auf 
dem nord-westvietnamesischen Hoch- 
gebirgsplateau von Dien Bien Phu war 
auch nicht einfach Frankreichs Indo- 
china-Expeditionskorps seiner Speer¬ 
spitze beraubt und so der ganzen Mi- 
litärmaschinerie der „Grande Nation“ 
auf der indochinesischen Halbinsel 
das Genick gebrochen. Der grandiose, 
wenn auch teuer bezahlte vietnamesi¬ 
sche Sieg in unmittelbarer Nähe der 
Grenze zu Laos auf schwierigstem Ter¬ 
rain und unter kompliziertesten logis¬ 
tischen Bedingungen markierte, auch 
wenn Paris das zunächst noch nicht 
wahrhaben wollte, zugleich das Ende 
des jahrelangen Versuchs, mit massi¬ 
ver militärischer Gewalt sein einstiges 
Kolonialregime zu neuem Leben zu 
erwecken. Dieser Traum war deünitiv 
ausgeträumt. 

Was war der Entscheidung im Früh¬ 
jahr 1954 vorausgegangen, und was 
kam danach? Vietnams Augustrevolu¬ 
tion 1945, Krönung 15-jährigen organi¬ 
sierten Freiheitskampfes, hatte der in 
der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts 
gewaltsam errichteten französischen 
Kolonialmacht in Indochina und dem 
seit 1940 währendem japanischen Be¬ 
satzungsregime den Todesstoß versetzt. 
Mit britischer logistischer Unterstüt¬ 
zung und US-amerikanischem materi¬ 
ellen Segen aber begann 1946 ein groß¬ 
angelegter Rückeroberungsfeldzug 
eines von den USA hochgerüsteten, 
bereits 70 000 Mann starken neuem 
französischen Expeditionskorps. Die 
junge Demokratische Republik Viet¬ 
nam (DRV), ausgeplündert und nahe¬ 
zu mittellos, und ihre noch schwachen, 
nur rudimentär ausgerüsteten Befrei¬ 
ungskräfte sahen sich einem materi¬ 
ell weit überlegenen Feind gegenüber. 
Unter schwierigsten Bedingungen war 
das Land unter der bewährten Füh¬ 
rung der Kommunistischen Partei um 
Ho Chi Minh nun zu einem jahrelangen 
Kampf auf Leben und Tod gezwungen. 

Paris war offenkundig dem Irrglau¬ 
ben erlegen, politischer Druck, mit 
Erpressung verbundene Scheinver¬ 
handlungen und militärische Gewalt, 
gestützt auf materiellen und rasch zu¬ 
nehmenden finanziellen Beistand aus 
Washington, würden Vietnams junge 
Volksmacht in die Knie zwingen. Es 
sollte sich jedoch erweisen, dass sich 
ein Volk, welches bereits jahrzehnte¬ 
lang für seine Freiheit gekämpft und 
dabei unermessliche Opfer gebracht 
hatte, nicht im Handstreich um die 
Früchte seiner Revolution betrügen 
lässt. Zwar konnte nicht verhindert 
werden, dass der Gegner weite Gebie¬ 
te des Landes mitsamt der Hauptstadt 
Hanoi in seinen Besitz brachte. Die ste¬ 
tig erstarkenden, von der Bevölkerung 
landesweit nach Kräften unterstützten 
Befreiungstruppen und Partisanenver¬ 
bände leisteten den Aggressoren aber 
immer erfolgreicher Widerstand. Auch 
die permanente Verstärkung seiner 
Truppen bewahrte das französische 
Oberkommando in Hanoi allmählich 
nicht vor verlustreichen, mit schmerz¬ 
haften Gebietsverlusten verbundenen 
Niederlagen in den ausgedehnten Ge- 
birgsregionen des Landesnordens und 
selbst in den Flachlandgebieten entlang 
der Küste. 

Ende 1953 zählte das Corps Expedi- 
tionnaire Francais en Extreme-Orient 
(CEFEO) inzwischen 250 000 Mann, 
Franzosen, Nordafrikaner und zu ei¬ 
nem großen Teil deutsche Fremden-le- 
gionäre. Hinzu kam eine rund 300 000 
Mann zählende Armee der in Hue ins¬ 
tallierten Marionettenverwaltung unter 
Ex-Kaiser Bao Dai. Frankreichs Mili- 
tärausgaben für den Feldzug überfor¬ 
derten längst seinen Haushalt. Waren 
1951 noch 12 Prozent der Aufwendun¬ 


gen für den Indochina-Waffengang von 
den amerikanischen Steuerzahlern ge¬ 
tragen worden, so waren es 1953 schon 
60 Prozent. 1954 trug Washington gar 
zu 80 Prozent Frankreichs Kriegs¬ 
kosten. Das Volumen US-amerikani¬ 
scher Kriegsmaterialheferungen nahm 
ebenso dramatisch zu. Es stieg von 6 
000 Tonnen pro Monat 1951 bis Anfang 


1954 auf monatlich 88 000 Tonnen. Per 
Schiff sowie über Luftbrücken aus Eu¬ 
ropa, mit allergrößter Wahrscheinlich¬ 
keit auch der BRD, gelangten in jenen 
Jahren aus amerikanischen Depots 340 
Kampfflugzeuge, 1 400 Panzer und ge¬ 
panzerte Fahrzeuge, eine große Anzahl 
Lastwagen, hunderte Flussschiffe und 
Landungsboote, die Ausrüstung mehre¬ 
rer Artillerieregimenter, 150 000 Ton¬ 
nen Infanteriewaffen sowie Munition 
aller Art einschließlich Napalmbom¬ 
ben nach Vietnam. 

Um die Jahreswende 1953/54 wur¬ 


de deutlich, dass beide Seiten die 
Entscheidung suchten. Frankreichs 
Oberkommando fasste den für seine 
Truppen verhängnisvollen Entschluss, 
Vietnams Volksarmee im Raum Dien 
Bien Phu die alles entscheidende 
Schlacht aufzuzwingen. Man begann 
mit dem demonstrativ ungetarnten Bau 
eines riesigen Stützpunktes auf diesem 
Gebirgsplateau. Über eine Luftbrücke, 
wie sie Indochina noch nicht erlebt hat¬ 
te, wurden gewaltige Mengen Bauma¬ 
terial und -gerät, schwere Waffen und 
tausende Soldaten herangeschafft. So 
entstand auf der von dschungelbe¬ 
deckten Bergkämmen gesäumten Flä¬ 
che von 18 Kilometern Länge und ei¬ 
ner Breite bis zu acht Kilometern eine 
waffenstarrende Festung mit zwei Feld¬ 
flugplätzen, nach außen hin gesichert 
durch tiefgestaffelte Sperranlagen und 
Stellungen auf umhegenden Höhen. 
Dien Bien Phu wurde der größte und 
am stärksten befestigte Stützpunkt¬ 
komplex in Indochina, von den fran¬ 
zösischen Militärs und hochrangigen 
amerikanischen Inspektoren als un¬ 
einnehmbar eingeschätzt. 

Bei einer Blitzvisite in Dien Bien 
Phu zeigte sich der Oberkomman¬ 
dierende der USA-Landstreitkräfte 
im paziüschen Raum, General John 
O‘Daniel, hinsichtlich der Perspekti¬ 
ven der geplanten Schlacht „enthusi¬ 


astisch“. Auch USA-Vizepräsident Ri¬ 
chard Nixon und Außenminister John 
Foster Dulles kreuzten in Nordvietnam 
auf. Im Golf von Bac Bo (Golf vonTon- 
kin) gingen auf der Höhe der Hafen¬ 
stadt Haiphong zwei Flugzeugträger 
der 7. USA-Flotte vor Anker. Expedi¬ 
tionskorps-Chef General Henri Na- 
varre tönte angesichts zu erwartender 


gewaltiger logistischer Probleme des 
Gegners: „Nur in Dien Bien Phu und 
nirgendwo sonst werden wir den Sieg 
erringen.“ 

Französischer Plan war, Vietnams 
Armeeführung zu gleicher Truppen¬ 
konzentration zu verleiten und so in 
die Falle zu locken. Wie später akten¬ 
kundig wurde, wollte man die hastige 
Verlegung der Hauptkräfte der Volks¬ 
armee in diesen Raum provozieren, 
um sie in einem Gebirgsterrain, das 
kaum Manövriermöglichkeiten bot, 
mit Luftschlägen und konzentriertem 


Artilleriefeuer zermalmen zu können. 
Was das französische Oberkommando 
in Hanoi nicht wusste: Vietnam rüstete 
zeitgleich ebenso zum entscheidenden 
Kampf. Im Dezember hatte das Polit¬ 
büro des ZK der Partei der Werktätigen 
Vietnams (PWV) unter Ho Chi Minhs 
Vorsitz beschlossen, eine „Schlacht 
von strategischer Bedeutung“ eben im 
Raum Dien Bien Phu vorzubereiten. 
Mit der Leitung der Operation wurde 
der Oberkommandierende der Volks¬ 
armee, Politbüromitglied General Vo 
Nguyen Giap, betraut. 

Von den Franzosen unbemerkt, 
wurden noch im Dezember unter meis¬ 
terhafter Tarnung und gedeckt von 
dichtem Gebirgswald die ersten viet¬ 
namesischen Einheiten herangeführt. 
Auch blieb ihnen verborgen, dass an 
den überwucherten Hängen umhegen¬ 
der Berge Artilleriestellungen angelegt 
wurden. Meist in wochenlangen Fuß¬ 
märschen zu Bereitstellungsräumen 
und Ausgangsstellungen legten vietna¬ 
mesische Einheiten hunderte Kilome¬ 
ter durch Gebirge und Urwald zurück. 
Auf schwierigsten Transportwegen 
konnte der rückwärtige Dienst nur in 
sehr begrenztem Maße und zudem nur 
in weiter Entfernung Lastwagen ein- 
setzen. Endlose Trägerkolonnen, zu¬ 
meistjunge Freiwillige aus den Reihen 
der im Gebirge siedelnden ethnischen 


Minderheiten, hatten vor und dann 
auch während der Schlacht, oft aus der 
Luft attackiert, tausende Tonnen Mu¬ 
nition, Proviant, Verbandsmaterial und 
andere Güter in das Umfeld des Stütz¬ 
punkts zu bringen. Transportmittel wa¬ 
ren mehr als 10 000 Lastenfahrräder, 
Boote und Flöße, Pferderücken und die 
Schultern der Träger. 

Anfang März waren in den, mit 
Bunkern gespickten, von Grabensyste¬ 
men durchzogenen, mit Minenfeldern 
und endlosen Stacheldraht-Kilometern 
gesicherten drei inneren Sektoren und 
zahlreichen Berg-Forts der Festung 17 
Infanterie- und drei Artilleriebataillo¬ 
ne, Pioniertruppen, Panzereinheiten, 
Kampf-, Transport- und Aufklärungs¬ 
flugzeuge konzentriert. Das Expediti¬ 
onskorps hatte dort rund 20 000 Mann 
seiner schlagkräftigsten Einheiten zu¬ 
sammengezogen. Ihnen standen, so 
westliche Quellen, etwa 50 000 Mann 
der Volksarmee gegenüber. Dazu ge¬ 
hörten zwei Infanteriedivisionen, drei 
Infanterieregimenter, ein Flak- und ein 
Pionierregiment sowie vier Artillerie¬ 
abteilungen. 

Mit einem überraschenden Artil¬ 
lerieschlag leitete die Volksarmee am 
13. März ihre Offensivhandlungen ein. 
Als Ende März die zweite Angriffspha¬ 
se begann, boten die USA den Franzo¬ 
sen massive Luftschläge strategischer 
B-29-Bomber an, nahm ein Operati¬ 
onsstab der US-Air-Force in Hanoi 
die Tätigkeit auf, wurden bereits Ziel¬ 
routen erkundet. Der amerikanische 
Plan wurde international ruchbar und 
konnte nicht realisiert werden. Mitte 
April waren die Angreifer trotz ver¬ 
bissener Gegenwehr bis zum zentralen 
Flugplatz vorgestoßen, über den der 
Stützpunkt versorgt wurde. Deshalb 
bot Dulles am 23. April Außenminis¬ 
ter Georges Bidault, wie erst später 
bekannt wurde, zwei Atombomben an. 
Paris schreckte zurück. In der zweiten 
Aprilhälfte zog die Volksarmee den 
Ring um den Stützpunkt immer enger. 
Am 1. Mai begann ihr finaler Sturm, 
der Führungsbunker fiel am 7. Mai. 

Frankreichs Truppen hatten für 
den Wahnsinn einen hohen Preis ge¬ 
zahlt. 8 200 Mann wurden als tot oder 
vermisst gemeldet, 10 300 hatten den 
Weg in weit entfernte Gefangenenla¬ 
ger anzutreten, etwa 1 600 Mann - vor¬ 
wiegend Nordafrikaner - waren über¬ 
gelaufen. Sechs Bataillone der Frem¬ 
denlegion, zu 80 Prozent aus Deutschen 
bestehend, waren aufgerieben. Viet¬ 
nams Armee machte enorme Kriegs¬ 
beute. Über ihre Verluste gibt es keine 
offiziellen Angaben; westliche Quellen 
beziffern sie auf wahrscheinlich etwa 
20 000 Mann. 

Nachdem der eskalierende Krieg 
Anfang 1954 auf sowjetische Initiative 
zum Thema internationaler Beratun¬ 
gen geworden war, begann am 8. Mai 
in Genf eine Indochina-Konferenz auf 
Außenministerebene. Teilnehmer wa¬ 
ren die UdSSR, Großbritannien, die 
USA, die sich im Verlauf zum „Beob¬ 
achter“ der Konferenz degradierten, 
Frankreich, die VR China, die DRV, 
die Bao-Dai-Verwaltung sowie die 
Königreiche Laos und Kambodscha. 
Die langwierigen, äußerst kontrover¬ 
sen Verhandlungen endeten am 21. Juli 
mit der Unterzeichnung von Abkom¬ 
men über die Einstellung der Kampf¬ 
handlungen in Indochina und weiterer 


Dokumente. Am selben Tag ließ USA- 
Präsident Dwight D. Eisenhower wis¬ 
sen, die USA hätten „nicht teil an den 
von der Konferenz gefassten Beschlüs¬ 
sen und sind nicht an sie gebunden“. 

Die drei Waffenruhe-Abkommen 
sahen vor, die Beendigung der Kampf¬ 
handlungen - wie in der Schlussdekla¬ 
ration der Konferenz vermerkt - „un¬ 
ter internationale Kontrolle und Über¬ 
wachung“ zu stellen. Die französische 
Seite sicherte zu, ihre Truppen inner¬ 
halb bilateral vereinbarter Fristen aus 
den drei Ländern abzuziehen. Verboten 
wurde laut Schlussdeklaration, künf¬ 
tig ausländische Truppen und anderes 
Militärpersonal, Waffen und Muniti¬ 
on nach Indochina zu entsenden oder 
diese Länder in Militärbündnisse ein¬ 
zubinden. Im Abkommen für Vietnam 
war vereinbart, die Streitkräfte der bei¬ 
den kriegführenden Seiten zu separie¬ 
ren und dafür zwei „Umgruppierungs¬ 
zonen“ zu fixieren. Festgelegt wurde 
eine „zeitweilige Demarkationslinie“, 
die „etwas südlich vom 17. Breitengrad“ 
verlaufen sollte. Die Einheiten der 
Volksarmee waren nördlich und jene 
Frankreichs und der Bao-Dai-Verwal¬ 
tung südlich dieser Linie zu konzentrie¬ 
ren. Die Umgruppierung der Truppen 
sollte binnen 300 Tagen vollzogen sein. 

Laut Schlussdokument sollten in 
Vietnam „im Laufe des Juli 1956 all¬ 
gemeine Wahlen unter Kontrolle einer 
internationalen Kommission durchge¬ 
führt werden“. Den „zuständigen re¬ 
präsentativen Behörden der beiden 
Zonen“ wurde aufgetragen, „ab 20. Juli 
1955“ darüber zu beraten. Die Genfer 
Beschlüsse stellten mit keiner Silbe 
die Einheit Vietnams in Frage. Festge¬ 
schrieben wurde nicht die Spaltung des 
Landes. Die Einrichtung der Umgrup¬ 
pierungszonen war ein rein organisa¬ 
torischer Akt auf dem Gebiet der mili- 
tärrelevaten Regelungen. Sie war kein 
Beschluss, die am 2. September 1945 
für das ganze Land proklamierte DRV 
auf den Landesnorden zu reduzieren 
und dem Süden eine separate staatli¬ 
che Neugeburt zu verordnen. Westli¬ 
che Lesart, dass Genf Vietnam geteilt 
und zwei Staaten mit unterschiedlichen 
Regierungssystemen geboren habe, ist 
fraglos antikommunistischer Grund¬ 
haltung geschuldet und entbehrt jeder 
Grundlage. 

Washington zögerte nicht einen 
Augenblick, die Genfer Vereinbarun¬ 
gen zu hintertreiben. Mit seinem Se¬ 
gen durfte der katholische Intellektu¬ 
elle Ngo Dinh Diem im Oktober 1955 
in dem als Hauptstadt eines südlichen 
Separatstaates auserkorenen Saigon 
eine „Republik Vietnam“ ausrufen. 
Weisungsgemäß lehnte Diem wahl¬ 
vorbereitende Gespräche mit dem 
Norden und die für Juli 1956 verein¬ 
barten allgemeinen Wahlen rigoros ab. 
Massive finanzielle und materielle Hil¬ 
fe der USA für das illegitime Regime 
und dessen Aufrüstung ließen nicht auf 
sich warten. Damit hatte Washington 
mit seinen Vasallen unmissverständlich 
zu verstehen gegeben, dass an Frieden 
in Vietnam noch nicht zu denken war. 
Es sollten noch zwei Jahrzehnte Krieg, 
ab Frühjahr 1965 in Form direkter US- 
amerikanischer Aggression, vergehen. 
Am 30. April 1975 war Washingtons 
„Republik Vietnam“ Geschichte. 



Der französische Vormarsch blieb in den Reisfeldern stecken. 



Im Herbst 1953 entwickelte die Führung der Befreiungskräfte den Offensivplan 
gegen die Kolonialarmee. In der Mitte Ho Chi Minh, rechts neben ihm General 
Giap. 


Foto: The Viking Press, New York 1983/wikimedia.org/public domain 



Die französischen Truppen - im Schützengraben. Sie gerieten unter zunehmen¬ 
dem Beschuss durch die vietnamesische Volksarmee 
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Die Willi-Bredel-Gesellschaft präsentiert: 

Willi Bredel 

Der Opfergang 
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Gelesen von 
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Rolf Becker liest Willi Bredel 


Di, 20. Mai 
19:30 
5 € 


und »teilt da» neue Hörbuch vor 

Hamburg: Zwangsarbeiterbaracken 
Wilhelm-Raabe-Weg 23, Flughafennähe 
\ 0:30-19:30 A u s ste 11 ungsfü hrun ge n 


Urlaub 
in Dortmund 


Unser 18. UZ-Pressefest steht vor der Tür. Es findet vom 27. bis 
29. Juni 2014 im Dortmunder Revierpark Wischlingen statt. Die 
Vorbereitungen laufen sehr gut, aber Du fehlst uns noch! Mach 
doch mal Urlaub in Dortmund! Wir bieten jede Menge Arbeit bei 
Kost und Logies (Zeltplatz) und ohne Ende Spaß dabei. 

Für unser UZ-Pressefest brauchen wir noch 

Auf- und Abbauhelferinnen 

Der Aufbau beginnt am Montag, den 23. Juni. Der Abbau läuft 
bis Dienstag, den 1. Juli. Besonders wichtig sind Facharbeiter 
(Elektriker, Wasserleute, Staplerfahrer, Treckerfahrer mit und 
ohne Trecker, etc.) 


Bitte meldet Euch an, damit wir alles für Euren 
Urlaub planen können! 



Kontakt: uz-pressefest@dkp.de 



Preise für die Tombola 

Bitte schickt uns weiter tolle Preise 
(nur Neuware!) für unsere Tombola 
auf dem UZ-Pressefest in Dortmund 
vom 27. bis 29. Juni 2014 

DKP-Parteivorstand 

Ute van Roosmalen 
Hoffnungstraße 18.45127 Essen 



Zelten auf dem UZ-Pressefest 

Auf dem UZ-Pressefest 
im Dortmunder Revierpark Wischlingen 
kann auch günstig gezeltet werden: 

Kategorie 1 (bis 3 Personen) 14,- € pro Zelt 
Kategorie 2 (4 bis 6 Personen) 20,- € pro Zelt 
Kategorie 3 (ab 7 Personen) 27,- € pro Zelt 

Jetzt anmelden für den Zeltplatz: 
pressefest-camping@dkp.de 


UZ-Dokumentation 


Imperial irischer Krieg erftr 
Zusammenstoß von Schlafwandlern? 

Daniel Bralanavic 

Dl«! Spaltung der 

intenialionalen Ari&eitcrbewcgu ng 

Hans-Peter Brenner, DKP 

Beginn und Ende vüh Kriegen 

AJüyS* BiKtorff, KPL 

Der Kampf um die 
Neuaufteilung der Well 

Uli BrocHrneyer. KPL 

Das fcapitalisUschtf System 
kann ohne den Krieg nicht leben 

Willi Hotfmwler, 0KP 

Zu r Entwic klu ng der Friedensbeweg urig 

Bert Oe Beider, PVDA-PTB 


Erhältlich bei: 

CommPress Verlag GmbH TeL: 0201-177 8B9-23 

Höffnungstreße 18 Fua: 0201-177 S09-23 
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Geschafft! 

Wir haben alle Unterschriften zusammen und unsere Kandidatur zur 
Kommunalwahl abgesichert! 

Vielen Dank den Genossinnen und Genossen aus Bottrop, Gelsen¬ 
kirchen und Borken für eure tatkräftige Unterstützung dabei! 

Die werden wir auch weiterhin brauchen, denn: 

Jetzt geht’s erst richtig los! 

Wir wollen wieder in den Rat und dafür einen tollen Wahlkampf hinlegen. 

Die Essener Genossinnen und Genossen und alle, die uns unterstützen: 
Wir treffen uns zu Aktionstagen am 3. Mai, 17. Mai, und 24. Mai, jeweils 
um 9:45 Uhr in der Hoffnungstraße 18, um von dort in die Stadtteile 
auszuschwärmen. 



Essen 



Liebe Genossinnen und Genossen, 

über 17.500 (!) Exemplare 


der UZ wurden für den 1. Mai bestellt - ein toller Erfolg! Tausende 
Kolleginnen und Kollegen werden die UZ kennenlernen oder nach lan¬ 
ger Zeit wieder ein Exemplar unserer Zeitung in Händen halten. Damit 
wird der 1. Mai zum wirkungsvollen Aktionstag für die UZ und unser 
Pressefest. 


Nutzt bitte die Gespräche bei der UZ-Verteilung auch zur Werbung für 
das Pressefest und für den Verkauf der Pressefest-Buttons - bereits in 
acht Wochen beginnt unser Pressefest. Hier die neuesten Informatio¬ 
nen: http://news.dkp.de/uz-pressefest/ 


Den UZ-Paketen liegen Flyer für das UZ-Pressefest in türkischer Spra¬ 
che bei, da wir auf den Maikundgebungen zahlreiche türkische Kolle¬ 
ginnen erreichen können. 


Rote Grüße aus der Hoffnungsstraße 
Redaktion und Verlag der UZ 




Entschleunigung: 

Ruhe ö* Natur *att im MftriU- 
XuELDrujJ>pii:k. 2 FcWn je 2^3 Per». 
gHiujjAhrig Ln Ks aTz-rti :j rg- Ci r amin. 
I lältei & Flavelare:i. BöüE & Rad. 

lato- www 

r*L: 0331/870790 (ABI 


Toskana, nah am Meer 

G<ohüf im Olivenhain,, 
weiter Blick, Stille; 
große belle Zimmer, 
viele gute Bücher, 

Haus oder Häuschen; 

Ksnderparadtes. 


Mai-Feier der DKP Saarland 

KOHLE - Internationale Lieder von Bergleuten 
Konzert mit der Gruppe „Liedstöckel“ 

Begrüßung: Thomas Hagenhofer, Bezirksvorsitzender 

Samstag, 3. Mai 2014 

um 18.00 Uhr im Haus der VHS Neunkirchen (Marienstraße 2) 
Eintritt: 6,- Euro 

Das Programm „Kohle“ der Liedstöckels umfasst Lieder aus Berg¬ 
bauregionen in aller Welt. Es sind Lieder der Arbeit, der Geselligkeit, 
der Solidarität und des Spaßes, Lieder von Festen, Kämpfen und Un¬ 
glücken. Die Lieder stammen aus dem Saarland, dem Ruhrgebiet, aus 
Frankreich, den USA, Großbritannien, Russland und aus Südafrika. 

Mehr Infos auf www.liedstoeckel.de 


Carlis Bienenhonig 

Früh- oder Sommertracht 
500g für 5 €, 250g für 3 € + Porto 
/ ab 12 Gläser (1 Karton) portofrei 
Wir liefern auch handgefertigte 
Bienenwachskerzen. Anfrage bei: 
Imkerei Trauth 02241/973111 
camatra@web.de 


Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 


Anzeigen immer an: info@unsere-zeit.de senden 

Anzeigen bitte in einem (besser: zwei) der folgenden 
Formate schicken: *txt, *doc, *rtf, *jpg, *tif, *pdf 


Unser Genosse 

Fritz Glümer 

wird am 3. Mai 85 Jahre alt. 

Wir wünschen Dir zu Deinem Ehrentage alles Gute, vor allem 
Gesundheit, und denken voll Dankbarkeit an ein Leben für die 
Sache der Klasse und ihrer Partei. 

Deine Genossinnen und Genossen der 

DKP Bezirk Land Bremen 


Einladung zur Veranstaltung der DKP-HH 

„Flucht und Migration“ 

mit: Kurzfilm, Live-Musik, Ausstellungseröffnung 
sowie einer Podiumsdiskussion mit Vertretern der Lampedusa-Flücht- 
linge und dem Filmemacher Rasmus Gerlach 

am Do, den 8. Mai 2014 

um 19.00 Uhr im MTZ, Lindenallee 72 

Bezirksvorstand der DKP-Hamburg 


DKP / Karl-Liebknecht-Schule 

Am Stadtpark 68,51373 Leverkusen 
Tel: 0214/45418, kls@karl-liebknecht-schule.org 
www.karl-liebknecht-schule.org 

Wochenlehrgang Mo, 26. Mai - Sa, 31. Mai 2014 

Einführung in die politische Ökonomie 

Referent: Jürgen Lloyd 

In den sechs Tagen dieses Lehrgangs wollen wir uns anhand 
ausgewählter Texte von Marx, Engels und Lenin einen Einstieg 
in die marxistische „Kritik der politischen Ökonomie“ erarbeiten. 
Ziel ist es, die Grundbegriffe der politischen Ökonomie zu verste¬ 
hen und mit ihnen die Regeln, die unser gesellschaftliches Leben 
bestimmen, besser durchschauen zu können. 

Themen: Was ist „Politische Ökonomie“? • Warum beschäftigen wir 
uns mit der PolÖk? • Was heißt „Gesellschaftlicher Charakter der 
Produktion“? • Colbert, Quesnay, Smith und Ricardo - Historische 
Einordnung • Ware und Wert • der Austauschprozess - Reales und 
Abstraktes • Geld • Der „Fetischcharakter“ • Mehrwert und Aus¬ 
beutung • Was ist Kapital? • Konstantes und variables Kapital • Ak¬ 
kumulation • Die sogen. Ursprüngliche Akkumulation • Das Gesetz 
vom tendenziellen Fall der Profitrate • Krisen • Zentralisation und 
Monopole • die Bedeutung der Herausbildung des Imperialismus • 
Staatsmonopolistischer Kapitalismus 

Um rechtzeitige Anmeldung wird gebeten. Die Anreise kann bereits 
Sonntag zwischen 17 und 22 Uhr erfolgen. Beginn Montag 10.30 Uhr. 
Ende Samstag gegen 14 Uhr. 

Kosten pro Person für Unterkunft und Verpflegung 120 €. Ab Sonntag 
130 €. Finanzierung bitte mit Parteigruppe, Kreis oder Bezirk abklären. 


Sonnabend' 

10. Hai, U-IS Uhr 
Tajtsk&nfereni 


»Elender Krieg« 

Der Erste Weltkrieg und die Folgen 

Mit dm Referenten: Xuri Pärtuld, Erich Hahn. 

Rainer Kohl «j 


iinjefclt 

loieigilerie 

hnlrJtf 4. Hilf M 
IHa*+ 


Texte und Lieder wider den Krieg 

Mit lubrl NeucnfiHd und |enmphe-r Antoni 

Ei-tlrul, I3,w Cfefflfc S.W 5 fiiii rniw 

EraVfcranouliung rtocptraifon milder Marc-Engt!-Stiftung 

Uvbprtknf srinPudwiiMir HM] H JS-Hwfc wf 



Weingut Eicher 

Rheinterrassen 
Bachstraße 7, 67577 Alsheim 
Tel.: 06249 - 4128, Fax.: 67263 
Email: info@weingut-eicher.de 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



Wh öefoen uns in 
‘Bwitmund! 



||ptPERO 
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Peperoni—Freizeiten 2014 
Pfing&tcomp 7.—10. Juni 
Ferienlager 2 —16. .August 
www. rate pe peroni. de 
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Naturfreundejugend NRW 
erstmalig auf dem UZ- 
Pressefest? 

Betr.: „Das Känguru-Manifest und 
vieles mehr“, UZ vom 18.4.2014, S. 15 

In der Berichterstattung der UZ kann 
dem Leser impliziert werden, dass die 
Naturfreundejugend NRW erstmalig in 
diesem Jahr sich den Gästen des UZ- 
Pressefestes vorstellen möchte. Der Ju¬ 
gendverband war auch schon im Jahre 
2011 (...) mit einem Pavillon vertreten. 
Berg frei! 

Martin Müller 
(2. Vors.OG Essen-Bredeney) 

Hoch die internationale 
Solidarität! 

Betr.: „Großdemonstration des EGB 
in Brüssel“, UZ vom 18.4.2014, S. 2 

Fürwahr: „Die internationale Solida¬ 
rität 4 ist heute zur zwingenden Not¬ 
wendigkeit des gewerkschaftlichen 
Alltags geworden, wenn die weitere 
Verarmung gestoppt und der grassie¬ 
rende Nationalismus aufgehalten wer¬ 
den soll 44 . Diese Worte von Horst Hilse 
können nicht oft genug wiederholt und 
bekräftigt werden. 

(...) Überzeugt davon, dass die Kraft 
der internationalen Solidarität bei vie¬ 
len der überzeugende Anstoß zur Mo¬ 
tivierung sein kann mitzumachen, den¬ 
ke ich, dass durch sie auch diejenigen 
erreicht werden können, die wir (jetzt) 
unbedingt brauchen: die mit uns wei¬ 
tergehen und kämpfen, nicht nur für 
den Tag, nach der fatalen Logik: „Je¬ 
der denke an sich, dann ist an alle ge¬ 
dacht 44 (...). 

Mit etwas marxistischem Gespür und 
revolutionärem Beiwerk, wird sich si¬ 
cher auch aus der Kultur der Solida¬ 
rität Klassenbewusstsein entwickeln. 
Auch Mitgliedern, wie die von Soli- 
darnosc, die auch nur durch das Ver¬ 
kaufen ihrer Arbeitskraft, (über)leben 
können, wird es bewusst werden, wem 
sie tatsächlich unversöhnlich gegen¬ 
überstehen: Sozialpartnerschaft ist die 
Entwaffnung der Arbeiterklasse. 

Die Solidarität - Stachel im Fleische 
des Imperialismus - ist unsere Stär¬ 
ke. Dem Faschismus entzieht sie für 
das unmenschliche Gedankengut die 
Köpfe! 

Die Solidarität z.B. mit Kommunisten 
und anderen Antifaschisten in der Uk¬ 
raine, erschwert und schwächt die Un¬ 
terstützung für die reaktionäre Rechte, 
durch die sog. demokratischen Partei¬ 
en hierzulande. Nimmt ihnen den Wind 
aus den Segeln! 


Darum: (Weit) hoch, die Internationale 
Solidarität! 

Uwe Knutzen , Nordfriesland 

Parteinahme nötig 

Betr.: Gastkolumne, UZ vom 
12.4.2014, S. 8 

Zur Gastkolumne des Genossen Fül- 
bert „Drei Hände 44 möchte ich Folgen¬ 
des anmerken: 

Habe ich den Genossen Fülbert rich¬ 
tig verstanden, dass er keinen Grund 
für eine Parteinahme in der Ukraine- 
Krise sieht, weil Russland auch ein im¬ 
perialistischer Staat ist und deswegen - 
ich interpretiere ihn - die Politik der 
Putin-Regierung undifferenziert auf 
die gleiche Stufe stellt wie die Politik 
der NATO-Staaten oder der EU, de¬ 
ren einziges Ziel es ist, ihren Machtbe¬ 
reich weiter auszudehnen, ihn militä¬ 
risch zu sichern und die NATO immer 
weiter an die Grenzen Russlands aus¬ 
zudehnen? Damit ist die Gefahr mili¬ 
tärischer Auseinandersetzungen nicht 
kleiner geworden. 

Da nehme ich mir das Recht heraus, 
Parteinahme gegen diese Kriegspolitik 
zu äußern. Und muss man nicht Par¬ 
tei ergreifen, wenn faschistische Kräfte 
in Kiew die nicht demokratisch legiti¬ 
mierte Regierung dominieren und alle 
linken Kräfte brutal verfolgen und un¬ 
terdrücken? Da wünsche ich mir von 
der Bundesregierung eine Parteinah¬ 
me gegen diese verbrecherischen Kräf¬ 
te. 

Putin hat diese illegale Regierung 
beim Namen benannt und sie nicht 
anerkannt, während die EU und da¬ 
mit auch die Bundesregierung sie (...) 
anerkannt hat. 

Ich ergreife auch Partei gegen die von 
den Medien entfachte Russenphobie, 
weil sie dazu beitragen soll, das ist nicht 
neu, die imperialistischen Ziele auch 
ideologisch durchzusetzen. Und damit 
kämpfe ich sowohl gegen den Feind im 
eigenen Land, als auch darüberhinaus. 

Thea Rann, Hamburg 

Bärendienst? 

Betr.: UZ vom 18.4.2014, S. 8 

Wenn ich die drei Kommentare, be¬ 
treffend die 18 Stimmenthaltungen 
und 5 Ja-Stimmen der Bundestags- 
Linken zum Bundeswehr-Einsatz im 
Mittelmeer vergleiche, dann wünschte 
ich mir, mein Vorsitzender hätte den 
deeskalierenden, zukunftsweisenden 
Beitrag des Peter St. abgegeben. Ab¬ 
gesehen von der die Kräfteverhältnis¬ 
se völlig ignorierenden Aufforderung 
„linken Druck auf die PdL 4 zu entwi¬ 


ckeln, den Kassandra-Unkenrufen, 
dass nun „endgültig 44 der Weg zum Ge¬ 
hilfen des (natürlich deutschen!) Im¬ 
perialismus beschritten sei und dem 
historisch äußerst gewagten Vergleich 
mit der sozialdemokratischen Zustim¬ 
mung zu den Kriegskrediten 1914, - sei 
schlicht an eines erinnert: Die Links¬ 
partei ist keine sozialistische, geschwei¬ 
ge denn kommunistische Partei, - und 
das behauptet sie auch nicht! 

Und da würde ich Patrik doch mal 
empfehlen, einem ganz normalen, - 
nein, einem leider nicht normalen 
Gegner der aktuellen kapitalistischen 
Profitmacherei auf Kosten der Natur 
und der Menschen klar zu machen, 
dass ein endlich mal nützlicher (wenn 
auch überflüssiger), endlich mal nicht 
die Interessen unserer rohstoffgierigen, 
mitbewerberfeindlichen Multis exeku¬ 
tierender Bundeswehr-Einsatz „prin¬ 
zipiell 44 als imperialistischer Vollzug 
abzulehnen ist. Dies bitte selbst dann, 
wenn damit Massenvernichtungswaf¬ 
fen zerstört werden.So etwas kann nur 
funktionieren, wenn bei meinem Ge¬ 
sprächspartner eines schon vorhan¬ 
den ist, nämlich ein zur zweiten Na¬ 
tur gewordenes Klassenbewusstsein, 
das selbst in zweifelhaften Situationen 
(siehe oben) weiß, die Interessenla¬ 
ge der hier Herrschenden kann nicht 
mit der Interessenlage der Arbeiten¬ 
den kompatibel sein. Nur zur Erinne¬ 
rung: Dies war offenkundig bei min¬ 
destens 80 Prozent der Kommunisten 
in den ehemals sozialisischen Staaten 
nicht der Fall - und Patrik verlangt dies 
ernsthaft als Lackmustest von allen 
Funktionären der Linkspartei!? 

Der absolut unabdingbaren Zusam¬ 
menarbeit aller Linken, Demokraten 
und Friedenskräfte erweist unser Vor¬ 
sitzender, der ja auf unsere Grundein¬ 
heiten orientierend wirkt, damit einen 
Bärendienst. Und wofür? Ich fürch¬ 
te, er bewertet ein paar zugewonne¬ 
ne Stimmen am 25. Mai höher als eine 
vertrauensvolle, sich gegenseitig re¬ 
spektierende Kooperation mit der 
größten Linkspartei unseres Landes. 

Bernd Bücking , München 


Wir bitten darum, uns kurze Leserzu¬ 
schriften zuzusenden. Sie sollten unter 
der Länge von einer Spalte bleiben. Die 
Redaktion behält sich außerdem vor, 
Leserbriefe zu kürzen. 

Die Redaktion 


termine@unsere-zeit.de 


SA ★ 3. MAI 


Bochum: „10-Jahresfest der Sozialen Lis¬ 
te“ . Talkrunde 10 Jahre Soziale Liste, Isa¬ 
bel Neuenfeldt mit deutschen und interna¬ 
tionalen Chansons, Lesung von Reinhard 
Junge. Gewerkschaftssaal von ver.di, Uni¬ 
versitätsstraße 76,16.00 Uhr bis 19.00 Uhr. 


SO ★ 4. MAI 


Hamburg: Führung durch die „Daueraus¬ 
stellung zur Zwangsarbeit in Hamburg 
1939-1945“. Veranstalter: Willi-Bredel- 
Gesellschaft-Geschichtswerkstatt e.V. Wil¬ 
helm - Raabe-Weg 23 (nahe S.-Bahn Flug¬ 
hafen), 14.00 Uhr bis 17.00 Uhr. 


MO ★ 5. MAI 


Hamburg: „Rüstungskonversion - wich¬ 
tig, aber schwierig zu machen“ Öffentlicher 
Gruppenabend der DKP Langenhorn-Fuhls¬ 
büttel. Bürgerhaus Langenhorn, Tangsted- 
ter Landstraße, 19.00 Uhr. 

Minden: „Europa am Scheideweg. Brau¬ 
chen wir mehr Europa? Weniger Europa? 
Ein anderes Europa?“ Veranstaltung der 
DKP Minden mit Leo Mayer. BÜZ-Mehr- 
zweckraum, 19.30 Uhr. 


DO ★ 8. MAI 


Waiblingen: „100 Jahre 1. Weltkrieg, 
75 Jahre 2. Weltkrieg. Droht ein Jahrhun¬ 
dert neuer Kriege?“ Veranstaltung des 
DGB-Kreisvorstands mit Peter Strutynski, 
Friedensforscher, Sprecher Bundesaus¬ 
schuss Friedensratschlag. IG Metall Waib¬ 
lingen, Fronackerstraße 60,19.00 Uhr. 

Hof (Saale): Gedenken der VVN/BdA Hof- 
Wunsiedel und der DKP Oberfranken an 
der Grabstätte der kommunistischen Wi¬ 
derstandskämpfer aus Hof. Hofer Friedhof, 
unterer Eingang, 18.00 Uhr._ 

Hof/Saale: Veranstaltung der DKP anläss¬ 
lich des 100. Jahrestages des Beginns 
des 1. Weltkriegs, mit Prof. Dr. Kurt Pät¬ 
zold (Berlin), „Meineis Bas“, Vorstadt 13, 
19.30 Uhr. 

Krefeld: Kundgebung am Mahnmahl für 
die Ermordeten Krefelder Antifaschisten auf 
dem Friedhof, Eingang Gladbacher Straße. 
Anschließende Demonstration zum Gräber¬ 
feld der während des Faschismus in Krefeld 
ungekommenen und ermordeten Zwangs¬ 
arbeiten Beginn: 17:30 Uhr. 

Schweinfurt: „Nein zum Europa der Ban¬ 
ken und Konzerne! Ja zum Europa der 
Solidarität und des Widerstands!“ Grup¬ 
penabend der DKP Schweinfurt - Hassber¬ 
ge zum EU-Wahlprogramm der DKP, DFG- 
VK Büro, Gabelsbergerstraße 1,19.00 Uhr. 


DKP. Naturfreundehaus, Kapellenstraße 9a, 
19.00 Uhr._ 

Düsseldorf: Gedenkveranstaltung der 
DKP auf dem Sowjetischen Soldaten¬ 
friedhof Gailberg (Bus 733 und 738, Hal¬ 
testelle Blanckertzstraße) anlässlich des 
Jahrestages der Befreiung von Faschis¬ 
mus. Es spricht Jürgen Schuh (WN-BdA). 
17.00 Uhr. 


SA ★ 10. MAI 


Krefeld: Infostand der DKP-Linker Nieder¬ 
rhein zur EU Wahl. Neumarkt, 10.30 Uhr. 


SO ★ 11. MAI 


Elmshorn: „Ein anderes Europa- aber 
wie?“ Öffentliche Versammlung der DKP 
Elmshorn mit Walter Listl (ISW München). 
Rheinhold-Jürgensen-Zentrum, Jahnstra¬ 
ße 2a, 10.30 Uhr. 


MO ★ 12. MAI 


Hamburg: „Für ein soziales und friedliches 
Europa - aber wie?“ Veranstaltung der 
DKP-Gruppen Hamburg-West und Nien¬ 
dorf-Schnelsen mit Walter Listl, Institut für 
sozial-ökologische Studien, DKP-Vorsitzen- 
der Südbayern. Magda Thürey-Zentrum, 
Lindenallee 72,19.00 Uhr. 


Dl ★ 13. MAI 


Rostock: „Klassenkampf statt Sozialpart¬ 
nerschaft“ , roter Stammtisch der DKP Ros¬ 
tock. Cafe Maya, Wismarsche Straße 21, 
19.00 Uhr. 


DO ★ 15. MAI 


Krefeld: Mitgliederversammlung der DKP 
Linker Niederrhein.Brauhaus Wienges, 
Neusser Str. 55,19.30 Uhr. 


MO ★ 26. MAI 


Leverkusen: „Einführung in die politische 
Ökonomie“, Wochenlehrgang der Karl- 
Liebknecht-Schule mit Jürgen Lloyd. Mo, 
26. Mai bis Sa, 31. Mai 2014. Weitere In¬ 
formationen und Anmeldung unter www. 
karl-liebknecht-schule.org. 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch in 
die UZ! Bitte so schnell wie möglich, spä¬ 
testens am Freitag eine Woche vor dem 
Erscheinungstermin der entsprechenden 
Ausgabe der UZ, möglichst auch mit An¬ 
gabe des Themas der Veranstaltung an ter- 
mine@unsere-zeit.de oder UZ-Redaktion, 
Hoffnungstraße 18,45127 Essen. 


Spendet für das UZ-Pressefest 2014 



Das Pressefest-Konto: 

DKP Parteivorstand, 

Kto.-Nr. 400 248 7501 bei der GLS Bank Bochum, BLZ 430 609 67. 



Fl9. MAI 


Köln: Wahlveranstaltung der DKP-Kalk- 
Porz mit Patrik Köbele, Vorsitzender der 


Anzeigen in der UZ helfen der UZ 




Jetzt abonnieren und Prämie sichern! 


4 


Hiermit abonniere ich die UZ - Wochenzeitung der DKP. 
Das Abonnement verlängert sich um ein Jahr, wenn es 
nicht spätestens 6 Wochen vor Ende des Bezugszeit¬ 
raums gekündigt wird. (Bitte eine Aboprämie auswählen) 


NEU! 3 - Monats - Abo zum Kennenlernen 
(Sonderpreis 10,-€) 


□ Jahresabo (Preis nach eigenem Ermessen) 


Ihre Prämie für ein Jahresabonnement (bitte ankreuzen) 



Harald Neubert: 

Europäische 
Nachkriegs¬ 
ordnung 
(Buch, 300 S.) 


□ 



Alfredo Bauer: 

Kritische 
Geschichte 
der Juden 
(Buch, 450 S.) 


□ 


□ Normalabo (126,-€/Jahr) 

□ Ermäßigter Preis (72,- € / Jahr) 

□ Förderabo (mindestens 160,- € / Jahr)* 

Ich zahle mein UZ-Abonnement 

□ monatlich □vierteljährlich □ halbjährlich □ jährlich 

*Alle Preise inkl MwSt. und Versand (Sie sparen bis 6,- € pro Jahr 
durch die Erteilung einer Einzugsermächtigung). 


Ihre Prämie für ein 3-Monats-Abo (bitte ankreuzen) 



Josef Schleifstein: 

Einführung in das 
Studium von 
Marx, Engels 
und Lenin 
(Buch, 165 S.) 

□ 



UZ-Pressefest: 

Soli-Button für das 
Pressefest am 
27.-29. Juni 2014 
(Button) 

□ 


Name, Vorname 


I I Einzugsermächtigung / SEPA-Lastschriftmandat 


Straße, Nr. 


KTO / IBAN 
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Eine Spende für kranke Kinder 

Zu Besuch in der Clinica „Rosa Luxemburgo“ in Cärdenas, Kuba 



Z wölf Jahre nach der Eröffnung 
der mit maßgeblicher Hilfe und 
Unterstützung der DKP aufge¬ 
bauten „Clinica Rosa Luxemburgo“ in 
Cärdenas in der kubanischen Provinz 
Matanzas hat diese Einrichtung un¬ 
verändert eine große Bedeutung weit 
über die Grenzen der Provinz hinaus. 


Behandelt werden überwiegend Säug¬ 
linge und Kleinkinder mit angebore¬ 
nen oder geburtsbedingten Störungen 
und Behinderungen, beispielsweise im 
Rahmen einer Frühgeburt, mit Ent¬ 
wicklungsverzögerungen, mit psycho¬ 
motorischen Erkrankungen, neuro¬ 
muskulären Erkrankungen oder mit 
Behinderungen der Sinnesorgane, des 
Nervensystems und der Psyche. 

Die Klinik ist eine ambulante Ein¬ 
richtung ähnlich unseren Sozialpädia¬ 
trischen Zentren. Nach neuropädiat- 
rischer Abklärung werden unter ärzt¬ 
licher Anleitung und Überwachung 
überwiegend krankengymnastische, 
physikalische, ergotherapeutische, lo- 
gopädische und kinderpsychologische 
Behandlungsformen angewandt, aber 
auch alternative Therapien wie Mu¬ 
siktherapie, verschiedene Formen der 
Kunsttherapie oder auch therapeuti¬ 
sches Reiten. 

Bei mehreren Besuchen in den 
letzten Jahren beeindruckten uns die 
starke Auslastung und Frequentierung 
der Einrichtung und das ausgeprägte 
Engagement des ärztlichen und nicht¬ 
ärztlichen Behandlerteams. 


Die Klinik verfügt derzeit über mehr 
als 60 Behandler (Ärzte und Thera¬ 
peuten). Behandelt werden derzeit 
beispielsweise auch 23 gehörgeschä¬ 
digte kleine Patienten nach dem Ein¬ 
setzen von Hörprothesen in Havanna 
zur Sprachtherapie und kinderpsycho¬ 
logischen Behandlung. 

Der Ruf der Einrichtung über die 
Grenzen Kubas hinaus im mittelame¬ 
rikanischen und karibischen Raum hat 
inzwischen auch dazu geführt, dass an 
der Klinik in unregelmäßigen Abstän¬ 
den Kurse und Hospitationen für Be¬ 
handler aus anderen mittelamerikani¬ 
schen und karibischen Ländern durch¬ 
geführt werden. 

Hoch erfreut zeigte sich der ärzt¬ 
liche Leiter von „Rosa Luxemburgo“, 
Dr. Jorge Rodriguez, über eine aktu¬ 
elle Spende der Cuba AG der DKP in 
Höhe von 3 000 Euro, die für die Ein¬ 
richtung eines neuen neurophysiologi- 
schen Labors verwendet werden soll. 
Die Übergabe des Geldes erfolgte am 
9. April im Beisein von Vertretern der 
KP der Provinz Matanzas. 

Gerhard Ferdinand 


25. Mai: Wahlen zum 
Europäischen Parlament 

Jungwählerinneninitiative der SDAJ 



PAUL, 24 AUS TÜBINGEN i 
Bundesvorsitzender der 
SDAJ, outet in seiner || 
Freizeit gern Ausbeuter 


WAHLE DKP, WEIL 

J sie kein Blatt vor den Mund 1 
|| nimmt. Sie benennt die Pro- f 
fiteure der EU-Politik offen I 
und kämpft konsequent an der 1 
Seite der Ausgebeuteten und 9 
Unterdrückten gegen das Diktat ] 
der Banken und Konzerne. 


„Hurricane“: Das Schicksal des Rubin Carter 


Der Tod des US-amerikanischen Bo¬ 
xers Rubin „Hurricane“ Carter rief 
nicht nur sein tragisches Schicksal in 
Erinnerung, sondern unwillkürlich 
auch jenen „American Way of Live“, 
dessen Opfer er wurde und der von 
so vielen Lauthälsen gerade in diesen 
turbulenten Tagen vor Mikrofonen und 
PC’s gefeiert wurde. 

★ 

Schon seine Boxerlaufbahn verlief fu¬ 
rios. 1963 war er in einem Pittsburgher 
Vorort-Boxring als Namenloser gegen 
den Weltergewichts-Weltmeister Emile 
Griffith angetreten. Man hatte ihn en¬ 
gagiert, um eine Halle zu füllen und als 
„Fallobst“ die Siegerliste des Weltmeis¬ 
ters zu verlängern. Es hatte sich her¬ 
umgesprochen, dass Carter zwar nicht 
sonderlich gut boxen, aber unglaublich 
hart schlagen könne, was ihm den Bei¬ 
namen „Hurricane“ eingetragen hatte. 
Griffith feuerte Sekunden nach dem 
ersten Gong eine schnelle Rechte ab. 
Beifall und begeistertes Geschrei rings¬ 
um. Carter versuchte sich zu revan¬ 
chieren, musste dabei aber eine zwei¬ 
te Rechte kassieren. Und dann tat er 
urplötzlich einen halben Schritt nach 
vorn und erwischte Griffith mit seinem 
krachenden linken Haken. Der erschüt¬ 
terte Weltmeister floh in die neutrale 
Ecke und wurde dort von dem beherzt 
nachsetzenden Carter von einer schwe¬ 
ren Dublette getroffen. 

Der Ringrichter sprang dazwischen 
und begann zu zählen. Die Menge er¬ 
starrte schweigend. Griffith ging zu 
Boden, um sich von der Schlagwir- 
kung zu erholen, kam aber rechtzeitig 
wieder hoch. Carter machte nun sei¬ 
nem Beinamen „Hurricane“ alle Ehre, 
und überfiel Griffith mit einem Hagel 
von Schlägen. Der Ringrichter erklär¬ 
te Carter zum Sieger durch Abbruch. 

Das galt und gilt noch heute bei den 
Profis als „Notausgang“. Eine reguläre 
K.O.-Niederlage hätte des Weltmeis¬ 
ters Rekord ruiniert. Der „Abbruch“ 
konnte durch eine Verletzung zustande 
gekommen sein ... 

Dennoch beherrschte Carter am 
nächsten Tag die Schlagzeilen. Die 
Journalisten stöberten in seinem Le¬ 
ben, stießen aber nur auf eine typische 
„Niggerkarriere“: Mit elf Jahren schon 
zu zehn Jahren Jugendhaft verurteilt! 
Nach sechs bitteren Jahren hinter Git¬ 
tern geflohen. In Philadelphia fand er 
auf Anhieb einen Job, den jeder in den 
USA finden kann: US-Soldat. Niemand 
fragte ihn nach Vorstrafen. Ein Fitness¬ 
test und die schriftliche Beantwortung 
einiger Fragen über die heroische Ge¬ 
schichte der USA genügten für die 


Von Klaus Huhn 

Uniform. In einer in der BRD statio¬ 
nierten Luftlandedivision, erinnerte er 
sich daran, schon mal in Vorort-Ringen 
geboxt zu haben. Als er den Schwerge¬ 
wichtsmeister der US-Armee, Nelson 
Glenn - 20 kg schwerer als Carter -, 
ausknockte, wurde er über Nacht USA- 
Olympiakandidat für die Spiele 1956 in 
Melbourne. Aber er hatte keine Lust. 
Als er eines Nachts seine Tür öffnete, 


sah er in die Mündungen zweier Pisto¬ 
len und war verhaftet. Er erfuhr nie wa¬ 
rum. Konnte sich auch nicht erklären, 
weshalb man ihn zum Soldaten ausge¬ 
bildet, dann aufforderte, die USA bei 
Olympia zu vertreten und nun einge¬ 
sperrt hatte. 

Als man ihn endlich entließ, ver¬ 
kroch er sich wie ein waidwundes Tier 
und schuftete tagsüber in einer Plaste¬ 
fabrik und schwor, sein künftiges Le¬ 
ben für die Menschenrechte zu kämp¬ 
fen. Einer, der ihn von früher kannte, 
überredete ihn dennoch eines Abends, 
Handtaschen zu klauen. Er wurde 
schnell erwischt, vom Richter als „auf¬ 
sässiger Schwarzer“ zu drei Jahren und 
neun Monaten verurteilt. Danach stieg 
er wieder in den Boxring und dann kam 
der „Griffith-Tag“. 

Der sicherte seine Zukunft bis zu 
jenem Abend, an dem ihn sein Mana¬ 
ger in eine Kneipe einlud, um einen 
Vertrag abzuschließen. Anschließend 
bummelte er in eine andere Kneipe, 
in der wenig später zwei Afroameri¬ 
kaner drei Weiße erschossen und ei¬ 
nen schwer verletzten. Carter wurde 
noch auf der Straße verhaftet und in 
das Krankenhaus gerast, in dem der 
Verletzte lag. Die Ärzte versicherten 
den Polizisten, dass der Patient bei ei¬ 


ner Gegenüberstellung imstande wäre, 
verlässliche Auskunft über die Täter zu 
geben. Die beiden wurden an das Bett 
geführt und ein Polizeioffizier fragte 
den Verletzten: „Sind das die beiden, 
die auf Sie geschossen haben?“ Der 
Angeschossene schüttelte den Kopf. 

Carter willigte ein, sich einem Lü¬ 
gendetektor-Test zu unterziehen. Das 
Resultat war eindeutig negativ. Ser¬ 


geant McGuire, der den Test begutach¬ 
tet hatte, empfahl dem Staatsanwalt: 
„Sie können ihn freilassen, er ist un¬ 
schuldig und hat mit dem Verbrechen 
nichts zu tun.“ 

Am nächsten Tag erschien die „Pa- 
terson Evening News“ mit der Schlag¬ 
zeile „Polizei verhaftete Unschuldige. 
Verdächtiger Boxer frei“ und dem Text: 
„Ein Objekt vieler Vermutungen des 
gestrigen Tages war der temperament¬ 
volle Mittelgewichtsboxer Rubin,Hur¬ 
ricane 4 Carter. Er verließ das Polizei¬ 
hauptquartier gegen 6.00 Uhr abends, 
nachdem man ihn den ganzen Tag ver¬ 
hört hatte ...Vincent E. Hüll, stellver¬ 
tretender Staatsanwalt, betonte, dass 
der 29-jährige Boxer ... ,weder ein 
Verdächtiger war, noch dass ihm zu ir¬ 
gendeiner Zeit die Schießerei zur Last 
gelegt worden war.“ 

Carter flog nach Argentinien, box¬ 
te dort am 6. August 1966 gegen Ro¬ 
cky Rivero. Als er zurückkehrte, unter¬ 
schrieb er einen Vertrag für den Kampf 
um die Weltmeisterschaft gegen Dick 
Tiger. Doch dazu kam es nicht mehr. 
Am 14. Oktober 1966 wurden Carter 
und einer seiner Freunde verhaftet und 
wegen dreifachen Mordes angeklagt! 

Carter ahnte sofort, dass man sich 
nun für seine zahllosen Vorwürfe gegen 


die „weiße Polizei“ rächen würde. Nach 
wenigen Tagen flatterte ein Brief in sei¬ 
ne Haftzelle: Ein professioneller Belas¬ 
tungszeuge - von der Polizei speziell für 
solche Fälle in Haft gehalten - gestand 
ihm, dass man ihm schon vor Wochen 
angetragen hatte, gegen Carter auszu¬ 
sagen. Allerdings habe er es abgelehnt. 

Kein einziger Zeuge lieferte Bewei¬ 
se gegen ihn. Das Urteil der Geschwo¬ 
renen aber lautete: Schuldig! 

Womit niemand gerechnet hatte: 
Die „Mörder“ wurden „begnadigt“, 
kamen also nicht auf den elektrischen 
Stuhl, sondern mussten „nur“ lebens¬ 
lang ins Staatszuchthaus. 

Warum solch „Entgegenkommen“? 
Man fürchtete eine Revision des Obers¬ 
ten Gerichts der USA, dessen Richter 
zuweilen darauf achten, dass sich die 
Rassenurteile in Grenzen halten. 

Martin Luther King hatte zu ge¬ 
waltlosem Widerstand aufgerufen - er 
wurde ermordet. Rubin Carter hatte 
sein Leben lang zu verstehen gegeben, 
dass „Nigger“ nicht alle Vorwürfe hin¬ 
nehmen dürfen - deswegen sollte er le¬ 
benslang im Zuchthaus verschwinden! 
Jahre vergingen, Carter hockte in sei¬ 
ner Zelle, drohte zu erblinden. Hilfesu¬ 
chend wandte er sich an berühmte An¬ 
wälte, doch alle Bemühungen blieben 
erfolglos. Er schien für alle Zeiten in 
Vergessenheit zu geraten. 

★ 

Bis der ehemalige Polizist Fred Hogan 
Beweise gegen das juristisch unhaltbare 
Verfahren aufzuspüren begann und zu 
Solidarität mit Carter auf rief. 

Bekannte Sportler und Künstler der 
USA ließen sich gewinnen, für Carters 
Rehabilitierung aufzutreten. Muhamad 
Ali stiftete Geld für den Verteidiger ei¬ 
nes Wiederaufnahmeverfahrens. 

Die Wiederaufnahme des Verfah¬ 
rens konnte nun endlich betrieben wer¬ 
den. Man schrieb das Jahr 1974, und alle 
in Carters Umgebung schienen optimis¬ 
tisch. Die Richter eröffneten den zwei¬ 
ten Prozess. 

Einer der Kronzeugen des ersten 
Prozesses, Bello, gab zu Protokoll: „Ich 
will die Wahrheit sagen, denn ich wuss¬ 
te vom ersten Tage an, dass die Wahr¬ 
heit eines Tages herauskommen würde. 
Die Polizisten redeten auf mich ein, 
dass Carter es getan habe und ich es 
bezeugen solle. Damals war ich über¬ 
zeugt, dass ich das Richtige tun würde. 
Auch weil sie mir sagten, dass Carter 
ein Anhänger der radikalen Bewegung 
,Schwarze Panther 4 sei, die ständig zu 
Gewaltakten aufrief. 44 

Nach dem Ende des ersten Prozes¬ 
ses hatte Bello bis zum Wiederaufnah¬ 
meverfahren 1974 viermal vor Gericht 
gestanden und Jahre in Gefängnissen 
verbracht. In einem Prozess 1973 hatte 
er verlauten lassen, dass er eines Tages 
„auspacken“ würde. Da erschien Leut¬ 


nant DeSimone in seiner Zelle und 
drohte: „Ich werde dir etwas sagen, 
wenn du deine Schnauze aufmachst, 
werde ich dafür sorgen, dass du hun¬ 
dert Jahre bekommst!“ 

So endete 1974 auch der zweite von 
vielen mit Hoffnung erwartete Prozess 
mit einem Schuldspruch und erst beim 
dritten Verfahren 1985 befanden die 
höchsten Richter der USA, dass die 
Verurteilung „eher auf rassistischen 
Gründen denn auf Beweisen“ beruht 
habe und er deshalb freigesprochen 
werden müsse. 

Inzwischen hatten sich weltbe¬ 
rühmte Künstler mit „Hurricanes“ 
Schicksal befasst: Bob Dylan schrieb 
das Lied „Hurricane“, das um die Welt 
ging, Denzel Washington drehte den le¬ 
gendären Film „Hurricane“ und Muha¬ 
mad Ali bestritt einen Kampf für ihn. 
Als er nach 19 Jahren entlassen wur¬ 
de, floh er nach Kanada und gründe¬ 
te dort ein Komitee zur Unterstützung 
unrechtmäßig Verurteilter. Er setzte 
sich lange Jahre für Menschen ein, die 
zu Unrecht verurteilt wurden. Er wurde 
deswegen mit zwei Ehrendoktorwür¬ 
den ausgezeichnet. 

Dort traf ich ihn während eines 
dienstlichen Besuchs in Toronto. Und 
gestern rahmte ich in meinem Zimmer 
seine Telefonnummer, die er mir da¬ 
mals aufgeschrieben hatte. Die sorgt 
mit dafür, dass ich ihn nie vergessen 
werde. 

Im Februar noch hatte er einen Es¬ 
say für die „New York Daily News“ ge¬ 
schrieben, darin erwähnte er kurz auch 
seinen Gesundheitszustand. Er liege 
praktisch auf dem Totenbett, schrieb 
er. Und: „Ich habe 49 Jahre in der Höl¬ 
le gelebt, und im Himmel in den ver¬ 
gangenen 28 Jahren.“ 

★ 

Sein Tod rief sein tragisches Schick¬ 
sal endgültig wieder in die Erinne¬ 
rung und nicht nur die vielen, die ihn 
auf dem letzten Weg begleiteten, erin¬ 
nern sich. Ich gestehe: Das gilt auch für 
mich. Als mich vor Jahren eine Dienst¬ 
reise durch Toronto führte, hatte mir 
ein Freund seine Telefonnummer in 
die Hand gedrückt. Er war bereit, eine 
halbe Stunde mit mir zu plaudern und 
ich werde diese dreißig Minuten nie 
vergessen. 

Der Leser dürfte fragen, wer denn die¬ 
ser Carter überhaupt war und ich wer¬ 
de ihm diese Frage beantworten. Sein 
Schicksal hatte Jahrzehnte Millionen 
Gemüter bewegt, viele Buchautoren 
motiviert und eines Tages sogar Hol¬ 
lywood bewogen, seinem Leben einen 
Film zu widmen. 1988 war im Militär¬ 
verlag der DDR ein Taschenbuch von 
Ulf Harms mit dem Titel „Glanz und 
Elend des Boxers Rubin Carter“ er¬ 
schienen, damals übrigens die einzige 
deutschsprachige Publikation über ihn. 












